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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. Mai 1964 

7 — 80415 — 5174/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung. 

Der Bundesrat hat in seiner 269. Sitzung am 15. Mai 1964 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Gesetzentwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates zu. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst 


Der Bundestäcj hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Gesetzes über den 
zivilen Ersatzdienst 

Das Gesetz über den zivilen Ersatzdienst vom 
13. Januar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 10), zuletzt 
geändert durch das Dritte Gesetz zur Änderung des 

Wehrpflichtgesetzes vom (Bun- 

desgesetzbl. IS ), wird wie folgt geändert und 

ergänzt: 


1. Der erste Abschnitt des Gesetzes erhält fol- 
gende Fassung: 

„Erster Abschnitt 

Aufgaben und Organisation des 
zivilen Ersatzdienstes 

§ 1 

Aufgaben des zivilen Ersatzdienstes 

Im zivilen Ersatzdienst (Ersatzdienst) werden 
Aufgaben durchgeführt, die dem Allgemeinwohl 
dienen. Die Ersatzdienstpflichtigen (Dienst- 
pflichtigen) werden insbesondere zum Dienst in 
Kranken-, Heil- und Pflegeanstalten herange- 
zogen. 

§ 2 

Organisation des Ersatzdienstes 

(1) Dieses Gesetz wird, soweit es nichts an- 
deres bestimmt, in bundeseigener Verwaltung 
ausgeführt. Die Verwaltungsaufgaben des Bun- 
des erledigt das Bundesverwaltungsamt nach 
den fachlichen Weisungen des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung in eigener Zu- 
ständigkeit, soweit dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmt. Das Bundesverwaltungsamt kann den 
Leiter einer Ersatzdienstgruppe (Dienstgruppe) 
und den Leiter einer anerkannten Einrichtung 
mit der Wahrnehmung einzelner Verwaltungs- 
aufgaben, den Leiter einer Dienstgruppe auch 
mit der Überwachung anerkannter Einrichtun- 
gen, im Rahmen dieses Gesetzes beauftragen. 1 

(2) Das zuständige Kreiswehrersatzamt hat 
die Personalunterlagen der anerkannten Kriegs- 
dienstverweigerer unmittelbar dem Bundesver- 
waltungsamt zu übersenden. 


§ 3 

Dienststellen und Dienstort 

(1) Der Ersatzdienst ist in einer dafür an- 
erkannten Einrichtung oder in einer Dienst- 
gruppe (Dienststellen) zu leisten. Die Dienst- 
pflichtigen können bei dringendem Bedarf auch 
in der Verwaltung des Ersatzdienstes beschäf- 
tigt werden. 

(2) Anregungen des Dienstpflichtigen, zu 
einer von ihm gewählten Dienststelle einbe- 
rufen zu werden, kann entsprochen werden, 
wenn die dienstlichen Belange das zulassen. 

(3) Der Ersatzdienst ist außerhalb des Wohn- 
ortes des Dienstpflichtigen zu leisten. Im dienst- 
lichen Interesse oder zur Vermeidung beson- 
derer Härten können Ausnahmen zugelassen 
werden. 

§ 4 

Anerkennung von Einrichtungen 

(1) Die Entscheidung über die Anerkennung 
einer Einrichtung trifft auf deren Antrag der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 
Er kann die Einrichtung anerkennen, wenn 
diese 

1. überwiegend gemeinnützige oder 
mildtätige Aufgaben wahrnimmt, 

2. die Gewähr bietet, daß Beschäftigung, 
Leitung und Betreuung der Ersatz- 
dienstleistenden (Dienstleistenden) 
dem Wesen des Ersatzdienstes ent- 
sprechen, und 

3. sich bereit erklärt, Beauftragten des 
Bundesministers für Arbeit und So- 
zialordnung und des Bundesverwal- 
tungsamtes Einblick in die Gesamt- 
tätigkeit der Dienstleistenden und 
deren einzelne Aufgaben zu gewäh- 
ren sowie den Bundesrechnungshof 
bei der Rechnungsprüfung veraus- 
gabter Bundesmittel uneingeschränkt 
zu unterstützen. 

Die Anerkennung kann ferner davon abhängig 
gemacht werden, daß die gleichzeitige Beschäf- 
tigung einer Mindestzahl von Dienstpflichtigen 
gewährleistet ist. Der Anerkennung können 
Auflagen beigefügt werden. 

(2) Die Anerkennung ist zurückzunehmen 
oder zu widerrufen, wenn eine der in Absatz 1 
genannten Voraussetzungen nicht Vorgelegen 
hat oder nicht mehr vorliegt. Sie kann auch aus 
anderen wichtigen Gründen widerrufen werden, 
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insbesondere, wenn eine Auflage nicht erfüllt 
worden ist. 

§ 5 

Aufstellung der Dienstgruppen 

(1) Dienstgruppen werden auf Anordnung 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung nach Bedarf aufgestellt. Der Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung bestimmt 
ihren Sitz nach Anhörung des beteiligten Lan- 
des. 

(2) Die Leiter der Dienstgruppen und ihre 
Vertreter werden im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
bestellt. 

§ 6 

Kostenbeitrag 

Die Träger der Maßnahmen, bei denen Ange- 
hörige von Dienstgruppen tätig sind, und die 
Einrichtungen entrichten für die Dienstleistun- 
gen einen Kostenbeitrag in Höhe des durch- 
schnittlichen Aufwandes für die den Dienstlei- 
stenden zu gewährenden Geld- und Sachbezüge 
sowie für ihre Ausrüstung und LFnterbringung." 

2. Nach dem Ersten Abschnitt werden folgende 
Vorschriften eingefügt: 

„Zweiter Abschnitt 
Tauglichkeit; Ersatzdienstausnahmen 

§ 7 

Tauglichkeit 

Die Tauglichkeit für den Ersatzdienst be- 
stimmt sich nach der Tauglichkeit für den Wehr- 
dienst. 

§ 8 

Dauernde LFntauglichkeit; beschränkte 
Tauglichkeit 

(1) Zum Ersatzdienst wird nicht herangezo- 
gen, wer körperlich oder geistig dauernd un- 
tauglich oder entmündigt ist. 

(2) Wer beschränkt tauglich ist, hat den Er- 
satzdienst nach Maßgabe seines Leistungsver- 
mögens zu leisten. 

§ 8a 

Ausschluß, Befreiung und Zurückstellung vom 
Ersatzdienst 

(1) § 10 Abs. 1 und 2, §§ 11, 12 und 20 
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 des Wehrpflichtgeset- 
zes finden entsprechende Anwendung. 

(2) Bei Anträgen auf Zurückstellung nach 
Absatz 1 in Verbindung mit § 12 Abs. 2 des 
Wehrpflichtgesetzes sind beizubringen 

1. der Nachweis eines ordentlichen 
theologischen Studiums oder einer 


ordentlichen theologischen Ausbil- 
dung und 

2. eine Erklärung des zuständigen Lan- 
deskirchenamtes, der bischöflichen 
Behörde, des Ordensoberen oder der 
entsprechenden Oberbehörde einer 
anderen Religionsgemeinschaft, daß 
sich der anerkannte Kriegsdienstver- 
weigerer auf das geistliche Amt vor- 
bereitet. 

(3) Bei Anträgen auf Zurückstellung nach 
Absatz 1 in Verbindung mit § 12 Abs. 4 des 
Wehrpflichtgesetzes sind Beweisurkunden, die 
der Antragsteller besitzt oder ohne unverhält- 
nismäßigen Aufwand beschaffen kann, beizu- 
fügen. 

(4) Wird ein Antrag nach § 12 Abs. 2 oder 4 
des Wehrpflichtgesetzes nach der Musterung 
gestellt, so kann die Entscheidung darüber bis 
zur Einberufung ausgesetzt werden, es sei denn, 
daß der Antragsteller ein berechtigtes Interesse 
an alsbaldiger Entscheidung glaubhaft macht. 

(5) Zurückstellungen nach Absatz 1 in Ver- 
bindung mit § 12 Abs. 1, 4 und 5 des Wehr- 
pflichtgesetzes sind befristet auszusprechen. 

(6) Zurückstellungen sind zu widerrufen, 
wenn der Zurückstellungsgrund weggefallen ist; 
der anerkannte Kriegsdienstverweigerer ist 
vorher zu hören. 

§ 8b 

Ziviler Bevölkerungsschutz und Vollzugsdienst 
der Polizei 

(1) Die §§ 13 a und 42 Abs. 1 und 2 des Wehr- 
pflichtgesetzes finden entsprechende Anwen- 
dung. 

(2) Die Verordnung über die für Dienstlei- 
stungen im zivilen Bevölkerungsschutz vorgese- 
henen Wehrpflichtigen vom 27. Mai 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 369) findet mit Ausnahme des 
§ 3 entsprechende Anwendung. 

(3) Zeigt eine zuständige Behörde an, daß ein 
Wehrpflichtiger, der als Kriegsdienstverweige- 
rer anerkannt ist, 

1. für Dienstleistungen im zivilen Bevöl- 
kerungsschutz herangezogen, ver- 
pflichtet oder bereitgestellt oder 

2. in den Vollzugsdienst der Polizei ein- 
getreten oder für diesen durch schrift- 
lichen Bescheid angenommen worden 
und seine Einstellung innerhalb von 
sechs Monaten nach der Annahme zu 
erwarten ist, 

so hat das Bundesverwaltungsamt dem aner- 
kannten Kriegsdienstverweigerer mitzuteilen, 
daß er nicht zum Ersatzdienst herangezogen 
wird und von den in § 11 Abs. 2 bezeichneten 
Pflichten befreit ist, solange er für den zivilen 
Bevölkerungsschutz zur Verfügung steht oder 
dem Vollzugsdienst der Polizei angehört. 
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§ 8c 

Unabkömmlichstellung 

(1) Zum Ausgleich des öffentlichen Inter- 
esses an der Heranziehung zum Ersatzdienst 
und desjenigen an der Deckung des personel- 
len Kräftebedarfs für Aufgaben außerhalb des 
Ersatzdienstes kann ein Dienstpflichtiger, wenn 
das letztgenannte öffentliche Interesse über- 
wiegt, für den Ersatzdienst unabkömmlich ge- 
stellt werden, solange er für die von ihm außer- 
halb des Ersatzdienstes ausgeübte Tätigkeit 
nicht entbehrt werden kann. Die Unabkömmlich- 
stellung kann mit der Einschränkung ausge- 
sprochen werden, daß der Dienstpflichtige in 
zeitlich begrenztem Umfange zum Ersatzdienst 
herangezogen werden darf. Die Bundesregie- 
rung erläßt mit Zustimmung des Bundesrates 
allgemeine Verwaltungsvor schritten über die 
Grundsätze, die dem Ausgleich des personellen 
Kräftebedarfs zugrunde zu legen sind. 

(2) über die Unabkömmlichstellung wird auf 
Vorschlag der zuständigen Verwaltungsbehörde 
entschieden. Die Bundesregierung wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die Zuständigkeit und das 
Verfahren bei der Unabkömmlichstellung zu 
regeln. In der Rechtsverordnung kann die Er- 
mächtigung zur Bestimmung der zuständigen 
Behörden auf oberste Bundesbehörden oder 
auf die Landesregierungen mit der Ermächti- 
gung zur Weiterübertragung auf oberste Lan- 
desbehörden übertragen werden. Die Rechts- 
verordnung regelt auch, wie Meinungsverschie- 
denheiten zwischen dem Bundesverwaltungsamt 
und der vorschlagenden Verwaltungsbehörde 
unter Abwägung der verschiedenen Belange 
auszugleichen sind. Die Rechtsverordnung regelt 
ferner, für welche Zeiträume die Unabkömm- 
lichstellung ausgesprochen werden kann und 
welche sachverständigen Stellen der öffentlichen 
Verwaltung und Wirtschaft zu hören sind. 

(3) Der Dienstherr oder Arbeitgeber des 
Dienstpflichtigen ist verpflichtet, dem Bundes- 
verwaltungsamt den Wegfall der Voraussetzun- 
gen für die Unabkömmlichstellung anzuzeigen. 
Dienstpflichtige, die in keinem Dienst- oder Ar- 
beitsverhältnis stehen, haben den Wegfall der 
Voraussetzungen selbst anzuzeigen. 

§ 8d 

Entscheidungen über Wehrdienstausnahmen 

(1) Soweit Bescheide der WehrersatzbehÖr- 
den Feststellungen im Sinne des § 8 a Abs. 2 
Satz 2 des Wehrpflichtgesetzes treffen, werden 
sie in dem Zeitpunkt unwirksam, in dem der 
Wehrpflichtige als Kriegsdienstverweigerer an- 
erkannt worden ist. 

(2) Entscheidungen der Wehrersatzbehörden 
über Wehrdienstausnahmen gelten auch für den 
Ersatzdienst. 


§ 8e 

Erstattung von Auslagen und Verdienstausfall 

Anerkannten Kriegsdienstverweigerern wer- 
den die aus Anlaß einer Prüfung ihrer Verfüg- 
barkeit für den Ersatzdienst entstandenen not- 
wendigen Auslagen sowie bei angeordneter per- 
sönlicher Vorstellung auch Verdienstausf all nach 
Maßgabe der für die Musterung bei den Wehr- 
ersatzbehörden geltenden Vorschriften erstat- 
tet. 

Dritter Abschnitt 
Heranziehung zum Ersatzdienst 

§ 9 

Einberufung 

(1) Die Dienstpflichtigen werden nach den 
Einberufungsanordnungen des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung zum Ersatzdienst 
einberufen. Wer aus dem Grundwehrdienst ent- 
lassen wird, weil er als Kriegsdienstverweige- 
rer anerkannt ist, soll unverzüglich zum Ersatz- 
dienst einberufen werden. 

(2) Dienstpflichtige, deren Verfügbarkeit 
nicht innerhalb der letzten zwei Jahre vor der 
Einberufung festgestellt worden ist, sind vor 
der Einberufung zu hören, 

(3) Im Einberufungsbescheid sind Ort und 
Zeit des Diensteintritts sowie die Dauer des zu 
leistenden Ersatzdienstes anzugeben. Auf die 
strafrechtlichen Folgen des Ausbleibens soll 
hingewiesen werden. 

(4) Der Einberufungsbescheid soll mindestens 
vier Wochen vor dem Einberufungstermin er- 
gehen. 

(5) Verlegt ein anerkannter Kriegsdienst- 
verweigerer nach Zustellung des Einberufungs- 
bescheides seinen ständigen Aufenthalt inner- 
halb Deutschlands aus dem Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes hinaus, so bleibt er bis zur Be- 
endigung der Dienstzeit, für die er einberufen 
ist, wehrpflichtig. 

§ 9a 

Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen 

Ist für die Überprüfung der Verfügbarkeit des 
anerkannten Kriegsdienstverweigerers die Ver- 
nehmung eines Zeugen oder Sachverständigen 
erforderlich, so kann das Amtsgericht, in dessen 
Bezirk der Zeuge oder Sachverständige seinen 
Wohnsitz oder Aufenthalt hat, um dessen Ver- 
nehmung ersucht werden; hierbei sind die Tat- 
sachen anzugeben, über welche die Vernehmung 
erfolgen soll. Die Vorschriften des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes über die Rechtshilfe (§§ 156 ff.) 
und die Vorschriften der Zivilprozeßordnung 
finden entsprechende Anwendung. Die Beeidi- 
gung des Zeugen oder Sachverständigen liegt 
im Ermessen des Amtsgerichts. Dieses entschei- 
det auch über die Rechtmäßigkeit der Verwei- 
gerung des Zeugnisses, des Gutachtens oder der 
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Eidesleistung; die Entscheidung kann nicht an- 
gefochten werden. 

§ 9b 

Widerruf des Einberufungsbescheides 

Wird nach Zustellung des Einberufungsbe- 
scheides festgestellt, daß der anerkannte 
Kriegsdienstverweigerer nicht verfügbar ist, so 
ist der Einberufungsbescheid zu widerrufen. Der 
Widerrufsbescheid ist schriftlich zu erteilen 
und zuzustellen. 

§ 10 

Anrechnung des Wehrdienstes 

Geleisteter Wehrdienst wird auf den Ersatz- 
dienst angerechnet. Dies gilt nicht für Zeiten der 
Beurlaubung ohne Geld- und Sachbezüge, der 
Verbüßung von Freiheitsstrafen, disziplinären 
Arreststrafen oder Jugendarrest sowie des 
schuldhaften Fernbleibens von der Truppe oder 
Dienststelle, wenn sie insgesamt dreißig Tage 
überstiegen haben. 

§ 11 

Ersatzdienstüberwachung 

(1) Die anerkannten Kriegsdienstverweigerer 
unterliegen der Ersatzdienstüberwachung. Diese 
endet mit Ablauf des Jahres, in dem sie das 
sechzigste Lebensjahr vollendet haben. 

(2) Während der Ersatzdienstüberwachung 
haben die anerkannten Kriegsdienstverweigerer 
dem Bundesvcrwaltungsamt unverzüglich zu 
melden 

1. jede Änderung ihres Wohnsitzes oder 
ständigen Aufenthaltes, 

2. die Absicht, ihrem ständigen Aufent- 
haltsort länger als acht Wochen fern- 
zublciben, 

3. den Eintritt von Tatsachen, die eine 
Ersatzdienstausnahme nach § 8 Abs. 1, 
§ 8a Abs. 1 in Verbindung mit § 10 
Abs. 1 und 2, § 1 1 Abs. 1 und § 12 
Abs. 1 und 3 des Wehrpflichtgesetzes 
oder nach § 8 b Abs. 1 in Verbindung 
mit den §§ 13 a und 42 Abs. 1 des 
Wehrpflichtgesetzes begründen, 

4. den vorzeitigen Wegfall der Voraus- 
setzungen einer Zurückstellung. 

Sie haben ferner Vorsorge zu treffen, daß Mit- 
teilungen des Bundesverwaltungsamtes sie ohne 
Verzögerung erreichen können. 

(3) Wenn anerkannte Kriegsdienstverweige- 
rer Ersatzdienst von der Dauer des vollen 
Grundwehrdienstes geleistet haben, obliegen 
ihnen die in Absatz 2 Nr. 2 bis 4 genannten 
Pflichten nur, soweit dies der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung zur Sicherung des 
Ersatzdienstes im Verteidigungsfall anordnet. 


(4) Von den in Absatz 2 bezeichneten Pflich- 
ten sind diejenigen anerkannten Kriegsdienst- 
verweigerer befreit, die 

1. dauernd untauglich sind, 

2. vom Ersatzdienst dauernd ausge- 
schlossen sind, 

3. vom Ersatzdienst befreit sind, 

4. für Dienstleistungen im zivilen Bevöl- 
kerungsschutz herangezogen, ver- 
pflichtet oder bereitgestellt sind, so- 
lange sie für den zivilen Bevölke- 
rungsschutz zur Verfügung stehen, 
oder 

5. dem Vollzugsdienst der Polizei ange- 
hören. 

Dies gilt nicht für die Meldung der die Ersatz- 
dienstausnahme begründenden Tatsachen. 

(5) Anerkannte Kriegsdienstverweigerer kön- 
nen in besonderen Fällen ganz oder teilweise 
von den in Absatz 2 bezeichneten Pflichten 
befreit werden, solange sie für eine Einberu- 
fung nicht in Betracht kommen." 


3. In der Abschnittsüberschrift vor § 12 wird das 
Wort „Zweiter" durch das Wort „Vierter" er- 
setzt. 


4. § 12 erhält folgende Fassung: 

.§ 12 

Dauer des Ersatzdienstes 

(1) Die Dienstpflichtigen leisten ebenso- 
lange Ersatzdienst, wie sie als Soldaten des un- 
tersten Mannschaftsdienstgrades mit dem Taug- 
lichkeitsgrad „tauglich" auf Grund der Wehr- 
pflicht Wehrdienst zu leisten hätten. Die den 
Wehrübungen entsprechende Ersatzdienstzeit 
ist zusammenhängend zu leisten; Ausnahmen 
können, insbesondere in den Fällen des Absat- 
zes 2 Satz 2 und des Absatzes 3, zugelassen 
werden. 

(2) Zum Ersatzdienst von der Dauer des ver- 
kürzten Grundwehrdienstes kann ein Dienst- 
pflichtiger vor Vollendung des fünfundzwanzig- 
sten Lebensjahres einberufen werden, wenn 
seine Einberufung zum Ersatzdienst von der 
Dauer des vollen Grundwehrdienstes aus einem 
der in § 12 Abs. 4 Nr. 1 Buchstabe a und Nr. 2 
des Wehrpflichtgesetzes bezeichneten Gründe 
eine besondere Härte bedeuten würde, die vor- 
aussichtlich auch durch eine Zurückstellung nicht 
behoben werden könnte. Die Dauer des den 
Wehrübungen entsprechenden Teiles der Er- 
satzdienstzeit verlängert sich in diesem Fall 
um die Zeit, um die sich bei einem Soldaten, 
der auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst zu 
leisten hat, die Dauer der Wehrübungen ver- 
längern würde. 
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(3) Wird ein Dienstleistender aus dem Ersatz- 
dienst, der dem Grundwehrdienst entspricht, 
vorzeitig entlassen und nicht erneut dazu ein- 
berufen, so findet Absatz 2 Satz 2 entsprechende 
Anwendung. 

(4) Dienstpflichtige haben die Zeiten nachzu- 
dienen, in denen sie während der Dauer des 
Ersatzdienstes Freiheitsstrafen oder Jugend- 
arrest verbüßt haben oder ihrem Dienst schuld- 
haft ferngeblieben sind, wenn diese Zeiten ins- 
gesamt dreißig Tage überstiegen haben." 


5. Nach § 12 werden folgende Vorschriften ein- 
gefügt; 


II § 12 a 


Beginn des Ersatzdienstes 


Der Ersatzdienst beginnt mit dem Zeitpunkt, 
der für den Diensteintritt des Dienstpflichtigen 
festgesetzt ist. 


§ 12 b 

Eintreten für die demokratische Grundordnung 

Der Dienstleistende hat die freiheitliche 
demokratische Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes anzuerkennen und durch sein 
gesamtes Verhalten für ihre Erhaltung einzutre- 
ten." 


6. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach Satz 2 folgender neue 
Satz 3 eingefügt: 

„Er darf durch sein Verhalten den Arbeits- 
frieden und das Zusammenleben innerhalb 
der Dienststellen nicht gefährden." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Er muß die mit dem Dienst verbun- 
denen Gefahren auf sich nehmen, insbeson- 
dere, wenn es zur Rettung anderer aus 
Lebensgefahr oder zur Abwendung von 
Schäden, die der Allgemeinheit drohen, er- 
forderlich ist." 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Er hat sich ausbilden zu lassen, wenn 
es die Zwecke des Ersatzdienstes erfordern." 


teilungen im dienstlichen Verkehr oder über 
Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Be- 
deutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. 

(2) Der Dienstpflichtige darf ohne Genehmi- 
gung über solche Angelegenheiten weder vor 
Gericht noch außergerichtlich aussagen oder Er- 
klärungen abgeben. § 62 des Bundesbeamten- 
gesetzes findet entsprechende Anwendung mit 
der Maßgabe, daß über die Versagung der Ge- 
nehmigung der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung entscheidet. 

(3) Unberührt bleibt die gesetzlich begrün- 
dete Pflicht des Dienstpflichtigen, strafbare 
Handlungen anzuzeigen und bei Gefährdung 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
für ihre Erhaltung einzutreten." 


8. § 14 wird § 15; Absatz 1 Satz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„Der Dienstleistende hat die dienstlichen An- 
ordnungen des Leiters der Dienststelle sowie 
der Personen einschließlich anderer Dienstlei- 
stender zu befolgen, die mit Aufgaben der Lei- 
tung und Aufsicht beauftragt sind (Vorge- 
setzte)." 


9. § 15 wird § 14; er wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird gestrichen; der bisherige Ab- 
satz 4 wird Absatz 3. 

b) In dem neuen Absatz 3 Satz 1 werden die 
Worte „die Gemeinsamkeit des Dienstes" 
durch die Worte „das Zusammenleben in der 
Gemeinschaft" ersetzt. 


10. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „auf dienstliche 
Anordnung" gestrichen. 

b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Gemeinschaftsunterkunft ist jede vom Bun- 
desverwaltungsamt oder einer Dienststelle 
zugewiesene Unterkunft." 


11. § 17 erhält folgende Fassung: 


7. Nach § 13 wird folgende Vorschrift eingefügt: 
ii§ 13 a 

Verschwiegenheit 

(1) Der Dienstpflichtige hat, auch nach sei- 
nem Ausscheiden aus dem Ersatzdienst, über 
die ihm bei seiner dienstlichen Tätigkeit be- 
kanntgewordenen Angelegenheiten Verschwie- 
genheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mit- 


,i§ 17 

Arbeitszeit; innerer Dienstbetrieb 

(1) Die Arbeitszeit des Dienstleistenden rich- 
tet sich nach den Vorschriften, die an dem ihm 
zugewiesenen Arbeitsplatz für einen vergleich- 
baren Beschäftigten gelten oder gelten würden. 
Soweit solche Vorschriften nicht bestehen, fin- 
den die für Bundesbeamte geltenden Vorschrif- 
ten über die Arbeitszeit entsprechende Anwen- 
dung. 
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(2) Außerhalb der nach Absatz 1 geltenden 
Arbeitszeit hat der Dienst leistende am Dienst- 
iinterricht teilzuriehmen und die Aufgaben zu , 
übernehmen, die sich aus der Gemeinschafts- | 
Unterbringung ergeben oder die sonst zur 
Durchführung des Dienstes erforderlich sind 
(innerer Dienstbetrieb). 

(3) Die Inanspruchnahme des Dienstleisten- I 

den nach Absatz 2 soll zwei Stunden täglich ; 
nicht überschrei ten."' i 


12. § 18 erhalt folgende Fc\ssung: 

.§ 18 I 

Nebentätigkeit 

I 

(1) Der Dienstleistende bedarf zur Ausübung | 

einer Nebentätigkeit der Genehmigung; diese I 
darf nur versagt werden, wenn die Nebentätig- ! 
keit die Dienstleistung gefährdet oder den ; 
dienstlichen Erfordernissen zuwiderläuft. ! 

(2) Keiner Genehmigung bedarf die Verwal- 
tung eigenen oder der eigenen Nutznießung 
unterliegenden Vermögens sowie eine schrift- 
stellerische, wissenschaftliche, künstlerische 
oder Vortragstätigkeit. Diese Tätigkeiten kön- 
nen untersagt werden, sowmit sie die Dienst- 
leistung gefährden oder den dienstlichen Er- 
fordernissen zuwiderlaufen." 


13. § 20 wird wie folgt geändert; 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Fürsorge; Geld- und Sachbezüge; 

Reisekosten; Urlaub". 

b) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Sach- 
bezüge" ein Komma sowie die Worte „der 
Reisekosten" eingefügt. 

c) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 
eingefügt: 

„(2) Verträge mit Körperschaften und Ver- 
bänden der Heilberufe zur Sicherstellung 
der Heilfürsorge der Ersatzdienstleistenden 
sowie mit der Deutschen Bundesbahn zur 
Stundung von Reisekosten schließt der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung 
ab." 

d) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und 
erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Dienstleistende soll unentgelt- 
lich Arbeitskleidung erhalten. Er ist ver- 
pflichtet, diese bei der Arbeit und im inne- 
ren Dienstbetrieb zu tragen. Ersatzansprüche 
für Abnutzung und etwaige Beschädigung 
eigener Kleidung im Dienst stehen ihm nur 
zu, soweit er Arbeitskleidung nicht erhalten 
hatte oder diese' zu tragen nicht verpflichtet 


war. Für die Abnutzung der eigenen Klei- 
dung außerhalb des Dienstes ist dem Dienst- 
leistenden auf Antrag ein angemessener Zu- 
schuß zu gewähren." 

e) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und 
erhält folgende Fassung: 

„(4) Sind bei einem während der Aus- 
übung des Ersatzdienstes erlittenen Unfall 
Gegenstände, die Dienstleistende üblicher- 
weise mit sich führen, beschädigt oder zer- 
stört worden oder abhanden gekommen, so 
kann dafür Ersatz geleistet werden. Sind 
durch die erste Hilfeleistung nach dem Un- 
fall besondere Kosten entstanden, so ist dem 
Ersatzdienstleistenden der nachweisbar not- 
wendige Aufwand zu ersetzen. Ersatz für 
beschädigte, zerstörte oder abhanden ge- 
kommene eigene Kleidungsstücke des Dienst- 
leistenden wird nach Satz 1 und 2 nur unter 
den Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 3 
geleistet." 

f) Nach dem neuen Absatz 4 wird folgender 
neuer Absatz 5 eingefügt: 

„(5) Bei Beendigung des Ersatzdienstes 
kann Reisekostenvergütung wie bei der 
Diensteintrittsreise gewährt werden, soweit 
die Reise nicht Dienstreise ist." 

g) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6. 


14. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In Dienststellen mit fünf oder mehr 
Dienstleistenden wählen diese aus ihren 
Reihen einen Vertrauensmann und einen 
Stellvertreter." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Vertrauensmann soll zur verant- 
wortungsvollen Zusammenarbeit zwischen 
Vorgesetzten und Dienstleistenden sowie 
zur Erhaltung des Vertrauens innerhalb der 
Dienststelle beitragen. Er ist mit Vorschlä- 
gen in Fragen der Arbeitsaufgaben, des in- 
neren Dienstbetriebes, der Fürsorge und des 
außerdienstlichen Gemeinschaftslebens zu 
hören." 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Ist ein Vertrauensmann nicht gewählt, 
so können sich die Dienstleistenden mit 
ihren Anliegen an den für ihre Arbeitsstelle 
zuständigen Betriebsrat oder Personalrat 
wenden. Dieser hat auf die Berücksichtigung 
der Anliegen, falls sie berechtigt erscheinen, 
bei dem Leiter des Betriebes oder der Ver- 
waltung hinzuwirken." 
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15. § 24 wird durch folgende Vorschriften ersetzt: 

„§ 24 

Ärztliche Untersuchung 

(1) Der anerkannte Kriegsdienstverweigerer 
ist ärztlich zu untersuchen 

1. vor der Einberufung, wenn sich An- 
haltspunkte dafür ergeben, daß er 
dauernd oder vorübergehend untaug- 
lich ist; dies ist anzunehmen, wenn 
er wegen vorübergehender Untaug- 
lichkeit vom Ersatzdienst zurückge- 
stellt war; 

2. unverzüglich nach Diensteintritt; 

3. während des Ersatzdienstes, wenn 
sich Anhaltspunkte dafür ergeben, 
daß er 

a) dauernd oder vorübergehend un- 
tauglich geworden ist oder 

b) eine Ersatzdienstbeschädigung er- 
litten hat; 

4. vor der Entlassung. 

(2) Bei beschränkt Tauglichen ist vor der Ein- 
berufung oder bei der Untersuchung nach Ab- 
satz 1 Nr. 2 ärztlich festzustellen, welche Tätig- 
keiten sie ausüben oder nicht ausüben können. 

(3) Der anerkannte Kriegsdienstverweigerer 
hat sich zu einer angeordneten Untersuchung 
vorzustellen und diese zu dulden. Ärztliche 
Untersuchungsmaßnahmen, die einen erheb- 
lichen Eingriff in die körperliche Unversehrt- 
heit bedeuten oder mit einer erheblichen Gefahr 
für Leben oder Gesundheit des Dienstpflichtigen 
verbunden sind, dürfen nur mit seiner Zustim- 
mung vorgenommen werden. Darunter fallen 
nicht einfache ärztliche Maßnahmen, wie Blut- 
entnahme aus dem Ohrläppchen, dem Finger 
oder einer Blutader oder eine röntgenologische 
Untersuchung. 

(4) Zu der Untersuchung nach Absatz 1 Nr. 4 
ist ein Arzt der Versorgungs Verwaltung zuzu- 
ziehen, wenn der Dienstleistende das bean- 
tragt oder wenn mit der Geltendmachung von 
Versorgungsansprüchen zu rechnen ist. Das 
Bundesverwaltungsamt kann auch andere Be- 
weise erheben; § 9 a findet entsprechende An- 
wendung. Das Recht des Dienstleistenden, dar- 
über hinaus Gutachten von Ärzten seiner Wahl 
einzuholen, bleibt unberührt. 

(5) Bestehen Zweifel über das Vorliegen einer 
Ersatzdienstbeschädigung, so ist vor der Ent- 
lassung eine ärztliche Kommission zu hören. 
Sie besteht aus drei Ärzten, die von der medi- 
zinischen Fakultät einer Universität, vom Bun- 
desverwaltungsamt und von dem zur Entlas- 
sung stehenden Dienstleistenden benannt wer- 
den. Die Kommission bestimmt ihren Vorsit- 
zenden selbst. 


§ 24 a 

Erhaltung der Gesundheit; 
ärztliche Eingriffe 

(1) Der Dienstleistende hat alles in seinen 
Kräften Stehende zu tun, um seine Gesundheit 
zu erhalten oder wiederherzustellen. Er darf 
diese nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig be- 
einträchtigen. 

(2) Ärztliche Eingriffe in seine körperliche 
Unversehrtheit muß er nur dulden, wenn es sich 
um Maßnahmen handelt, die der Verhütung und 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten dienen. 
§ 32 Abs. 3 Satz 4 des Bundes-Seuchengesetzes 
vom 18. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1012), 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Bundes-Seuchengesetzes vom 23. Januar 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 57), bleibt unberührt. 

(3) Lehnt der Dienstleistende eine zumutbare 
ärztliche Behandlung ab und wird dadurch seine 
Dienst- oder Erwerbsfähigkeit ungünstig beein- 
flußt, so kann ihm eine sonst zustehende Ver- 
sorgung insoweit versagt werden. Nicht zumut- 
bar ist eine ärztliche Behandlung, die mit einer 
erheblichen Gefahr für Leben oder Gesundheit 
des Dienstleistenden verbunden ist, eine Ope- 
ration auch dann, wenn sie einen erheblichen 
Eingriff in die körperliche Unversehrtheit be- 
deutet.'' 

16. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Richtet sich die Beschwerde gegen den 
Leiter der Dienststelle, so kann sie beim 
Präsidenten des Bundesverwaltungsamtes, 
richtet sie sich gegen diesen, so kann sie 
beim Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung unmittelbar eingereicht werden." 

b) Nach Absatz 2 wird folgender neue Absatz 
3 angefügt: 

„(3) Gemeinschaftliche Beschwerden sind 
unzulässig." 

17. Die §§ 26 bis 29 werden gestrichen. 

18. Die §§ 30 und 31 werden durch folgende Vor- 
schriften ersetzt; 

„Fünfter Abschnitt 

Ende des Ersatzdienstes; Versorgung 
§ 30 

Ende des Ersatzdienstes 

Der Ersatzdienst endet durch Entlassung oder 
Ausschluß. 

§ 30 a 
Entlassung 

(1) Ein Dienstleistender ist zu entlassen, 
wenn 
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1. die für den Ersatzdienst festgesetzte 
Zeit abgelaufen ist, 

2. er nicht wehrpflichtig war oder seine 
Wehrpflicht ruht oder endet, 

3. durch vorläufige Maßnahmen die 
Vollziehung eines Musterungs- oder 
Einberufungsbescheides ausgesetzt 
oder aufgehoben oder ihre Aufhe- 
bung angeordnet wird, 

4. der die Verfügbarkeit feststellende 
Musterungsbescheid oder der Einbe- 
rufungsbescheid aufgehoben wird, 

5. er nach § 8 a Abs. 1 in Verbindung 
mit § 12 Abs. 2 oder 4 des Wehr- 
pflichtgesetzes zurückgestellt wird, 

6. der Einberufungsbescheid wegen 

einer Ersatzdienstausnahme nach § 8 
Abs. 1, § 8a Abs. 1, § 8b Abs. 1 

in Verbindung mit den §§ 11, 12 
Abs. 1 bis 3 und den §§ 13 a und 
42 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes 
hätte zurückgenommen oder wider- 
rufen werden müssen, 

7. eine Ersatzdienstausnahme nach § 8 
Abs. 1 oder § 8 a Abs. 1 in Verbin- 
dung mit den §§ 11, 12 Abs. 1 Nr. 2, 
3 und Abs, 3 des Wehrpflichtgesetzes 
eintritt, 

8. nach seinem bisherigen Verhalten 
durch seine weitere Dienstleistung 
die Ordnung im Ersatzdienst ernst- 
lich gefährdet würde, 

9. er unabkömmlich gestellt ist, 

10. der Bescheid über die Anerkennung 
als Kriegsdienstverweigerer zurück- 
genommen oder widerrufen ist, 

11. er dem Bundesverwaltungsamt ge- 
genüber schriftlich erklärt, daß er 
den Kriegsdienst mit der Waffe nicht 
mehr aus Gewissensgründen ver- 
weigere, 

12. er vorübergehend untauglich wird, 
die Wiederherstellung seiner Taug- 
lichkeit innerhalb der für den Ersatz- 
dienst festgesetzten Zeit nicht zu er- 
warten ist und er seine Entlassung 
beantragt oder ihr zustimmt. 

(2) Ein Dienstleistender kann entlassen 
werden 

1. auf seinen Antrag, wenn das Verblei- 
ben im Ersatzdienst für ihn wegen 
persönlicher, insbesondere häuslicker, 
beruflicher oder wirtschaftlicher 
Gründe, die nach dem für den Dienst- 
eintritt festgesetzten Zeitpunkt ent- 
standen oder zu früher entstandenen 
hinzugetreten sind, eine besondere 
Härte bedeuten würde; § 8 a Abs. 1 
in Verbindung mit § 12 Abs. 4 Satz 2 
Nr. 1, 2 und Abs. 6 des Wehrpflicht- 


gesetzes ist entsprechend anzuwen- 
den; 

2. wenn gegen ihn auf Freiheitsstrafe 
von drei Monaten oder mehr erkannt 
ist. 

§ 30 b 

Zeitpunkt der Beendigung des 
Ersatzdienstes 

(1) Im Falle der Entlassung endet der Ersatz- 
dienst mit dem Entlassungstage. 

(2) Hält sich ein Dienstleistender an dem 
Tage, an dem er zu entlassen wäre, nicht bei 
seiner Dienststelle auf, ohne dazu die ausdrück- 
liche Erlaubnis zu besitzen, so gilt er als mit 
Ablauf dieses Tages entlassen. Die Verpflich- 
tung, unter den Voraussetzungen des § 12 
Abs. 4 nachzudienen, bleibt unberührt. 

(3) Befindet sich ein Dienstleistender an dem 
vorgesehenen Entlassungstag in stationärer 
Krankenbehandlung auf Grund einer Einwei- 
sung durch einen Arzt, so endet der Ersatz- 
dienst, zu dem er einberufen war, 

1. wenn die stationäre Krankenbehand- 
lung beendet ist, spätestens jedoch 
drei Monate nach dem für die 
Entlassung vorgesehenen Zeitpunkt, 
oder, 

2. wenn er innerhalb der in Nummer 1 
genannten drei Monate schriftlich er- 
klärt, daß er mit der Fortsetzung des 
Ersatzdienstverhältnisses nicht ein- 
verstanden ist, mit dem Tage der Ab- 
gabe dieser Erklärung. 

§ 31 

Ausschluß 

(1) Ein Dienstleistender ist aus dem Ersatz- 
dienst ausgeschlossen, wenn gegen ihn durch 
Urteil eines deutschen Gerichtes im Geltungsbe- 
reich des Grundgesetzes auf die in § 10 Abs. 1 
des Wehrpflichtgesetzes bezeichneten Strafen, 
Maßregeln oder Nebeniolgen erkannt wird. Der 
Ersatzdienst endet mit dem Tage, an dem das 
Urteil rechtskräftig geworden ist. 

(2) Wird im Wiederaufnahmeverfahren auf 
keine der genannten Strafen, Maßregeln oder 
Nebenfolgen erkannt, so dürfen dem Ausge- 
schlossenen aus dem Ausschluß für die Erfül- 
lung der Wehrpflicht keine nachteiligen Folgen 
erwachsen." 

19. § 32 erhält folgende Fassung; 

„§ 32 

Dienstzeitbescheinigung und 
Dienstzeugnis 

(1) Wer Ersatzdienst geleistet hat, erhält nadi 
dessen Beendigung eine Dienstzeitbescheini- 
gung. 
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(2) Nach Beendigung des Ersatzdienstes ist 
ihm ein Dienstzeugnis zu erteilen, das über die 
Art und Dauer seines Dienstes, über seine Füh- 
rung und seine Leistung im Dienst Auskunft 
gibt, sofern er es beantragt und er mindestens 
drei Monate tatsächlich Dienst verrichtet hat. 

(3) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 
ist ihm eine angemessene Zeit vor Beendigung 
des Ersatzdienstes ein vorläufiges Dienstzeug- 
nis zu erteilen." 

§ 33 wird folgt geändert: 


Ersten des Monats, der auf den Monat folgt, 
in dem die Zahlung von Bezügen auf Grund 
der Dienstleistung endet." 

e) Nach Absatz 7 wird folgender neue Absatz 8 
eingefügt: 

„(8) § 36 des Bundesversorgungsgesetzes 
gilt nicht für den Dienstpflichtigen, der wäh- 
rend des Ersatzdienstes verstorben ist, wenn 
das Bundesverwaltungsamt die Bestattung 
und Überführung besorgt hat." 

f) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 9. 


a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Zum Ersatzdienst gehören auch 

1. das Erscheinen eines Dienstpflich- 
tigen auf Anordnung einer für die 
Durchführung des Ersatzdienstes 
zuständigen Stelle, 

2. das Zurücklegen des Weges bei 
Antritt und des Rückweges bei Be- 
endigung des Ersatzdienstes, 

3. das Zurücklegen des mit dem 
Dienst zusammenhängenden We- 
ges zu und von der Dienststelle, 

4. Dienstreisen, Dienstgänge und die 
dienstliche Tätigkeit am Bestim- 
mungsort, 


g) Der bisherige Absatz 9 wird gestrichen. 

21. § 34 erhält folgende Fassung: 

„§ 34 

Heilbehandlung bei sonstiger 
Gesundheitsstörung 

(1) Wer Ersatzdienst geleistet hat, erhält 
wegen einer Gesundheitsstörung, die während 
des Ersatzdienstes entstanden, aber keine Folge 
einer Ersatzdienstbeschädigung ist, auf Antrag 
Heilbehandlung nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz bis zur Dauer von drei Jahren nach Be- 
endigung des Ersatzdienstes, wenn er in diesem 
Zeitpunkt heilbehandlungsbedürftig ist. 


5. die Teilnahme an dienstlichen Ver- 
anstaltungen. 

Hatte der Beschädigte wegen der Entfer- 
fernung seiner ständigen Familienwohnung 
vom Dienstort an diesem oder in dessen 
Nähe eine Unterkunft, so gilt Satz 1 Nr, 3 
auch für den Weg von und zu der Familien- 
wohnung." 

b) In Absatz 5 wird nach Satz 1 folgender neuer 
Satz 2 eingefügt: 

„Wenn die zur Anerkennung einer Gesund- 
heitsstörung als Folge einer Schädigung er- 
forderliche Wahrscheinlichkeit nur deshalb 
nicht gegeben ist, weil über die Ursache des 
festgestellten Leidens in der medizinischen 
Wissenschaft Ungewißheit besteht, kann mit 
Zustimmung des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung Versorgung gewährt wer- 
werden; die Zustimmung kann allgemein er- 
teilt werden." 

c) Der bisherige Satz 2 in Absatz 5 wird Satz 3. 

d) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Die §§ 60 und 61 des Bundesversor- 
gungsgesetzes gelten mit der Maßgabe, daß 
die Versorgung nicht vor dem Tage beginnt, 
der auf den Tag der Beendigung des Ersatz- 
dienstes folgt. Ist ein Dienstpflichtiger, des- 
sen Hinterbliebenen Versorgung nach Ab- 
satz 1 zustehen würde, verschollen, so be- 
ginnt die Hinterbliebenenversorgung ab- 
weichend von Satz 1 frühestens mit dem 


(2) Die Heilbehandlung wird nicht gewährt, 
wenn und soweit ein entsprechender Anspruch 
gegen einen Sozialversicherungsträger, auf 
Tuberkulosehilfe oder aus einem Vertrag be- 
steht, ausgenommen Ansprüche aus einer priva- 
ten Kranken- oder Unfallversicherung, oder 
wenn der Berechtigte ein Einkommen hat, das 
die für die Krankenversicherungspflicht maß- 
gebende Jahresarbeitsverdienstgrenze über- 
steigt. Das gleiche gilt, wenn die Gesundheits- 
störung auf eigenes grobes Verschulden oder 
auf Geschlechtskrankheit zurückzu führen ist." 


22. Nach § 34 werden folgende Vorschriften einge- 
fügt: 


§ 34 a 


Einkommensausgleich in besonderen Fällen 


§ 17 des Bundesversorgungsgesetzes gilt für 
einen anerkannten Kriegsdienstverweigerer, der 
Ersatzdienst geleistet hat und im Zeitpunkt der 
Beendigung des Ersatzdienstes infolge einer Er- 
satzdienstbeschädigung arbeitsunfähig ist, mit 
folgenden Maßgaben: 

1. Hatte der anerkannte Kriegsdienstver- 
weigerer keine Erwerbstätigkeit ausgeübt, 
so gilt er als arbeitsunfähig, wenn er nicht 
oder doch nur mit der Gefahr, seinen Zu- 
stand zu verschlimmern, fähig ist, einer 
Erwerbstätigkeit oder Berufsausbildung 
nachzugehen. Als Zeitpunkt des Eintritts 
der Arbeitsunfähigkeit gilt der Zeitpunkt 
der Beendigung des Ersatzdienstes. 


10 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2273 


2. Das Einkommen, das der anerkannte 
Kriegsdienstverweigerer vor Eintritt der 
Arbeitsunfähigkeit bezogen hat, gilt auch 
dann als durch die Arbeitsunfähigkeit ge- 
mindert, wenn die Minderung infolge der 
Beendigung des Ersatzdienstes wegen Ab- 
laufes der dafür festgesetzten Zeit einge- 
treten ist. 

3. Als vor Eintritt der Arbeitsunfähigkeit be- 
zogenes Einkommen gelten die vor der Be- 
endigung des Ersatzdienstes bezogenen 
Geld- und Sachbezüge als Dienstpflichtiger. 
Hatte der Dienstpflichtige im letzten Ka- 
lendermonat vor dem für den Dienstein- 
tritt festgesetzten Zeitpunkt Arbeitsein- 
kommen bezogen, so ist dieses Einkom- 
men maßgebend, sofern das für ihn gün- 
stiger ist. 

§ 34 b 

Durchführung der Versorgung 

Die Versorgung nach den §§ 33 bis 34 a wird 
von den zur Durchführung des Bundesversor- 
gungsgesetzes zuständigen Behörden im Auf- 
träge des Bundes durchgeführt. § 88 Abs. 2 
Satz 1, Abs. 3 bis 6 und 8 des Soldatenversor- 
gungsgesetzes gilt entsprechend." 


dem das Bundesverwaltungsamt feststellt, daß 
das Ableben des Verschollenen mit Wahrschein- 
lichkeit anzunehmen ist. Kehrt der Verschollene 
zurück, so lebt sein Anspruch auf Ausgleich für 
die Zeit wieder auf, für die Bezüge auf Grund 
der Dienstleistung nachgezahlt werden. 

(5) Der Anspruch auf Ausgleich kann weder 
abgetreten noch verpfändet noch gepfändet 
werden. Die Aufrechnung einer Forderung auf 
Rückerstattung zuviel gezahlten Ausgleichs ist 
zulässig." 


24. Die Abschnittsüberschrift vor § 36 erhält fol- 
gende Fassung: 

„Sechster Abschnitt 

Straf-, Bußgeld- und Disziplinarvorschriften". 


25. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Ein- 
schließung" die Worte „von einem Monat" 
eingefügt. 

b) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Haft" 
die Worte „nicht unter einer Woche" einge- 
fügt. 


23. § 35 erhält folgende Fassung: 


26. Dem § 37 wird folgender neuer Absatz 4 an- 
gefügt: 


„§ 35 

Ausgleich für Ersatzdienstbeschädigungen 

(1) Dienstleistende erhalten wegen der Fol- 
gen einer Ersatzdienstbeschädigung einen Aus- 
gleich in Höhe der Grundrente und der Schwerst- 
beschädigtenzulage nach § 31 Abs. 1 und 5 des 
Bundesversorgungsgesetzes. 

(2) Hat bei Eintritt der Ersatzdienstbeschädi- 
gung eine meßbare Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit bestanden, die Folge einer Schädigung 
im Sinne des § 1 des Bundesversorgungsgesetzes 
oder eines Gesetzes ist, das das Bundesversor- 
gungsgesetz für anwendbar erklärt, so ist die 
durch das Hinzutreten der Ersatzdienstbeschädi- 
gung eingetretene Gesamtminderung der Er- 
werbsfähigkeit festzustellen. Von dem sich dar- 
aus ergebenden Betrag des Ausgleichs ist ein 
Betrag in Höhe der Grundrente, die der früheren 
Minderung der Erwerbsfähigkeit entspricht, ab- 
zuziehen. Der Restbetrag ist als Ausgleich zu 
gewähren. 

(3) § 33 Abs. 5 Satz 2 findet Anwendung. 

(4) Der Ausgleich beginnt mit dem Monat, in 
dem seine Voraussetzungen erfüllt sind. § 60 
Abs. 4 Satz 1 und 2 und § 62 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 
und 3 des Bundesversorgungsgesetzes gelten 
entsprechend. Der Anspruch auf Ausgleich be- 
steht nur für die Zeit bis zur Beendigung des 
Ersatzdienstes. Ist ein Dienstpflichtiger ver- 
schollen, so besteht der Anspruch auf Ausgleich 
nur für die Zeit bis zum Ende des Monats, in 


„(4) Wer einen Dienstleistenden zu einer 
nach Absatz 1 mit Strafe bedrohten Handlung zu 
bestimmen versucht, wird mit Gefängnis be- 
straft. § 49 a Abs. 3 Nr. 1 und Abs. 4 des Straf- 
gesetzbuches findet entsprechende Anwendung." 


27. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Die Vorschrift erhält die Überschrift: 

„Nichtbefolgen von Anordnungen". 

b) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Ge- 
fängnis" die Worte „nicht unter einem 
Monat" eingefügt. 

c) In Absatz 1 wird das Wort „Einschließung" 
durch die Worte „mit Einschließung von 
einem Monat" ersetzt. 

d) ln Absatz 1 werden nach dem Wort „Haft" 
die Worte „nicht unter zwei Wochen" einge- 
fügt. 

e) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Gericht" 
die Worte „die Haftstrafe bis auf eine Woche 
ermäßigen oder" eingefügt. 


28. Nach § 38 werden folgende Vorschriften einge- 
fügt: 

.§ 38 a 
Teilnahme 

Wegen Anstiftung und Beihilfe zu einer nach 
diesem Gesetz mit Strafe bedrohten Handlung 
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und wegen versuchter Anstiftung zur Dienst- 
flucht (§ 37 Abs. 4) ist auch strafbar, wer nicht 
Dienstleistender ist. Bei Anstiftung und Beihilfe 
durch Personen, die nicht Dienstleistende sind, 
tritt an die Stelle des erhöhten Mindestmaßes 
einer Freiheitsstrafe das gesetzliche Mindest- 
maß. 


§ 38 b 

Wahl zwischen verschiedenen Strafarten 

(1) Wo dieses Gesetz die Wahl zwischen Ge- 
fängnis und Haft läßt, darf auf Haft nur er- 
kannt werden, wenn der Täter bei vorsätzlichen 
Taten nur mit geringer Schuld, bei fahrlässigen 
Taten nicht gewissenlos oder sonst mit schwerer 
Schuld gehandelt hat. 

(2) Wo dieses Gesetz die Wahl zwischen Ge- 
fängnis und Einschließung läßt, darf auf Ein- 
schließung nur erkannt werden, wenn für das 
Verhalten des Täters achtenswerte Beweg- 
gründe ausschlaggebend waren und die Tat 
nicht schon wegen der Art der Ausführung oder 
wegen der vom Täter verschuldeten Folgen be- 
sonders verwerflich ist. 

(3) Auf Geldstrafe an Stelle von Freiheits- 
strafe (§ 27 b des Strafgesetzbuches) darf nicht 
erkannt werden, wenn ein Dienstleistender eine 
Straftat nach diesem Gesetz begangen hat." 


29. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) Die Vorschrift erhält die Überschrift: 

„Ordnungswidrigkeiten". 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

!. den in § 11 Abs. 2 bestimmten 
Pflichten oder 

2. der in § 24 Abs. 3 Satz 1 bestimm- 
ten Pflicht, sich zu einer angeord- 
neten Untersuchung vorzustellen 
und diese zu dulden, 

zuwiderhandelt. § 38 a Satz 1 findet entspre- 
chende Anwendung." 


30. Nach § 39 werden folgende Vorschriften einge- 
fügt: 


§ 39 a 


Dienstvergehen 


(1) Ein Dienstleistender, der seine Dienst- 
pflichten schuldhaft verletzt, kann wegen eines 
Dienstvergehens disziplinär bestraft werden. 

(2) Der zuständige Disziplinarvorgesetzte be- 
stimmt nach pflichtmäßigem Ermessen, ob und 
wie wegen eines Dienstvergehens einzuschrei- 
ten ist. Er hat dabei auch das gesamte dienstliche 
und außerdienstliche Verhalten zu berücksich- 
tigen. 

(3) Ist seit einem Dienstvergehen mehr als 
ein Jahr verstrichen, so ist eine Bestrafung nicht 
mehr zulässig. Die Frist läuft nicht, solange der 
Sachverhalt Gegenstand von Ermittlungen nach 
§ 39 e, einer Beschwerde nach § 39 h Abs. 2, 
eines Verfahrens vor der Bundesdisziplinar- 
kammer nach § 39 i oder eines Strafverfahrens 
ist. 


§ 39 b 

Disziplinarstrafen 

(1) Disziplinarstrafen sind 

1. Verweis, 

2. Ausgangsbeschränkung, 

3. Geldbuße. 

(2) Ausgangsbeschränkung und Geldbuße 
können nebeneinander verhängt werden. 

§ 39 c 

Inhalt und Höhe der Disziplinarstrafen 

(1) Verweis ist der förmliche Tadel eines be- 
stimmten pflichtwidrigen Verhaltens des Dienst- 
leistenden. 

(2) Die Ausgangsbeschränkung besteht in 
dem Verbot, sich von Dienstschluß an oder einer 
bestimmten Stunde danach außerhalb der Unter- 
kunft aufzuhalten; sie kann durch das Verbot 
verschärft werden, für die ganze Dauer oder 
einen Teil der Zeit, für die sie verhängt wird, 
Gemeinschaftsräume zu betreten und Besuche zu 
empfangen (verschärfte Ausgangsbeschränkung). 
Die Ausgangsbeschränkung dauert mindestens 
drei Tage und höchstens dreißig Tage. 

(3) Die Geldbuße darf die Höhe des Soldes 
für zwei Monate nicht überschreiten. 


c) Absatz 3 erhält folgende Fassung; 

„(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 73 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten ist das Bundesverwaltungsamt. Dieses 
entscheidet auch über die Abänderung und 
Aufhebung eines rechtskräftigen, gerichtlich 
nicht nachgeprüften Bußgeldbescheides (§ 66 
Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten)." 


§ 39 d 

Disziplinarvorgesetzte 

(1) Zuständig zur Verhängung einer Diszipli- 
narstrafe ist der Präsident des Bundesverwal- 
tungsamtes. 

(2) Leitern von Dienstgruppen und deren 
Vertretern kann der Präsident des Bundesver- 
waltungsamtes Disziplinargewalt zur Verhän- 
gung von Verweisen und Ausgangsbeschrän- 
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kungen bis zu zehn Tagen übertragen; die über- , 
tragung kann jederzeit widerrufen werden. i 

(3) Wird der Beschuldigte versetzt, bevor ein 

eingeleitetes Disziplinarverfahren durch Ver- ; 
hängung einer Disziplinarstrafe oder durch Ein- | 
Stellung erledigt ist, so geht eine Zuständigkeit ^ 
nach Absatz 2 auf den Präsidenten des Bundes- 
verwaltungsamtes über. I 

(4) Der Präsident des Bundesverwaltungs- j 

amtes ist in jedem Falle zuständig, wenn der | 
nach Absatz 2 zuständige Disziplinarvorgesetzte | 
an der Tat beteiligt oder persönlich durch sie j 
verletzt ist oder sich für befangen hält. | 

§ 39 e 

Ermittlungen 

(1) Werden Tatsachen bekannt, die den Ver- 
dacht eines Dienstvergehens rechtfertigen, so 
veranlaßt der zuständige Disziplinarvorgesetzte 
die zur Aufklärung des Sachverhaltes erforder- 
lichen Ermittlungen. Dabei sind nicht nur die 
belastenden, sondern auch die entlastenden und 
die für die Strafzumessung bedeutsamen Um- 
stände zu ermitteln. Dem Beschuldigten ist Ge- 
legenheit zu geben, sich zu den gegen ihn er- 
hobenen Beschuldigungen zu äußern. § 9 a findet 
entsprechende Anwendung. 

(2) Vor der Entscheidung ist der Vertrauens- 
mann, bei Fehlen eines solchen der Betriebsrat 
oder Personalrat, unter Bekanntgabe des Sach- 
verhaltes über die Person des Beschuldigten zu 
hören. 

§ 39 f 

Einstellung des Verfahrens 

(1) Wird durch die Ermittlungen ein Dienst- 
vergehen nicht festgestellt oder hält der Diszi- 
plinarvorgesetzte eine Disziplinarstrafe nicht für 
angezeigt, so stellt er das Verfahren ein und 
teilt dies dem Beschuldigten mit, wenn er ihn 
zuvor gehört hat. 

(2) Ungeachtet der Einstellung durch einen 
anderen Disziplinarvorgesetzten kann der Präsi- 
dent des Bundesverwaltungsamtes wegen des- 
selben Sachverhaltes eine Disziplinarstrafe ver- 
hängen. 

§ 39 g 

Verhängung der Disziplinarstrafe 

Stellt der Disziplinarvoi gesetzte das Verfah- 
fahren nicht ein, so verhängt er die Disziplinar- 
strafe. Hält der nach § 39 d Abs. 2 zuständige 
Disziplinarvorgesetzte seine Strafgewalt nicht 
für ausreichend, so führt er die Entscheidung 
des Präsidenten des Bundesverwaltungsamtes 
herbei. 

§ 39 h 

Disziplinarverfügung; Beschwerde 

(1) Die Disziplinarstrafe wira durch eine 
schriftliche, mit Gründen versehene Disziplinar- 
verfügung verhängt, die dem Beschuldigten zu- 
zustellen oder zu eröffnen ist. Uber die Eröff- 


nung ist eine Niederschrift aufzunehmen; dem 
Beschuldigten ist eine Abschrift der Disziplinar- 
verfügung auszuhändigen. Er ist zugleich über 
die Möglichkeit der Anfechtung, über die Stelle, 
der gegenüber die Anfechtung zu erfolgen hat, 
und über Form und Frist der Anfechtung schrift- 
lich zu belehren. 

(2) Der Beschuldigte kann gegen die Diszipli- 
narverfügung des Leiters der Dienstgruppe bei 
diesem oder bei dem Präsidenten des Bundes- 
vorwaltungsamtes innerhalb zweier Wochen 
nach Zustellung oder Eröffnung schriftlich oder 
mündlich Beschwerde erheben. Wird die Be- 
schwerde mündlich erhoben, so ist eine Nieder- 
schrift aufzunehmen, die der Beschuldigte zu 
unterschreiben hat. Wird die Beschwerde bei 
dem Leiter der Dienstgruppe erhoben, so hat 
dieser sie innerhalb einer Woche mit seiner 
Stellungnahme dem Präsidenten des Bundes- 
verwaltungsamtes vorzulegen. Dessen Entschei- 
dung darf die Strafe nicht verschärfen. Die Ent- 
scheidung ist zuzustellen. 

§ 39 i 

Anrufung der Disziplinarkammer 

(1) Gegen Disziplinarverfügungen des Präsi- 
denten des Bundesverwaltungsamtes und gegen 
dessen Entscheidungen nach § 39 h Abs. 2 Satz 4 
kann innerhalb zweier Wochen nach Zustellung 
die Entscheidung der Bundesdisziplinarkammer, 
in deren Bezirk das Bundesverwaltungsamt 
seinen Sitz hat, beantragt werden. 

(2) Der Antrag ist schriftlich bei dem Präsi- 
denten des Bundesverwaltungsamtes einzurei- 
chen und zu begründen; die Antragsfrist wird 
auch gewahrt, wenn während ihres Laufes der 
Antrag bei der Bundesdisziplinarkammer ge- 
stellt wird. Die Bundesdisziplinarkammer ent- 
scheidet über die Rechtmäßigkeit der Diszipli- 
narverfügung ohne mündliche Verhandlung 
endgültig durch Beschluß; sie kann die Diszipli- 
narverfügung aufrechterhalten oder aufheben, 
aber nicht ändern. Die Entscheidung ist zu be- 
gründen. 

(3) Für die Besetzung der Bundesdisziplinar- 
kammer und das Verfahren gelten die entspre- 
chenden Vorschriften der Bundesdisziplinarord- 
nung vom 28. November 1952 (BundesgesetzbL I 
S. 761), zuletzt geändert durch das Deutsche 
Richtergesetz vom 8. September 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1665), und der Verordnung zur 
Durchführung der Bundesdisziplinarordnung 
vom 28. März 1953 (BundesgesetzbL I S. 92), 
geändert durch die Verordnung vom 31. August 
1953 (BundesgesetzbL I S. 1310), mit der Maß- 
gabe, daß an die Stelle des in den §§ 35 bis 37 
der Bundesdisziplinarordnung bezeichneten 
nicht rechtskundigen Beisitzers ein Beisitzer 
tritt, der im Bezirk der Bundesdisziplinarkam- 
mer Ersatzdienst leistet. Der Bundesminister 
des Innern bestellt den Beisitzer für die Dauer 
seiner Ersatzdienstleistung auf Vorschlag des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung. 
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§ 39 k I 

Aufhebung der Disziplinarverfügung j 

(1) Der Präsident des Bundesverwaltungs- 
amtes kann seine Disziplinarverfügung sowie 
die eines anderen Disziplinarvorgesetzten inner- 
halb von sechs Monaten, nachdem sie erlassen 
ist, aufheben und in der Sache anders entschei- 
den. Vor der Entscheidung ist der Beschuldigte 
zu hören. § 39 h Abs. 1 Satz 3 und § 39 i finden 
entsprechende Anwendung. 

(2) Der Präsident des Bundesverwaltungs- 
amtes hat eine Disziplinarverfügung, auch nach 
Ablauf der in Absatz 1 bezeichneten Frist, auf- 
zuheben und in der Sache neu zu entscheiden, 
wenn nach Eintritt der Unanfechtbarkeit einer 
Disziplinarverfügung wegen des dieser zu- 
grunde liegenden Sachverhaltes in einem 
Strafverfahren gegen den Bestraften ein Urteil 
ergeht und rechtskräftig wird, dessen tatsäch- 
liche Feststellungen, soweit sie erheblich sind, 
von den in der Disziplinarverfügung getrof- 
fenen abweichen. Absatz 1 Satz 2, § 39 h Abs. 1 
Satz 3 und § 39 i finden entsprechende Anwen- 
dung. 

§ 39 1 

Vollstreckung 

(1) Die Disziplinarstrafen werden von dem 
Disziplinarvorgesetzten vollstreckt, der sie ver- 
hängt hat; dieser kann den Leiter der Dienst- 
stelle oder dessen Vertreter mit der Vollstrek- 
kung beauftragen, es sei denn, daß diese Per- I 
sonen an der Tat beteiligt oder persönlich durch 
sie verletzt waren. 

(2) Der Verweis gilt mit der Zustellung oder 
Eröffnung als vollstreckt. 

(3) Ausgangsbeschränkung und Geldbuße | 
sind erst vollstreckbar, wenn Beschwerde nicht j 
fristgemäß oder erfolglos erhoben worden ist. 
Wird die Bundesdisziplinarkammer angerufen, 
so kann diese die Vollstreckung aussetzen. Bei 
der Vollstreckung der Ausgangsbeschränkung 
kann angeordnet werden, daß sich der Bestrafte 
in angemessenen Zeitabständen bei einem Vor- 
gesetzten zu melden hat. 

(4) Geldbußen werden im Verwaltungs- 
zwangsverfahren beigetrieben. Sie können auch 
durch Einbehaltung von Sold vollstreckt wer- 
den; dabei darf monatlich nicht mehr als die 
Hälfte eines Monatssoldes einbehalten werden. 

(5) Disziplinarstrafen dürfen nach Ablauf von 
sechs Monaten, nachdem die Disziplinarverfü- 
gung unanfechtbar geworden ist, nicht mehr 
vollstreckt werden. Die Frist ist gewahrt, wenn | 
vor ihrem Ablauf die Vollstreckung beginnt, j 

§ 39 m 
Auskünfte 

Auskünfte über Verweise und über Aus- 
gangsbeschränkungen bis zu zwei Wochen, die ; 
nicht in Verbindung mit Geldbußen verhängt 


sind, werden an Stellen außerhalb des Ersatz- 
dienstes nicht erteilt, sofern es sich nicht um 
Mitteilungen in Strafverfahren an Staatsanwalt- 
schaften und Gerichte handelt. Ob Auskünfte 
über andere Disziplinarstrafen erteilt werden, 
entscheidet der Präsident des Bundesverwal- 
tungsamtes. 

§ 39 n 

Gnadenrecht 

Dem Bundespräsidenten steht das Gnaden- 
recht hinsichtlich der nach diesem Gesetz ver- 
hängten Disziplinarstrafen und des Ausschlus- 
ses gemäß § 31 Abs. 1 zu. Er übt es selbst aus 
oder überträgt die Ausübung anderen Stellen." 


31. ln der Abschnittsüberschrift vor § 40 werden 
das Wort „Vierter" durch das Wort „Sieben- 
ter" und die Worte „Rechtsmittel- und Schluß- 
vorschriften" durch die AVorte „Besondere Ver- 
fahrensvorschriften" ersetzt. 


32. § 40 wird durch folgende Vorschriften ersetzt: 

.§ 40 

Form und Bekanntgabe von Verwaltungsakten; 

Zustellungen 

(1) Nicht begünstigende Verwaltungsakte auf 
Grund dieses Gesetzes sind schriftlich zu erlas- 
sen und zu begründen. 

(2) Verwaltungsakte nach Absatz 1 sind zu- 
zustellen. Im übrigen wird zugestellt, soweit 
das durch dieses Gesetz oder durch Anordnung 
einer für den Ersatzdienst zuständigen Stelle 
bestimmt wird. 

(3) Für die Zustellung gelten die §§ 2 bis 15 
des Verwaltungszustellungsgesetzes vom 3. Juli 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379), geändert durch 
die Verwaltungsgerichtsordnung vom 21. Ja- 
nuar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 17), § 7 Abs. 1 
jedoch mit der Maßgabe, daß an Minderjährige 
selbst zuzustellen ist. Öffentliche Zustellungen 
und Zustellungen im Ausland bewirkt das Bun- 
desverwaltiingsamt. 

(4) Schriftliche Verwaltungsakte und sonstige 
schriftliche Mitteilungen, die nicht nach Ab- 
satz 2 zuzustellen sind und die durch die Post 
übermittelt werden, gelten als mit dem dritten 
Tage nach der Aufgabe zur Post bekanntge- 
geben, außer wenn sie nicht oder zu einem 
späteren Zeitpunkt zugegangen sind; im Zwei- 
fel hat die Stelle, die sich darauf beruft, Zugang 
und Zeitpunkt des Zuganges nachzuweisen. 

§ 40 a 

Widerspruch 

(1) Uber den Widerspruch gegen Verwal- 
tungsakte auf Grund dieses Gesetzes entschei- 
det das Bundesverwaltungsamt. 
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(2) Der Widerspruch gegen Verwaltungs- 
akte, die die Verfügbarkeit, Heranziehung oder 
Entlassung des anerkannten Kriegsdienstver- 
weigerers betreffen, ist innerhalb zweier Wo- 
chen zu erheben. 

§ 40 b 

Anfechtung des Einberufungsbescheides 

Ist der Musterungsbescheid unanfechtbar ge- 
worden, so ist ein Rechtsbehelf gegen den Ein- 
berufungsbescheid nur insoweit zulässig, als 
eine Rechtsverletzung durch diesen selbst gel- 
tend gemacht wird. 

§ 40 c 

Ausschluß der aufschiebenden Wirkung 
des Widerspruchs und der Klage 

(1) Der Widerspruch gegen den Einberu- 
fungsbescheid hat keine aufschiebende Wir- 
kung, es sei denn, daß er unter gleichzeitiger 
Vorlage eines Bescheides über die Heranzie- 
hung, Verpflichtung oder Bereitstellung zu 
Dienstleistungen im zivilen Bevölkerungsschutz 
erhoben ist. 

(2) Die Anfechtungsklage gegen den Einbe- 
rufungsbescheid oder einen die Verfügbarkeit 
feststellenden Bescheid hat keine aufschiebende 
Wirkung. Vor Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung oder Aufhebung der Vollziehung hat 
das Gericht das Bundesverwaltungsamt zu 
hören. 

§ 40d 

Rechtsmittelbeschränkung 

(1) ln Rechtsstreitigkeiten bei der Ausfüh- 
rung dieses Gesetzes ist die Berufung gegen das 
Urteil des Verwaltungsgerichts ausgeschlossen, 
soweit es die Verfügbarkeit, die Heranziehung 
oder die Entlassung des anerkannten Kriegs- 
dienstverweigerers betrifft. 

(2) Gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts 
ist innerhalb eines Monats nach Zustellung die 
Revision an das Bundesverwaltungsgericht zu- 
lässig, wenn wesentliche Mängel des Verfah- 
rens im Sinne der Verwaltungsgerichtsordnung 
gerügt werden oder das Verwaltungsgericht die 
Revision in seiner Entscheidung zugelassen hat. 
Die Zulassung der Revision kann nur verwei- 
gert werden, wenn offensichtlich eine Klärung 
grundsätzlicher Rechtsfragen nicht zu erwarten 
ist. Die Revision muß zugelassen werden, wenn 
das Urteil von einer Entscheidung des Bundes- 
verwaltungsgerichts abweicht und auf dieser 
Abweichung beruht. 

(3) § 132 Abs. 3 bis 5 der Verwaltungs- 
gerichtsordnung gilt für die Beschwerde gegen 
die Nichtzulassung der Revision entsprechend. 
Gegen andere Entscheidungen des Verwaltungs- 
gerichts ist die Beschwerde ausgeschlossen. 


§ 40 e 

Rechte des gesetzlichen Vertreters 

Der gesetzliche Vertreter des anerkannten 
Kriegsdienstverweigerers kann innerhalb der 
für diesen laufenden Fristen selbständig An- 
träge stellen, Klagen erheben und von Rechts- 
behelfen Gebrauch machen, soweit es sich um 
die Verfügbarkeit für den Ersatzdienst han- 
delt." 


33. Vor § 41 wird eingefügt: 

„Achter Abschnitt 
Schlußvorschriften" . 


34. § 41 erhält folgende Fassung: 

„§ 41 

Entsprechende Anwendung 
weiterer Rechtsvorschriften 

(1) Für anerkannte Kriegsdienstverweigerer 
gelten entsprechend 

1. der Erste, Zweite und Vierte Abschnitt 

des Arbeitsplatzschutzgesetzes vom 
30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 293), zuletzt geändert durch das 
Dritte Gesetz zur Änderung des Wehr- 
pflichtgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. I. S ), 

mit der Maßgabe, daß in § 5 Abs. 2 
an die Stelle des Bundesministers der 
Verteidigung und der von diesem be- 
stimmten Stelle der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung und die 
von diesem bestimmte Stelle treten, 

2. das Unterhaltssicherungsgesetz in der 
Fassung vom 31. Mai 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 661), zuletzt geändert 
durch das Dritte Gesetz zur Änderung 

des Wehrpflichtgesetzes vom 

(Bundes- 
gesetzbl. I S ), mit der Maßgabe, 

daß in § 23 an die Stelle des Bundes- 
ministers der Verteidigung der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialord- 
nung tritt. 

(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist, steht der Ersatzdienst bei Anwen- 
dung der Vorschriften des öffentlichen Dienst- 
rechts dem Wehrdienst auf Grund der Wehr- 
pflicht gleich." 


35. Nach § 41 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

.§ 41 a 

Vorschriften für den Verteidigungsfall 

Im Verteidigungsfall gelten die folgenden 
besonderen Vorschriften: 
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1. § 30 a Abs. 1 Nr. 1 findet keine Anwen- 
dung. 

2. Wehrpflichtige, die ihre Anerkennung als 
Kriegsdienstverweigerer beantragt haben, 
können zum Ersatzdienst einberufen wer- 
den, bevor über den Anerkennungsantrag 
entschieden ist. 

3. Zurückstellungen nach § 8 a Abs. 1 in Ver- 
bindung mit § 12 Abs. 2, 4 und 5 des 
Wehrpflichtgesetzes aus der Zeit vor Ein- 
tritt des Verteidigungsfalles treten außer 
Kraft. Zurückstellungen nach § 8 a Abs. 1 
in Verbindung mit § 12 Abs. 2 und 5 des 
Wehrpflichtgesetzes finden nicht statt. Zu- 
rückstellungen nach § 8 a Abs. 1 in Ver- 
bindung mit § 12 Abs. 4 des Wehrpflicht- 
gesetzes sind zulässig, wenn die Heranzie- 
hung zum Ersatzdienst im Verteidigungs- 
fall eine unzumutbare Harte bedeuten 
würde. 

4. In den Fällen des § 9 Abs. 2 bedarf es der 
Anhörung nicht." 


36. In § 42 werden nach den Worten „(Artikel 11 
Abs. 1 des Grundgesetzes)" die Worte „sowie 
das Petitionsrecht (Artikel 17 des Grundgeset- 
zes)" eingefügt. 


37. § 43 erhält folgende Fassung: 

.§ 43 

Versorgungsberechtigte im Land Berlin 

(1) Leistungen nach den §§33 bis 35 werden 
auch an Berechtigte gewährt, die ihren Wohn- 
sitz oder ständigen Aufenthalt im Land Berlin 
haben. 

(2) örtlich zuständig für das Verfahren sind 
die Verwaltungsbehörde und das Gericht, in 
dessen Bezirk das Bundesverwaltungsamt 
seinen Sitz hat. In den Fällen des § 35 ist zu- 
ständige Verwaltungsbehörde das Bundesver- 
waltungsamt." 


Artikel 2 

Übergangs Vorschriften ; 

Änderung anderer Gesetze 

§ 1 

Beschränkte Weitergeltung des bisherigen Rechts 

(1) Bescheide der Wehrersatzbehörden, die die 
beschränkte Verfügbarkeit nach § 8 a Abs. 2 Satz 2 
des Wehrpflichtgesetzes feststellen, stehen insoweit 
der Verfügbarkeit eines anerkannten Kriegsdienst- 
verweigerers vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an 
nicht entgegen; § 8 Abs. 2 des Gesetzes über den 


zivilen Ersatzdienst in der Fassung des Artikels 1 
Nr. 2 bleibt unberührt. Das gleiche gilt für ent- 
sprechende Bescheide des Bundesministers für Ar- 
beit und Sozialordnung. 

(2) Auf Dienstvergehen findet § 2 Abs. 1 und 2 
des Strafgesetzbuches entsprechende Anwendung. 

(3) § 33 Abs. 5 des Gesetzes über den zivilen 
Ersatzdienst in der Fassung des Artikels 1 Nr. 20 
Buchstabe b ist auch anzuwenden, wenn die Schädi- 
gung vor Inkrafttreten der Vorschrift eingetreten 
ist. Wird in diesen Fällen der Antrag auf Versor- 
gung innerhalb eines Jahres nach Verkündung die- 
ses Gesetzes gestellt, so beginnt die Versorgung 
abweichend von § 60 Abs. 1 des Bundesversorgungs- 
gesetzes mit dem Inkrafttreten des Artikels 1 Nr, 20 
Buchstabe b, frühestens jedoch mit dem Monat, in 
dem die Voraussetzungen des Anspruchs erfüllt 
sind. 

§ 2 

Überleitung anhängiger Verfahren 

(1) Läuft bei Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
Frist zur Erhebung der Klage vor dem Verwaltungs- 
gericht, die auf Grund der neuen Vorschriften zu- 
nächst in einem Vorverfahren nachzuprüfen wäre, 
so gelten die bisherigen Vorschriften. 

(2) Für die Anfechtbarkeit von Entscheidungen 
der Verwaltungsgerichte, die auf Grund des Geset- 
zes über den zivilen Ersatzdienst vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ergangen sind, gelten die bisherigen 
Vorschriften. 

(3) In anhängigen Disziplinarverfahren tritt an 
die Stelle des Leiters der Ersatzdienstgruppe und 
seines Stellvertreters im Amt mit dem Tage des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes der Präsident des 
Bundesverwaltungsamtes. 

(4) Auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes schwebende Härteausgleichsfälle (§ 23 des 
Unterhaltssicherungsgesetzes) ist § 41 Abs. 1 Nr, 2 
des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst in der 
bisherigen Fassung anzuwenden. 

§ 3 

Weitergeltung anderer Vorschriften 

Bis zum Inkrafttreten der in § 8 c Abs. 2 Satz 2 
des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst in der 
Fassung des Artikels 1 Nr. 2 vorgesehenen Rechts- 
verordnung und der in § 8 c Abs. 1 Satz 3 daselbst 
vorgesehenen allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
sind die Verordnung über die Zuständigkeit und 
das Verfahren bei der Unabkömmlichstellung vom 
24. Juli 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 524) und die All- 
gemeinen Verwaltungsvorschriften über die Grund- 
sätze, die dem Ausgleich des personellen Kräfte- 
bedarfs zugrunde zu legen sind, vom 31. Januar 1964 
(Bundesanzeiger Nr. 25 vom 6. Februar 1964) ent- 
sprechend anzuwenden. 


16 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache lV/2273 


§ 4 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. Dem § 209 a wird folgender neuer Absatz 5 ange- 
fügt: 

„(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für den zivilen 
Ersatzdienst entsprechend; in Absatz 3 treten an 
die Stelle des Bundesministers der Verteidigung 
und der von diesem bestimmten Stelle das Bun- 
desverwaltungsamt und die von diesem be- 
stimmte Stelle." 

2. § 1227 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach Nummer 6 fol- 
gende neue Nummer 7 eingefügt: 

„7. Personen, die vor einer Ersatzdienstlei- 
stung zuletzt nach diesem Absatz oder 
nach § 1 Abs. 1 des Handwerkerversiche- 
rungsgesetzes versichert waren, bei Ein- 
berufung zu einem zivilen Ersatzdienst 
von länger als drei Tagen für die Dauer 
der Ersatzdienstleistung,". 

b) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Bei Wehrdienstleistenden und Ersatzdienst- 
leistenden, denen nach § 1 Abs. 2, § 9 Abs. 1, 
§ 11 a Abs. 1 und 2 und § 15 a des Arbeits- 
platzschutzgesetzes Entgelt weiterzugewähren 
ist, gilt das Beschäftigungsverhältnis als 
durch den Wehrdienst oder den zivilen Er- 
satzdienst nicht unterbrochen." 

3. Dem § 1255 Abs. 6 wird folgender neuer Satz 3 
angefügt: 

„Satz 2 gilt entsprechend für Personen, die nach 
§ 1227 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 versichert sind." 

4. In § 1303 Abs. 8 wird nach den Worten „§ 1227 
Abs. 1 Nr. 6" eingefügt „oder 7". 

5. § 1385 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 3 Buchstabe d werden die Worte 
„bei während einer Wehrdienstleistung nach 
§ 1227 Abs. 1 Nr. 6 versicherten Personen" 
durch die Worte „bei Personen, die während 
einer Wehrdienstleistung oder einer Ersatz- 
dienstleistung versichert sind (§ 1227 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 6 und 7)," ersetzt. 

b) In Absatz 4 Buchstabe d wird nach den Wor- 
ten „§ 1227 Abs. 1 Nr. 6" eingefügt „oder 7". 

c) In Absatz 5 wird nach den Worten „§ 1227 
Abs. 1 Nr. 6" eingefügt „oder 7". 

6. In § 1412 Abs. 3 werden nach dem Wort „Wehr- 
dienstzeiten" ein Komma und die Worte „Zeiten 
des zivilen Ersatzdienstes" eingefügt 


7. § 1412 a wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Dem Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 
angefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt für die Ersatzdienstlei- 
stenden entsprechend. Die Bescheinigung über 
die Dauer des zivilen Ersatzdienstes wird vom 
Bundesverwaltungsamt oder von der von 
diesem bestimmten Stelle ausgestellt." 


§ 5 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

Das Angestelltenversicherungsgesetz wird wie 

folgt geändert und ergänzt: 

1. § 2 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Nummer 8 wird der Punkt nach den Wor- 
ten „für die Dauer der Wehrdienstleistung" 
durch ein Komma ersetzt. Der mit den Wor- 
ten „Bei Wehrdienstleistenden" beginnende 
Satz wird gestrichen. 

b) Nach Nummer 8 wird folgende neue Num- 
mer 9 eingefügt: 

„9. Personen, die vor einer Ersatzdienst- 
leistung zuletzt nach diesem Paragraphen 
versichert waren, und Personen, die vor 
der Ersatzdienstleistung in keinem Zweig 
der gesetzlichen Rentenversicherung 
pflicht- oder freiwillig versichert waren, 
bei Einberufung zu einem zivilen Ersatz- 
dienst von länger als drei Tagen für die 
Dauer der Ersatzdienstleistung." 

c) Dem Satz 1 wird folgender neuer Satz 2 ange- 
fügt: 

„Bei Wehrdienstleistenden und Ersatzdienst- 
leistenden, denen nach § 1 Abs. 2, § 9 Abs. 1, 
§ 11 a Abs. 1 und 2 und § 15 a des Arbeits- 
platzschutzgesetzes Entgelt weiterzugewähren 
ist, gilt das Beschäftigungsverhältnis als 
durch den Wehrdienst oder den zivilen Er- 
satzdienst nicht unterbrochen." 

2. Dem § 32 Abs. 6 wird folgender neuer Satz 3 
angefügt: 

„Satz 2 gilt entsprechend für Personen, die nach 
§ 2 Nr. 9 versichert sind." 

3. In § 82 Abs. 8 wird nach den Worten „§ 2 Nr. 8" 
eingefügt „oder 9". 

4. § 1 12 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 3 Buchstabe d werden die Worte 
„bei während einer Wehrdienstleistung nach 
§ 2 Nr. 8 versicherten Personen" durch die 
Worte „bei Personen, die während einer 
Wehrdienstleistung oder einer Ersatzdienst- 
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leistung versichert sind (§ 2 Nr. 8 und 9)," 
ersetzt. 

b) In Absatz 4 Buchstabe d wird nach den Wor- 
ten „§ 2 Nr. 8" eingefügt „oder 9". 

c) In Absatz 5 wird nach den Worten „§ 2 Nr. 8" 
eingefügt „oder 9". 

5. In § 134 Abs. 3 werden nach dem Wort „Wehr- 
dienstzeiten" ein Komma und die Worte „Zeiten 
des zivilen Ersatzdienstes" eingefügt. 

6. § 134 a wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Dem Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 
angefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt für die Ersatzdienstleisten- 
den entsprechend. Die Bescheinigung über die 
Dauer des zivilen Ersatzdienstes wird vom 
Bundesverwaltungsamt oder von der von die- 
sem bestimmten Stelle ausgestellt." 


§ 6 

Änderung des Reichsknappsdiaftsgesetzes 

Das Reichsknappschaftsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. § 29 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 wird der Punkt nach den 
Worten „für die Dauer der Wehrdienstlei- 
stung" durch ein Komma ersetzt. Der mit den 
Worten „Bei Wehrdienstleistenden" begin- 
nende Satz wird gestrichen. 

b) Nach Absatz 1 Nr. 2 wird folgende neue Num- 
mer 3 eingefügt: 

„3. Personen, die vor einer Ersatzdienstlei- 
stung zuletzt nach diesem Absatz ver- 
sichert waren, bei Einberufung zu einem 
zivilen Ersatzdienst von länger als drei 
Tagen für die Dauer der Ersatzdienstlei- 
stung." 

c) Dem Absatz 1 wird folgender neuer Satz 2 
angefügt: 

„Bei Wehrdienstleistenden und Ersatzdienst- 
leistenden, denen nach § 1 Abs. 2, § 9 Abs. 1, 
§ 11 a Abs. 1 und 2 und § 15 a des Arbeits- 
platzschutzgesetzes Entgelt weiterzugewähren 
ist, gilt das Beschäftigungsverhältnis als durch 
den Wehrdienst oder den zivilen Ersatzdienst 
nicht unterbrochen." 

2. Dem § 54 Abs. 9 wird folgender neuer Satz 2 

angefügt: 

„Satz 1 gilt entsprechend für Personen, die nach 

§ 29 Abs. 1 Nr. 3 versichert sind." 


3. In § 95 Abs. 8 wird nach den Worten „§ 29 Abs. 1 

Nr. 2" eingefügt „oder 3". 

4. § 130 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 5 Buchstabe b werden die Worte 
„bei während einer Wehrdienstleistung nach 
§ 29 Abs. 1 Nr. 2 versicherten Personen" 
durch die Worte „bei Personen, die während 
einer Wehrdienstleistung oder einer Ersatz- 
dienstleistung versichert sind," ersetzt. 

b) In Absatz 6 Buchstabe b wird nach den Wor- 
ten „§ 29 Abs. 1 Nr. 2" eingefügt „oder 3". 

c) In Absatz 8 wird nach den Worten „§ 29 
Abs. 1 Nr. 2" eingefügt „oder 3". 

5. § 140 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 . 

b) Dem Absatz 1 wird folgender neue Absatz 2 
angefügt: 

„ (2) Absatz 1 gilt für die Ersatzdienstleisten- 
den entsprechend. Die Bescheinigung über die 
Dauer des zivilen Ersatzdienstes wird vom 
Bundesverwaltungsamt oder von der von die- 
sem bestimmten Stelle ausgestellt." 

§ 7 

Änderung des Handwerkerversicherungsgesetzes 

In § 1 Abs. 2 des Handwerkerversicherungsgeset- 
zes vom 8. September 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 737), 
zuletzt geändert durch das Dritte Gesetz zur Ände- 
rung des Wehrpflichtgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. I S. ....), werden nach 

den Worten „§ 1227 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6" die Worte 
„und 7" und nach dem Wort „Wehrdienst" die 
Worte „oder zivile Ersatzdienst" eingefügt. 

§ 8 

Bereinigung anderer Vorschriften 

Soweit in anderen Vorschriften Bezeichnungen 
verwendet werden, die durch dieses Gesetz geän- 
dert werden, treten an ihre Stelle die entsprechen- 
den Bezeichnungen dieses Gesetzes. 


Artikel 3 

Einschränkung von Grundrechten 

Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit 
(Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der 
Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes) und der Freizügigkeit (Artikel 11 
Abs. 1 des Grundgesetzes) sowie das Petitionsrecht 
(Artikel 17 des Grundgesetzes) werden nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes eingeschränkt. 
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Artikel 4 

Neubekanntmachung 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wird ermächtigt, das Gesetz über den zivilen Ersatz- 
dienst in der durch dieses Gesetz bestimmten Fas- 
sung neu bekanntzumachen; er kann dabei Unstim- 
migkeiten der Paragraphenfolge und des Wortlautes 
beseitigen. 


Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des vierten auf 
seine Verkündung folgenden Kalendermonats in 
Kraft, Artikel 1 Nr. 20 Buchstabe b jedoch mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1964. 
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Begründung 


I. 

Allgemeines 

Die verfassungsmäßige Verankerung des Rechtes, 
aus Gewissengründen den Kriegsdienst mit der 
Waffe zu verweigern, bedeutet in dieser Allgemein- 
heit eine Neuerung für den deutschen Rechtskreis. 
In Ausführung des Artikels 4 Abs. 3 Satz 2 des 
Grundgesetzes ergingen, als in der Bundesrepublik 
Deutschland die allgemeine Wehrpflicht eingeführt 
wurde, die §§ 25 und 26 des Wehrpflichtgesetzes 
vom 21. Juli 1956 (Bundesgesetzbl. I S, 651), die das 
Recht der Verweigerung des Kriegsdienstes mit der 
Waffe näher regelten. 

Artikel 12 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes sieht 
vor, daß Kriegsdienstverweigerer zu einem Ersatz- 
dienst verpflichtet werden können. Das auf Grund 
dieser Vorschrift in Verbindung mit Artikel 73 Nr. 1 
des Grundgesetzes erlassene Gesetz über den zivi- 
len Ersatzdienst ist nunmehr seit vier Jahren in 
Kraft. Vor drei Jahren sind die ersten Ersatzdienst- 
pflichtigen einberufen worden. In der Zwischenzeit 
haben die wesentlichen Gedanken, auf denen das 
Gesetz über den zivilen Ersatzdienst beruht, ihre 
Bewährungsprobe bestanden. Im einzelnen aller- 
dings ist das Gesetz änderungs- und ergänzungs- 
bedürftig. 

Im Vordergrund steht die Notwendigkeit, eine an- 
dere Zuständigkeit für die Ersatzdienstverwaltung 
zu begründen. Daß mit dem Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung eine oberste Bundes- 
behörde den zivilen Ersatzdienst durchführt, war 
in der Anfangszeit aus politischen Gründen in der 
Tat angezeigt. In den vergangenen drei Jahren sind 
jedoch Grundsätze für die Gestaltung des Ersatz- 
dienstes entwickelt und mit Erfolg erprobt worden, 
die den politiscdien Gesichtspunkten, insbesondere 
den Wünschen, die der federführende Ausschuß für 
Arbeit des Deutschen Bundestages bei der Beratung 
des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst zur 
Durchführung des Ersatzdienstes geäußert hatte, 
nach Möglichkeit Rechnung tragen und auch im gro- 
ßen und ganzen allgemeine Billigung gefunden 
haben. Es ist daher nicht mehr erforderlich, die ge- 
samte Ersatzdienstverwaltung auch weiterhin in der 
Hand des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung zu belassen. Dies ist aber auch nicht mehr 
tragbar. Verwaltende Tätigkeit ist dem Wesen eines 
Ministeriums fremd, zumal bei einer so außerge- 
wöhnlichen Belastung, wie sie die Durchführung des 
Ersatzdienstes mit sich bringt. Die Entlastung der 
Ministerialinstanz von der Ersatzdienstverwaltung 
ist daher unumgänglich. Unter den vorhandenen 
Möglichkeiten der Zuständigkeitsverlagerung hat 
der Entwurf, gestützt auf den Artikel 87 b Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes, die Übertragung der Ver- 
waltungszuständigkeit auf das Bundesverwaltungs- 


amt im Wege des § 1 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes 
über die Errichtung des Bundesverwaltungsamtes 
vom 28. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 829) 
gewählt; diese obere Bundesbehörde ist gerade zu 
dem Zwecke geschaffen worden, Aufgaben der Bun- 
desverwaltung zu übernehmen, von denen einer- 
seits die Bundesministerien entlastet werden sollen 
und für die andererseits kein bundeseigener Ver- 
waltungsunterbau zur Verfügung steht. Die Über- 
tragung ändert an der Zugehörigkeit des zivilen Er- 
satzdienstes zum Geschäftsbereich des Bundesmini- 
steriums für Arbeit und Sozialordnung (Artikel 65 
des Grundgesetzes) nichts. 

Neben der vorgesehenen Ausgliederung der Ersatz- 
dienstverwaltung aus dem Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung ist die Schließung von 
Lücken und die Bereinigung von Unstimmigkeiten 
des geltenden Gesetzes besonders dringlich. Das Ge- 
setz über den zivilen Ersatzdienst verweist in wei- 
tem Umfang auf das Wehrpflichtgesetz und andere 
Vorschriften des Wehrrechts. Diese Verweisungen 
sind teilweise unklar und zum anderen nicht aus- 
reichend; zudem können die Vorschriften, auf die 
verwiesen wird oder werden müßte, auf den Ersatz- 
dienst wegen dessen Verschiedenheit vom Wehr- 
dienst nicht ohne weiteres angewandt werden. Der 
Entwurf ist daher bestrebt, in Anlehnung an das 
Wehrpflichtgesetz, die Musterungsverordnung, das 
Soldatengesetz, das Bundesbeamtengesetz, die Bun- 
des- und die Wehrdisziplinarordnung sowie andere 
Vorschriften alle notwendigen Regelungen, soweit 
Verweisungen zu Rechtsunklarheiten führen wür- 
den, selbst zu treffen. 

Eine Reihe von Vorschriften des Gesetzes über den 
zivilen Ersatzdienst hat sich als verbesserungsbe- 
dürftig erwiesen; ferner sind gewisse Teilgebiete 
des Ersatzdienstrechts, z. B. das Disziplinarrecht, zu 
wenig ausführlich geregelt. Die Bereinigung dieser 
Mängel ist eine weitere wesentliche Aufgabe des 
Entwurfs. Dieser beschränkt sich dabei auf das Nö- 
tigste. Eine grundlegende Neuordnung des Ersatz- 
dienstrechts erscheint gegenwärtig noch nicht zweck- 
mäßig. Der Zeitraum von drei Jahren ist zu kurz, 
um einen sicheren Überblick über alle reformbedürf- 
tigen Probleme und die Richtung zu gestatten, in 
der sich Änderungen zu bewegen hätten. Zunächst 
sollten noch weitere Erfahrungen, namentlich auch 
über die Auswirkungen der Durchführung beim Bun- 
desverwaltungsamt, abgewartet werden. 

An weiteren Neuerungen bringt der Entwurf fol- 
gendes: 

1. Das geltende Recht bestimmt in § 9 Abs. 3 nur 
die Zuständigkeit für die Entscheidung über die 
Befreiung und Zurückstellung vom Ersatzdienst. 
Es ist unklar, inwieweit die materiellen Vor- 
schriften des Wehrrechts hierüber sowie über 
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die anderen Wehrdienstausnahmen entsprechend 
anzuwenden sind. Der Entwurf regelt die den 
Wehrdienstausnahmen entsprechenden Ersatz- 
dienstausnahmen, die die Verfügbarkeit für den 
Ersatzdienst ausschließen, im wesentlichen durch 
Verweisung auf die in Betracht kommenden Vor- 
schriften des Wehrpflichtgesetzes; soweit not- 
wendig, sind einige ergänzende Einzelvorschrif- 
ten im Klartext aus der Musterungsverordnung 
übernommen. In einem wesentlichen Punkt 
weicht der Entwurf jedoch vom Wehrrecht ab, 
indem er die relative zwingende Wehrdienstaus- 
nahme der beschränkten Tauglichkeit nicht auch 
als Ersatzdienstausnahme anerkennt. Der be- 
schränkt Taugliche wird bei der Bundeswehr im 
Frieden nicht zum Grundwehrdienst herangezo- 
gen, wohl aber im Verteidigungsfalle sowie auch 
im Frieden zu Wehrübungen. Diese einge- 
schränkte Heranziehung ist bei der Bundeswehr 
mit ihren besonderen Anforderungen an die 
Tauglichkeit am Platze. Anders liegen die Um- 
stände bei der Heranziehung zum Ersatzdienst, 
der nur durchschnittliche gesundheitliche Anfor- 
derungen stellt und zu stellen braucht, etwa im 
Sinne der Arbeitsfähigkeit. Unmittelbar auf 
diese Eigenschaft abzuheben, erscheint allerdings 
nicht tunlich, weil dann bereits die (erste) Mu- 
sterung bei allen Wehrpflichtigen unter zwei 
verschiedenen Gesichtspunkten durchgeführt 
werden müßte. Damit können die Wehrersatz- 
behörden nicht belastet werden. Gleiche Rege- 
lung der Folgen der beschränkten Tauglichkeit 
aus Gründen der Gleichbehandlung (Artikel 3 
des Grundgesetzes) ist aber jedenfalls wegen der 
Verschiedenheit der Tatbestände nicht geboten. 
Eine Diskriminierung der anerkannten Kriegs- 
dienstverweigerer ist in unterschiedlicher Be- 
handlung, nämlich in der grundsätzlichen Heran- 
ziehung der beschränkt Tauglichen nach Maß- 
gabe ihres Leistungsvermögens, nicht zu er- 
blicken. 

2. Die Anerkennung von Organisationen (jetzt: 
„Einrichtungen“) und ihr Widerruf sind ein- 
gehender geregelt worden. Es hat sich beispiels- 
weise herausgestellt, daß sich leicht Mißstände 
ergeben können, wenn nur ein oder zwei Ersatz- 
dienstleistende in einer Organisation tätig sind. 
Daher gestattet es der Entwurf, die Anerkennung 
nach pflichtmäßigem Ermessen des Bundesmini- 
sters für Arbeit und Sozialordnung auch in die- 
ser Beziehung von bestimmten Voraussetzungen 
abhängig zu machen. Gedacht ist insbesondere 
daran, kleine Organisationen nicht mehr, jeden- 
falls nicht mehr in dem bisherigen Umfang, an- 
zuerkennen. Die Gefahr, daß infolgedessen die 
möglichst breite Streuung des Ersatzdienstes ver- 
mindert würde, besteht nicht. Neu ist auch die 
Möglichkeit der Beifügung von Auflagen und des 
Widerrufs der Anerkennung aus wichtigen 
Gründen; beides hat sich im Interesse der Ersatz- 
dienstleistenden und der reibungslosen Durch- 
führung des Ersatzdienstes als erforderlich er- 
wiesen. 

3. Den Leitern der Ersatzdienstgruppen und — bei 
Verhinderung — ihren Vertretern steht nach 


dem Entwurf nicht mehr kraft Gesetzes eine be- 
schränkte Disziplinarbefugnis zu; vielmehr muß 
diese vom Präsidenten des Bundesverwaltungs- 
amtes delegiert werden. Auch diese Neuerung 
beruht auf den Erfahrungen der Praxis. 

4. Die Vorschriften über die Aufgaben, zu denen 
der Ersatzdienst herangezogen wird, sind elasti- 
scher gehalten. 

5. In den Entwurf sind — soweit es unbedingt not- 
wendig ist — besondere Verfahrensvorschriften 
aufgenommen worden, die, wie im Wehrpflicht- 
gesetz, teilweise von denen deY Verwaltungs- 
gerichtsordnung abweichen. 

Der erste Abschnitt des Gesetzes in der Entwurfs- 
fassung behandelt nunmehr die Aufgaben und die 
Organisation des Ersatzdienstes. Im zweiten Ab- 
schnitt sind Tauglichkeit und Ersatzdienstausnah- 
men geregelt. Der dritte Abschnitt befaßt sich mit 
der Heranziehung zum Ersatzdienst, der vierte mit 
der Rechtsstellung der Ersatzdienstpflichtigen. Der 
fünfte Abschnitt handelt von der Beendigung des 
Ersatzdienstes und der Versorgung. Der sechste Ab- 
schnitt enthält die Straf- und Bußgeldvorschriften 
sowie erweiterte Disziplinarvorschriften. Im sieben- 
ten Abschnitt finden sich die besonderen Verfah- 
rensvorschriften und im achten die Schlußvorschrif- 
ten. Die Artikel 2 bis 5 des Entwurfes bringen die 
notwendigen Übergangs- und Schluß vor Schriften des 
Änderungsgesetzes. 

Der Entwurf legt das Wehrpflichtgesetz, das Arbeits- 
platzschutzgesetz, das Unterhaltssicherungsgesetz 
und die Sozialversicherungsgesetze in der Fassung 
des Entwurfes der Dritten Wehrpflichtnovelle in 
Fassung der Kabinettvorlage zugrunde. 


II. 

Einzelvorschriften 
Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Der neu gefaßte Abschnitt enthält in Abweichung 
vom bisherigen Recht insbesondere die Übertragung 
der Verwaltungszuständigkeit auf das Bundesver- 
waltungsamt. 

§ 1 

entspricht dem geltenden Recht, ist jedoch elasti- 
scher gehalten und beseitigt gewisse Widersprüche 
zwischen den beiden Absätzen der bisherigen Vor- 
schrift in der Frage des Vorranges der Kranken-, 
Heil- und Pflegeanstalten. Er hebt nur noch hervor, 
daß der Ersatzdienst insbesondere in Kranken-, 
Heil- und Pflegeanstalten geleistet wird, und ver- 
zichtet auf die Anführung weiterer Einzelbeispiele, 
die doch nur unvollständig sein oder zu Zweifeln 
Anlaß bieten könnte. 

Die Kriegdienstverweigererverbände wünschen 
vielfach, daß auch die Möglichkeit vorgesehen wird, 
den Ersatzdienst im Ausland abzuleisten oder frei- 
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willigen Dienst im Ausland anzurechnen. Der Ent- 
wurf greift diesen Gedanken nicht auf. Gegen die 
Einführung der Möglichkeit, den Ersatzdienst selbst 
im Ausland durchzuführen, sei es in eigenen Ersatz- 
dienstgruppen, sei es durch Anerkennung von Ein- 
richtungen, deren erklärtes Ziel die Organisation 
und Durchführung von Hilfsdiensten im Ausland ist, 
bestehen praktische und rechtliche Bedenken. Die 
Durchführung im Ausland könnte, wenn überhaupt, 
nur mit großen Schwierigkeiten kontrolliert und 
mangels hoheitlicher Befugnisse der Ersatzdienst- 
verwaltung im Ausland — zumal in unterentwickel- 
ten Ländern — schon gar nicht hoheitlich gelenkt 
werden. Exterritorialität, die Einheiten der Bundes- 
wehr kraft Völkerrechts zukommt, dürfte für die Er- 
satzdienstgruppen oder gar die anerkannten Ein- 
richtungen kaum durchzusetzen und im Falle der 
anerkannten Einrichtungen auch mit dem deutschen 
Rechtssystem nicht in Einklang zu bringen sein. 
Diese Erwägungen stehen der Möglichkeit, den Er- 
satzdienst in gewissen Fällen für kurze Zeit in Form 
der „Ausstrahlung" im Ausland zu leisten, etwa bei 
der Entsendung von Ersatzdienstleistenden als An- 
gehörigen eines Hilfszuges bei Katastrophen, nicht 
entgegen. Der nachträglichen Anerkennung freiwil- 
ligen Dienstes steht im Wege, daß sich nur schwer 
überprüfen läßt, ob der freiwillige Einsatz während 
seiner gesamten Dauer nach Zweck, Gegenstand, In- 
halt und Form dem Ersatzdienst entsprochen hat, 
zumal wenn er privat organisiert war. Im übrigen 
spricht gegen die Zulassung des Ersatzdienstes im 
Ausland auch die Erwägung, daß die Bedarfslage 
bei den Kranken-, Heil- und Pflegeanstalten in der 
Bundesrepublik dies auf absehbare Zeit nicht zuläßt. 

§ 2 

Der Entwurf beläßt es bei der bundeseigenen (Ar- 
tikel 87 b Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes) Verwal- 
tung des Ersatzdienstes. Er weist jedoch in Anleh- 
nung an § 1 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die 
Errichtung des Bundesverwaltungsamtes die mit der 
Durchführung zusammenhängenden Verwaltungs- 
aufgaben dem Bundesverwaltungsamt zur Erledi- 
gung in eigener Zuständigkeit zu. Diese Zuständig- 
keitsverlagerung hat sich als unumgänglich erwie- 
sen. Grundsätzlich ist die rein verwaltende Tätigkeit 
dem Wesen eines Ministeriums überhaupt fremd 
und daher dort nicht am Platze. Bei der praktischen 
Ausführung des Gesetzes fallen nichtministerielle 
Aufgaben in einem Umfang an, der das Bundesmini- 
sterium für Arbeit und Sozialordnung außergewöhn- 
lich und über das Maß des Vertretbaren hinaus be- 
lastet; die Zahl der jährlichen Postein- und -aus- 
gänge in Ersatzdienstangelegenheiten beträgt — bei 
rund 1000 Ersatzdienstleistenden — über 55 000. Die 
Ausgliederung der Ersatzdienstverwaltung erscheint 
unaufschiebbar; sie bildet den Hauptgrund für die 
Dringlichkeit der Novellierung. Der Gesichtspunkt, 
unter dem es der Gesetzgeber seinerzeit für ange- 
bracht gehalten hatte, auch die Verwaltung beim 
Ressortministerium zu belassen, dürfte inzwischen 
im wesentlichen gegenstandslos geworden sein. Die 
politische Bedeutung des Ersatzdienstes ist, nach- 
dem sich dieser auf Grund dreijähriger Praxis ein- 
gespielt hat, nicht mehr von derartigem Gewicht, 


daß die reibungslose Durchführung nur bei der ober- 
sten Bundesbehörde gewährleistet wäre (Drucksache 
Nr. - 1142 des Deutschen Bundestages, 3. Wahl- 
periode); das Bundesverwaltungsamt als obere Bun- 
desbehörde ist dazu ebenso in der Lage. Es reicht 
aus, daß, wie es der Entwurf vorsieht, gewisse 
grundsätzliche Entscheidungen dem Ressortminister 
Vorbehalten werden (z. B. in den §§ 4, 5, 9 Abs. 1 
Satz 1, § 20 Abs. 2 des Gesetzes in der Entwurfs- 
fassung). 

In Ansehung des Ersatzdienstes trägt der Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung die politische 
Verantwortung. Diesem stehen die Rechtsaufsicht 
sowie die Fachaufsicht mit der Befugnis zur Ertei- 
lung von allgemeinen und Einzelweisungen zu (vgl. 
§ 8 des Gesetzes über die Errichtung des Bundes- 
verwaltungsamtes). Bei ihm liegt nach Artikel 65 
des Grundgesetzes auch die Vertretung des Bundes 
in Ersatzdienstangelegenheiten. 

Das Bundesverwaltungsamt hat auch die ärztlichen 
Aufgaben zu übernehmen, die bei der Durchführung 
des Ersatzdienstes anfallen. Es wird sich dabei, 
ebenso wie bisher der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung, nicht nur der eigenen Ärzte, 
sondern auch anderer Ärzte — auf Vertragsbasis 
oder im Wege der Amtshilfe (Artikel 35 des Grund- 
gesetzes) — zu bedienen haben (vgl. §§ 24, 24 a des 
Gesetzes in der Entwurfsfassung). 

Absatz 1 Satz 3 stellt klar, daß Leitern von Ersatz- 
dienstgruppen und anerkannten Einrichtungen die 
Erledigung einzelner Verwaltungsaufgaben, und 
zwar Leitern von Ersatzdienstgruppen auch zum 
Zwecke der Überwachung der anerkannten Einrich- 
tungen, im Wege des Mandates übertragen werden 
kann; die Überwachung der anerkannten Einrich- 
tungen im Rahmen des § 4 (bisher § 3) ist zentral 
kaum durchführbar. Absatz 2 ersetzt den bisherigen 
§ 9 Abs. 1. Er geht davon aus, daß die Verwaltungs- 
zuständigkeit in dem Zeitpunkt von den Wehr- 
ersatzbehörden auf das Bundesverwaltungsamt über- 
wechselt, in dem der Anerkennungsbescheid unan- 
fechtbar wird, und besagt mittelbar, daß die Über- 
sendung der Akten von der sonstigen Verfügbar- 
keit des anerkannten Kriegsdienstverweigerers nicht 
abhängig ist (über den Begriff der Verfügbarkeit 
vgl. die Begründung zu Nr. 2). 

§ 3 

Die Vorschrift umfaßt Teile der bisherigen §§ 5 
und 6. 

Die obligatorische Aufforderung zur Dienstleistung 
(§ 4 des geltenden Gesetzes), die keine weiteren 
Rechtswirkungen entfaltete, als den Ersatzdienst- 
pflichtigen auf seine bevorstehende Einberufung hin- 
zuweisen und ihm Gelegenheit zur Geltendmachung 
von Ersatzdienstausnahmen und zu Anregungen 
wegen seiner Verwendung zu geben, ist weggefal- 
len. Das gesetzliche Gebot, diese förmliche Auffor- 
derung in jedem Fall ergehen zu lassen, auch wenn 
zwischen Musterung bzw. Anerkennung und Ein- 
berufung nur eine kurze Zeitspanne liegt, hat sich 
nicht bewährt. Wenn der Schriftwechsel auf ein ver- 
tretbares Ausmaß zurückgeführt werden soll, muß 
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die zusätzliche Verpflichtung zur Aufforderung be- 
seitigt werden. Sie ist auch entbehrlich. Jedem 
Wehrpflichtigen ist bekannt, daß er nach der Muste- 
rung damit rechnen muß, einberufen zu werden, und 
der anerkannte Kriegsdienstverweigerer weiß dies 
erst recht, zumal da die wehrdienstpflichtigen An- 
gehörigen seines Jahrganges in der Regel bereits 
dienen, wenn er den Anerkennungsbescheid erhält. 
Hat er besondere Wünsche, so bringt er diese von 
selbst vor; Befreiungs- und Zurüdcstellungsanträge 
muß er in den Fällen, in denen die Befreiung oder 
Zurückstellung nur auf Antrag stattfindet, ohnehin 
auch ohne Aufforderung binnen drei Monaten nach 
ihrer Entstehung geltend machen (§ 8 a Abs. 1 des 
Gesetzes in der Entwurfsfassung in Verbindung mit 
§ 11 Abs. 2 Satz 2, 3, § 20 Abs. 2 Satz 2 des Wehr- 
pflichtgesetzes). Hinzu kommt, daß es die Kriegs- 
dienstverweigererverbände an eingehender Unter- 
richtung der Interessierten über die gegebenen Mög- 
lichkeiten nicht fehlen lassen. Daher kann davon 
ausgegangen werden, daß der kleine Teil der 
Kriegsdienstverweigerer, der bisher auf Grund der 
Aufforderung zur Dienstleistung Wünsche über 
seine Verwendung vorgebracht hat — etwa ein 
Zehntel der Aufgeforderten — diese in Zukunft 
auch dann vortragen wird, wenn er kein besonderes 
Aufforderungsschreiben erhält. Darüber hinaus kann 
es dem pflichtmäßigen Ermessen der Verwaltung 
überlassen bleiben, ob und bei welcher Gelegenheit 
sie — etwa durch Übermittlung eines Merkblattes 
bei oder nach der Anerkennung — ausdrücklich auf 
die Möglichkeit von Anregungen und Anträgen hin- 
weisen sollte. Auch bei der Bundeswehr ist erneute 
Anhörung erst zwei Jahre nach der Musterung vor- 
geschrieben; so verfährt der Entwurf (§ 9 Abs. 2) 
ebenfalls. 

Das Verhältnis zwischen der Heranziehung zu an- 
erkannten Organisationen und der Heranziehung zu 
Ersatzdienstgruppen war bisher nicht klar geregelt. 
Der Entwurf läßt daher für die Einberufung zu einer 
anerkannten Einrichtung das Antragserfordernis 
fallen; im übrigen betrachtet er die anerkannten 
Einrichtungen und die Ersatzdienstgruppen als recht- 
lich gleichrangig. Das Schwergewicht wird auch in 
Zukunft bei den anerkannten Einrichtungen liegen; 
die Erfahrungen der Praxis haben jedoch gelehrt, 
daß einerseits einige Ersatzdienstpflichtige den 
Dienst in einer Dienstgruppe vorziehen und daß an- 
dererseits Dienstpflichtige nicht selten im Wege 
dienstlicher Anordnung einer Dienstgruppe überwie- 
sen werden müssen, weil auf andere Weise die Ord- 
nung in den anerkannten Einrichtungen nicht auf- 
rechterhalten werden kann. Neu ist die Möglichkeit, 
in Fällen dringenden Bedarfs Dienstpflichtige auch 
in der Ersatzdienstverwaltung zu verwenden; das 
gilt insbesondere für die Dienstgruppen, in denen 
viel verwaltungstechnische Kleinarbeit anfällt, ins- 
besondere, wenn die Dienstleistenden am Dienstort 
nicht nur an verschiedenen Stellen ihren Dienst ver- 
richten, sondern auch in verschiedenen Häusern 
untergebracht sind, so daß der Dienstgruppenleiter 
einen erheblichen Teil seiner Zeit auf Kontrollen 
verwenden muß. In Absatz 3 ist die Vorschrift über- 
nommen worden, daß der Dienst in der Regel außer- 
halb des Wohnortes des Dienstpflichtigen zu leisten 


ist; die Möglichkeiten der Abweichung vom Grund- 
satz im Interesse des Dienstes und im Interesse des 
Dienstpflichtigen sind spezifiziert worden, weil sich 
in der Vergangenheit gelegentlich Mißstände er- 
geben haben. 

Ersatzlos gestrichen ist der bisherige § 8. Einmal be- 
saß er keine Aussagekraft, da er nicht bestimmte, 
welche Eigenschaften für das leitende Personal der 
Dienstgruppen erforderlich seien, andererseits ist es 
selbstverständlich, daß die Dienstgruppenleiter usw. 
unter dem Gesichtspunkt ausgewählt werden, ob sie 
charakterlich einwandfrei sind, die Kunst der Men- 
schenführung beherrschen, Organisationstalent be- 
sitzen usw. Um die sorgfältige Auswahl auch unter 
fachlichen Gesichtspunkten sicherzustellen, sieht § 5 
Abs. 2 in der Entwurfsfassung die Mitwirkung des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung bei 
der Bestellung vor. 

§ 4 

behandelt die Anerkennung von Einrichtungen, ihre 
Voraussetzungen und die Auflagen, die daran ge- 
knüpft werden können sowie den Widerruf der An- 
erkennung, der nur aus wichtigen Gründen zulässig 
sein soll. Die Anerkennung bezieht sich nach dem 
Entwurf auf die Einrichtung, in der der Ersatzdienst 
geleistet werden soll, etwa auf eine bestimmte 
Krankenanstalt. Wer für sie in Fragen der Aner- 
kennung usw. dem Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung (und danach ggf. dem Bundesverwal- 
tungsamt) gegenüber handelt, ergibt sich aus der 
Rechtsform, unter der sie betrieben wird. Der Trä- 
ger mehrerer Anstalten muß also für jede einen be- 
sonderen Antrag stellen und erhält für jede einen 
besonderen Bescheid. Damit soll u. a. die Möglich- 
keit ausgeschaltet werden, daß ein Träger einen Er- 
satzdienstleistenden stillschweigend einer anderen 
Anstalt zur Dienstleistung zuweist, als zu der dieser 
einberufen war. Absatz 1 Nr. 2 ist in dem notwen- 
digen Umfang ergänzt worden, Nr. 3 stellt in seiner 
erweiterten Form die Rechnungsprüfung bei den an- 
erkannten Einrichtungen durch den Bundesrech- 
nungshof sicher. Die Anerkennung gegebenfalls von 
der Aufnahme einer Mindestzahl von Dienstpflichti- 
gen abhängig machen zu können (Absatz 1 Satz 3), 
hat sich nach den bisherigen Erfahrungen als not- 
wendig erwiesen. Bei der Beschäftigung einzelner 
haben sich Mißstände ergeben; die regelmäßige 
Kontrolle von mehreren hundert Einrichtungen läßt 
sich in der erforderlichen Häufigkeit nur bei einer 
nicht vertretbaren Personalverstärkung der Ersatz- 
dienstverwaltung durchführen. Die erstrebenswerte 
breite räumliche Streuung ist auch bei 100 bis 200 
anerkannten Einrichtungen noch gewährleistet. 

Als Grundsatzentscheidungen sind die Anerkennung 
und deren Widerruf dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung Vorbehalten. 

§ 5 

Auch bei den Ersatzdienstgruppen läßt sich, wie die 
Praxis gezeigt hat, der Gedanke verwirklichen, die 
Dienstleistenden vorzugsweise zum Dienst in Kran- 
ken-, Heil- und Pflegeanstalten heranzuziehen. So 
sind die gegenwärtig bestehenden Ersatzdienstgrup- 
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pen durchweg so gebildet worden, daß sie an Uni- 
versitätskliniken eingesetzt werden können. Daß 
dies nicht ohne deren Einverständnis geschehen 
kann und geschieht, ist selbstverständlich; einer da- 
hin gehenden ausdrücklich gesetzlichen Vorschrift 
bedarf es daher nicht. Im übrigen ist § 5 — bisher 
§ 6 • — • sachlich unverändert. Absatz 2 sieht bei der 
Bestellung der Leiter der Ersatzdienstgruppen und 
ihrer Vertreter die Mitwirkung des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung unter fachlichen Ge- 
sichtspunkten vor. 

§ 6 

(bisher § 7) ist vereinfacht worden. Die Worte „in 
der Regel" sind gestrichen; Es kann nicht der Sinn 
des Ersatzdienstes sein, notleidende Träger dadurch 
zu subventionieren, daß der Kostenbeitrag niedri- 
ger festgesetzt wird, als der durchschnittliche Auf- 
wand des Bundes für Geld- und Sachbezüge, Aus- 
rüstung und Unterbringung der Ersatzdienstleisten- 
den beträgt; andererseits darf aus der Zuweisung 
Ersatzdienstpflichtiger kein Geschäft durch Festset- 
zung überhöhter Kostenbeiträge gemacht werden. 

Zu Nummer 2 

Zweiter Abschnitt 

Der neue zweite Abschnitt setzt die Ersatzdienst- 
pflicht auf Grund der Wehrpflicht und der Anerken- 
nung als Kriegsdienstverweigerer sowie die Aner- 
kennung selbst voraus (siehe § 3 Abs. 1 Satz 1 und 
§ 25 des Wehrpflichtgesetzes). Er befaßt sich mit der 
Verfügbarkeit für den Ersatzdienst im übrigen. Das 
bisherige Gesetz bestimmte lediglich — in § 9 
Abs. 3 — , daß „die Befreiung und Zurückstellung vom 
Ersatzdienst . . . vom Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung verfügt" werde. Es ließ die Frage 
offen, welche Gründe zur Befreiung und Zurückstel- 
lung führen, behandelte weder die Unabkömmlichstel- 
lung noch die weiteren der Verfügbarkeit entgegen- 
stehenden Tatbestände und enthielt keine Vorschrif- 
ten über das Verfahren. Auch Verweisungen auf das 
Wehrpflichtgesetz fehlten. Desgleichen war nicht er- 
sichtlich, wie vorzugehen ist, wenn etwa Befrei- 
ungs- oder Zurückstellungsgründe geltend gemacht 
werden, die bereits bei der Musterung nach §§16 ff. 
des Wehrpflichtgesetzes vorgebracht worden sind 
oder hätten vorgebracht werden können. Diese Un- 
klarheiten räumt der Entwurf aus, indem er das 
materielle und formelle Recht der Verfügbarkeit und 
ihrer Prüfung einer Regelung unterwirft, die auf das 
Wehrpflichtgesetz verweist, wo bei der entsprechen- 
den Anwendung Zweifel nicht zu erwarten sind, hin- 
gegen eigene, sich aber an das Recht der Wehr- 
dienstpflichtigen eng anlehnende Vorschriften 
bringt, wo dies der Fall sein könnte. 

Zur Verfügbarkeit gehören die Tauglichkeit sowie 
das Fehlen von Ausschluß-, Befreiungs- und Zurück- 
stellungsgründen (über die Verfügbarkeit für den 
zivilen Bevölkerungsschutz und den Vollzugsdienst 
der Polizei sowie über die Unabkömmlidistellung 
vgl. die Begründung zu den §§ 8b und 8 c), kurz, alle 
Umstände, die Gegenstand der Musterung im Sinne 
des § 16 Abs. 2 des Wehrpflichtgesetzes sind. Diese 


Musterung, der sich alle Wehrpflichtigen oder 
als wehrpflichtig Angesehenen zu unterziehen 
haben, setzt der Entwurf — ebenso wie das 
bisherige Gesetz — voraus. Er berücksichtigt 
jedoch, daß eine Musterung auch nach der An- 
erkennung noch notwendig werden kann, etwa in 
den Fällen, in denen sich der Tauglichkeitsgrad in- 
zwischen geändert hat oder in denen Befreiungs- 
oder Zurückstellungsgründe später eintreten (vgl. 
§ 8 a Abs. 1 des Gesetzes in der Entwurfsfassung in 
Verbindung mit § 11 Abs. 2 Satz 2, 3, § 20 Abs. 2 
des Wehrpflichtgesetzes). Auch ein — nach der An- 
erkennung dem Bundesverwaltungsamt obliegen- 
der — Bescheid über solche einzelne die Verfüg- 
barkeit ausschließende Gründe ist ein Musterungs- 
bescheid; dieser braucht nicht alle theoretisch denk- 
baren Elemente zu enthalten. Das Wehrpflichtgesetz 
faßt die der Verfügbarkeit entgegenstehenden Um- 
stände (außer der Wehrpflicht) unter den Sammel- 
begriff „Wehrdienstausnahmen"; dazu gehören die 
Entmündigung, die dauernde Untauglichkeit, die 
Ausschlußtatbestände, die Befreiungs- und Zurück- 
stellungsgründe, die Anerkennung als Kriegsdienst- 
verweigerer, die Verfügbarkeit für den zivilen Be- 
völkerungsschutz, der Dienst im Vollzugsdienst der 
Polizei und die Annahme dafür sowie — als soge- 
nannte relative Wehrdienstausnahme — die be- 
schränkte Tauglichkeit (§ 8 a Abs. 2 Satz 2 des 
Wehrpflichtgesetzes). Die Unabkömmlichstellung ist 
ein Sonderfall; sie setzt die Verfügbarkeit gerade 
voraus, wirkt aber gleichfalls wie eine Wehrdienst- 
ausnahme und ist daher in demselben Abschnitt ge- 
regelt. An diese Terminologie schließt sich der Ent- 
wurf unter Verwendung des Wortes „Ersatzdienst- 
ausnahme" an. Für den Ersatzdienst fallen die Wehr- 
dienstausnahmen der Anerkennung als Kriegsdienst- 
verweigerer naturgemäß und die relative Wehr- 
dienstausnahme der beschränkten Tauglichkeit kraft 
ausdrücklicher Vorschrift des § 8 Abs. 2 in der Fas- 
sung des Entwurfs weg. Im übrigen verweist der 
Entwurf in den §§ 8 a und 8 b (Ausschluß, Befreiung, 
Zurückstellung; ziviler Bevölkerungsschutz, Polizei- 
vollzugsdienst) auf die Vorschriften des Wehr- 
pflichtgesetzes. In § 8 Abs. 1 und § 8 c (dauernde Un- 
tauglichkeit, Entmündigung; Unabkömmlichstellung) 
werden die Vorschriften des Wehrpflichtgesetzes 
zum Vorbild eigener Regelung genommen. 

§ 7 

Der Entwurf kennt, wie das bisherige Recht, keine 
eigene Ersatzdiensttauglichkeit, die sich von der 
Wehrdiensttauglichkeit unterschiede. Den besonde- 
ren Verhältnissen des Ersatzdienstes, der an sich 
nur Arbeitsfähigkeit erfordern würde, ist in § 8 
Abs. 2 bei der Regelung der aus der Feststellung 
der einzelnen Tauglichkeitsgrade zu ziehenden Fol- 
gerungen Rechnung getragen (vergleiche, auch we- 
gen der Verfassungsmäßigkeit, die Begründung zu 
§ 8). Die Tauglichkeit an sich wird nach denselben 
Grundsätzen und in denselben Abstufungen wie bei 
der Bundeswehr ermittelt, es geht schon rein tech- 
nisch nicht an, bei den Musterungen jede ärztliche 
Untersuchung nach zwei verschiedenen Richtungen 
hin unter Verwendung ganz verschiedener Beurtei- 
lungsmaßstäbe durchzuführen. 
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§ 8 

Absatz 1 entspricht dem § 9 des Wehrpflichtgesetzes. 
Diese Ersatzdienstausnahmen sind zwingender 
Natur, d, h. von Amts wegen zu beachten und Er- 
messenserwägungen nicht zugänglich. Absatz 2 be- 
stimmt in Abweichung von § 8 a Abs. 2 Satz 2 des 
Wehrpflichtgesetzes, daß „beschränkte Tauglichkeit" 
im Sinne der für die Bundeswehr geltenden Bestim- 
mungen die grundsätzlich volle Verfügbarkeit für 
den Ersatzdienst nicht hindert, sondern diese allen- 
falls einschränkt. Gleichbehandlung mit den Wehr- 
pflichtigen ist hier nicht verfassungsrechtlich gebo- 
ten; nach Artikel 3 des Grundgesetzes ist nur Glei- 
ches gleich zu behandeln. An den körperlichen und 
geistigen Zustand der Soldaten müssen jedoch 
wesentlich härtere Anforderungen gestellt werden 
als an den der Ersatzdienstleistenden. Diese werden 
lediglich zu Arbeiten üblichen Schwierigkeitsgrades 
herangezogen, nicht dagegen zu Einsätzen komman- 
diert, bei denen ihnen das Letzte abverlangt wird; 
sie werden überhaupt nicht dazu angehalten oder 
ausgebildet, unter außergewöhnlichen Bedingungen 
Außergewöhnliches zu leisten. Daher ist hier Ar- 
beitsfähigkeit erforderlich, aber auch hinreichend. 
Eine Diskriminierung der anerkannten Kriegsdienst- 
verweigerer ist darin nicht zu finden. Ist im Ein- 
zelfall das Leistungsvermögen nach Bundeswehr- 
maßstäben beschränkt, so wird dies vor der Einbe- 
rufung oder bei der Einstellungsuntersuchung zum 
Anlaß genommen, ärztlicherseits bestimmte Tätig- 
keiten auszuschließen (vgl. § 24 Abs. 2 des Ge- 
setzes in der Entwurfsfassung). 

§ 8a 

Die Vorschrift verweist wegen der zwingenden Er- 
satzdienstausnahmen des Ausschlusses, der Befrei- 
ung, der vorübergehenden Untauglichkeit, der Ver- 
büßung von Freiheitsstrafen, der Unterbringung in 
einer Heil- und Pflegeanstalt, der Stellung unter 
vorläufige Vormundschaft, der Ausbildung zum 
Geistlichen und der Parlamentskandidatur oder -Zu- 
gehörigkeit global auf die §§ 10 bis 12 Abs. 3 des 
Wehrpflichtgesetzes, wegen der nicht zwingenden 
Ersatzdienstausnahmen des Vorliegens besonderer 
oder unzumutbarer Härten, der drohenden Freiheits- 
strafe oder Maßregel der Sicherung und Besserung, 
und der Untragbarkeit für den Ersatzdienst auf § 12 
Abs. 4 bis 6 des Wehrpflichtgesetzes. Von der ent- 
sprechenden Anwendung ausgenommen ist lediglich 
die in § 10 Abs. 3 des Wehrpflichtgesetzes vorge- 
sehene „Zulassung" von Ausnahmen, eine Bestim- 
mung, die offenbar den nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 des 
Wehrpflichtgesetzes Verurteilten die Möglichkeit 
bieten soll, um die Sondererlaubnis zur Ableistung 
des Wehrdienstes nachzusuchen; solche Gesuche 
kommen im Ersatzdienst nicht vor, so daß es der 
Vorschrift nicht bedarf. Die Verweisung auf die 
Verfahrensvorschriften des § 11 Abs. 2 Satz 2, 3, 
§ 20 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 des Wehrpflichtgeset- 
zes macht eine eigene Regelung der Ubergangsfälle 
(die Dreimonatsfrist beginnt vor dem Eintritt der 
Unanfechtbarkeit des Anerkennungsbescheides und 
endet danach) entbehrlich; es ergibt sich von selbst, 
daß mit der Anerkennung sowohl die Adresse der 
Anträge als auch die Entscheidungszuständigkeit 


wechselt und daß begonnene Fristen weiterlaufen, 
ohne durch die Anerkennung gehemmt oder unter- 
brochen zu werden. Durch die Verweisung ist auch 
klargestellt, daß vor der Musterung entstandene Be- 
freiungs- und Zurückstellungsgründe bei den An- 
tragstatbeständen mit der Beendigung des Muste- 
rungsverfahrens auch für den Ersatzdienst, aller- 
dings ebenfalls mit der Möglichkeit der Wiederein- 
setzung in den vorigen Stand, abgeschnitten werden. 
Die Absätze 2, 5 und 6 sind der Musterungsverord- 
nung (§ 7) entnommen, um nicht auf diese verwei- 
sen zu müssen; § 7 Abs. 2 daselbst ist als selbstver- 
ständlich nicht übernommen. Absatz 3 trägt den Be- 
dürfnissen der Praxis Rechnung. Absatz 4 gestattet 
zur Geschäftsvereinfachung, über Zurückstellungs- 
anträge erst im Einberufungsverfahren zu entschei- 
den, wenn nicht der Antragsteller glaubhaft macht, 
daß er ein berechtigtes Interesse an alsbaldiger Ent- 
scheidung habe, etwa weil von dieser seine beruf- 
lichen Planungen abhängen. 

'§ 8 b 

Die zwingenden Ersatzdienstausnahmen der Ver- 
fügbarkeit für den zivilen Bevölkerungsschutz so- 
wie der Zugehörigkeit zum Vollzugsdienst der Poli- 
zei und der Annahme dafür sind ebenfalls durch 
Verweisung auf das Wehrpflichtgesetz (§§ 13 a und 
42 Abs. 1,2) geregelt. Der Entwurf erklärt auch die 
auf Grund des § 13 a Abs. 2 des Wehrpflichtgesetzes 
erlassene Rechtsverordnung (in ihrer jeweiligen Fas- 
sung) für entsprechend anwendbar, nimmt jedoch 
deren § 3 als für den Ersatzdienst entbehrlich aus, 
Absatz 3 übernimmt die Vorschriften des § 15 Abs. 3 
der Musterungsverordnung. 

§ 8c 

Nach geltendem Recht können die Vorschriften des 
Wehrpflichtgesetzes über die Unabkömmlichstellung 
Wehrpflichtiger nur im Wege der Analogie ange- 
wendet werden. § 9 des Gesetzes bisheriger Fassung 
enthält keine Verweisung; lediglich aus § 30 Abs. 1 
Satz 2, der mit der Bezugnahme auf § 29 des Wehr- 
pflichtgesetzes auch dessen Absatz 1 Nr. 6 trifft 
(Entlassung wegen Unabkömmlichstellung), ergibt 
sich ein Hinweis darauf, daß der Gesetzgeber wohl 
auch die Unabkömmlichstellung vor Dienstbeginn 
nicht ausschließen wollte. Der Entwurf regelt die 
Unabkömmlichstellung mit eigenen Vorschriften. Er 
lehnt sich dabei weitgehend an § 13 i. V. m. § 50 
Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 des Wehrpflichtgesetzes an. § 13 
Abs. 1 Satz 1 kann nicht unverändert übernommen 
werden; gegeneinander abgewogen werden müssen 
bei der Unabkömmlichstellung der Ersatzdienst- 
pflichtigen das öffentliche Interesse an der Heran- 
ziehung zum Ersatzdienst und das öffentliche Inter- 
esse an der Deckung des personellen Kräftebedarfs 
für Aufgaben außerhalb des Ersatzdienstes. Die Un- 
abkömmlichstellung, nicht ihr Grund, schafft eine 
nichtzwingende, da im Wege der Ermessensaus- 
übung anzuerkennende, Ersatzdienstausnahme. Der 
Entwurf ermächtigt in Absatz 2 Satz 2 bis 5 zum Er- 
laß einer eigenen Rechtsverordnung; die auf Grund 
des § 13 Abs. 2 in Verbindung mit § 50 Abs. 1 Nr. 2, 
Abs. 2 des Wehrpflichtgesetzes erlassene ist, na- 
mentlich in ihren §§ 3 bis 5, im Ersatzdienst auch bei 
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entsprechender Anwendung nicht recht pratikabel. 
Absatz 1 Satz 3 ermächtigt auch zum Erlaß eigener 
allgemeiner Verwaltungsvorschriften. Einer Ermäch- 
tigung wie in § 13 Abs. 3 des Wehrpflichtgesetzes 
bedarf es dagegen bei der relativ geringen Zahl der 
Ersatzdienstpflichtigen nicht. 

§ 8d 

Es empfiehlt sich, Bescheide, die die beschränkte 
Tauglichkeit feststellen und daraus die in § 8 a 
Abs. 2 Satz 2 des Wehrpflichtgesetzes bezeichneten 
Folgerungen ziehen, insoweit mit Eintritt der Unan- 
fechtbarkeit der Anerkennung von Gesetzes wegen 
für unwirksam zu erklären, um den sonst möglicher- 
weise notwendig werdenden Einzelwiderruf zu er- 
sparen. 

Absatz 2 stellt klar, daß andere, positive oder nega- 
tive, Bescheide der Wehrersatzbehörden über Wehr- 
dienstausnahmen einschließlich der Unabkömmlich- 
stellung auch für den Ersatzdienst gelten und nun- 
mehr die entsprechenden Ersatzdienstausnahraen 
treffen. Daß in seltenen Ausnahmefällen die Ent- 
scheidung des Bundesverwaltungsamtes unter den 
besonderen Gesichtspunkten des Ersatzdienstes an- 
ders ausfalien könnte als die vorliegende Entschei- 
dung über die Wehrdienstausnahme, soll in Kauf 
genommen werden, um zu vermeiden, daß in sämt- 
lichen Fällen neu entschieden werden muß. Die Zu- 
lässigkeit des Widerrufs wegen veränderter Um- 
stände oder Änderung der Rechtslage beurteilt sich 
nach allgemeinem Verwaltungsrecht. 

§ 8e 

sieht die Erstattung von Auslagen und Verdienst- 
ausfall in allen den Fällen vor, in denen die Verfüg- 
barkeit eines anerkannten Kriegsdienstverweige- 
rers für den Ersatzdienst nach seiner Anerkennung 
im Wege der Nachmusterung geprüft wird, etwa bei 
behaupteter Änderung der Tauglichkeit oder we- 
gen eines Befreiungs- oder Zurückstellungsantrages; 
er verweist auf die Erstattungsvorschriften des § 9 
der Musterungsverordnung (vgl. § 19 Abs. 8, § 22 
Nr. 1 des Wehrpflichtgesetzes). Von § 20 Abs. 1 des 
Gesetzes in der Entwurfsfassung werden diese Fälle 
nicht gedeckt, da dort außer den Dienstreisen nur 
die Diensteintrittsreise erfaßt ist. 

Dritter Abschnitt 

Der dritte Abschnitt regelt die bisher in den §§ 9 
und 10 behandelte Heranziehung zum Ersatzdienst 
einschließlich der sie erst ermöglichenden Ersatz- 
dienstüberwachung (§ 11). Grundsätzliche Änderun- 
gen gegenüber dem bisherigen Recht weist der Ent- 
wurf nicht auf; er faßt nur die bisher z. T. kraft Ver- 
weisung geltenden Vorschriften zusammen und er- 
weitert die bisherige Meldepflicht. 

§ 9 

Die Übertragung der Verwallungszuständigkeit auf 
das Bundesverwaltungsamt nötigt dazu, wie im 
Wehrpflichtgesetz Einberufungsanordnungen des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung vor- 
zusehen. Je nach der Zahl der Anerkennungen und 
dem vorhandenen Bedarf schwankt die Zahl der er- 


forderlichen und zulässigen Einberufungen zu jedem 
Einberufungstermin. Die Steuerung der Einberufun- 
gen unter die'sen Gesichtspunkten überträgt Ab- 
satz 1 Satz 1 dem Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung, der durch allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften, die Einberufungsanordnungen, den 
I Ausgleich zu schaffen hat. Nach Absatz 1 Satz 2 soll 
die Einberufung eines auf Grund der Anerkennung 
als Kriegsdienstverweigerer aus dem Grundwehr- 
dienst entlassenen Soldaten im Interesse des Ersatz- 
dienstpflichtigen unverzüglich erfolgen, um die Ge- 
samtverzögerung, die dieser in seinem beruflichen 
Werdegang erleidet, nicht durch eine größere Zeit- 
spanne zwischen Wehrdienst und Ersatzdienst zu 
verlängern. Wird ein anerkannter Kriegsdienstver- 
weigerer entlassen, der auf Grund der Wehrpflicht 
eine Wehrübung leistet, so bedarf es der unverzüg- 
lichen Einberufung zum Ersatzdienst nicht; es ge- 
nügt die Regeleinberufung gemäß den Einberufungs- 
anordnungen des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung. In den Absätzen 2 bis 5 übernimmt 
die Vorschrift in dem notwendigen Umfange die Re- 
gelung des § 21 des Wehrpflichtgesetzes und des 
§ 13 der Musterungsverordnung. Absatz 2 entspricht, 
zusammen mit § 24 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes in der 
Entwurfsfassung, mit geringen Unterschieden dem 
§ 13 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 der Musterungsver- 
ordnung. Er legt fest, wie zu verfahren ist, wenn die 
Musterung oder sonstige letzte Feststellung der 
Verfügbarkeit (vgl. die Begründung zu Nr. 2 — 
S. 13 f. — ) zwei Jahre oder länger zurückliegt. Außer 
der Tauglichkeit (vgl. hierzu die Begründung zu 
§ 24) wird aus Anlaß der Anhörung ggf. auch die 
sonstige Verfügbarkeit erneuter Prüfung unter- 
zogen. Der Einberufungsbescheid, wie der Muste- 
rungsbescheid ein anfechtbarer Verwaltungsakt, muß 
hinreichend bestimmt sein- deshalb schreibt Ab- 
satz 3 seinen Mindestinhalt vor. Als Sollvorschrift 
ist ferner eine Belehrung über die strafrechtlichen 
Folgen des Ausbleibens vorgesehen. Die Mindest- 
frist von vier Wochen soll den Wehrpflichtigen in- 
stand setzen, seine Privatangelegenheiten vor der 
in der Regel eineinhalbjährigen Abwesenheit ord- 
nungsmäßig abzuwickeln (Absatz 4). Reisekosten er- 
hält der Einberufene nach § 20 Abs. 1 des Gesetzes 
in der Entwurfsfassung. Absatz 5 bestimmt, entspre- 
chend § 1 Abs. 3 des Wehrpflichtgesetzes, daß die 
Wehrpflicht — ■ und damit die Ersatzdienstpflicht — 
des anerkannten Kriegsdienstverweigerers durch 
Verlegung des ständigen Aufenthalts in ein Gebiet 
außerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes, aber 
innerhalb Deutschlands, nach Zustellung des Einbe- 
rufungsbescheides nicht beseitigt wird; die Vor- 
schrift dient der Klarstellung, da zweifelhaft sein 
könnte, ob die Einberufung zum Ersatzdienst von 
der bezeichneten Vorschrift des Wehrpflichtgesetzes 
erfaßt wird. 

§ 9a 

Die Vorschrift ist erforderlich, weil das Bundesver- 
waltungsamt Zeugniszwang nicht ausüben kann, die 
Verfügbarkeitsprüfung jedoch gelegentlich die Er- 
hebung von Zeugen- und Sachverständigenbeweis 
notwendig macht. Vorbild ist § 19 Abs. 4 des Wehr- 
pflichtgesetzes; für die Rechts- und Amtshilfe im all- 
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gemeinen gilt auch für den Ersatzdienst Artikel 35 
des Grundgesetzes. 

§ 9b 

schreibt vor, daß der Einberufungsbescheid von Amts 
wegen zu widerrufen ist, wenn nach seiner Zustel- 
lung, aber vor dem für den Diensteintritt festge- 
setzten Zeitpunkt, eine die Verfügbarkeit ausschlie- 
ßende Tatsache, insbesondere eine zwingende Er- 
satzdienstausnahme, bekannt wird. Dies gilt bei den 
Ersatzdienstausnahmen des § 8 a Abs. 1 des Geset- 
zes in der Entwurfsfassung in Verbindung mit § 10 
Abs. 1, 2, § 11 Abs. 1 und § 12 Abs. 1 und 3 des 
Wehrpflichtgesetzes auch dann, wenn sie innerhalb 
des genannten Zeitraumes eintreten (und bekannt- 
werden); dagegen begründen die Tatbestände des 
§ 8 b des Gesetzes in der Fassung des Entwurfes in 
Verbindung mit den §§ 13 a, 42 Abs. 1 des Wehr- 
pflichtgesetzes, sofern sie sich erst nach der Zustel- 
lung des Einberufungsbescheides vollenden, keine 
Ersatzdienstausnahmen und führen daher auch nicht 
zum Widerruf des Einberufungsbescheides. Ist der 
Tatbestand vorher bekannt geworden, so hindert er, 
da er von Amts wegen zu beachten ist, bereits den 
Erlaß des Einberufungsbescheides. Der Fall, daß die- 
ser trotz Bekanntsein einer zwingenden Ersatz- 
dienstausnahme, also fehlerhaft, erlassen worden 
ist, wird von der Vorschrift selbstverständlich mit- 
gedeckt. Den zeitlichen Anschluß an diese Regelung, 
für die Zeit nach Dienstbeginn (§ 12 a des Gesetzes . 
in der Entwurfsfassung), stellt § 30 a des Gesetzes 
in der Fassung des Entwurfes her, insbesondere des- 
sen Absatz 1 Nr, 2, 6 und 7. Ebenso wie bei den von i 
Amts wegen zu berücksichtigenden zwingenden Er- 
satzdienstausnahmen ist zu verfahren, wenn nach 
Zustellung des Einberufungsbescheides einem Be- 
freiungs- oder Zurückstellungsantrag stattgegeben 
wird, sei es durch Widerspruchsbescheid oder auf 
Grund eines Urteils, sei es, daß der Antrag erst 
nach Eintritt der Unanfechtbarkeit des Einberufungs- 
bescheides gestellt war (vgl. § 30 a Abs. 1 Nr. 5). 
Entsprechendes gilt bei Unabkömmlichstellung vor 
oder nach Zustellung des Einberufungsbescheides. 

§ 10 

Die obligatorische Anrechnung geleisteten Wehr- 
dienstes ergibt sich daraus, daß der Ersatzdienst 
nicht mehr und nicht weniger als der Wehrdienst 
eine Form der Erfüllung der Wehrpflicht ist (§ 3 
Abs, 1 Satz 1 des Wehrpflichtgesetzes). Zeiten der 
Beurlaubung ohne Geld- und Sachbezüge, der Ver- 
büßung von Freiheitsstrafen, disziplinären Arrest- 
strafen und Jugendarrest sowie des schuldhaften 
Fernbleibens von der Truppe, in denen der Wehr- 
pflichtige nicht tatsächlich Wehrdienst verrichtet hat, 
können nicht angerechnet werden; dazu zwingen 
auch weder Artikel 3 noch Artikel 12 des Grundge- 
setzes. Aus Billigkeitsgründen rechnet der Entwurf 
jedoch solche Zeiten an, wenn sie zusammen 
30 Tage nicht überschritten haben. 

§ 11 

Auch die anerkannten Kriegsdienstverweigerer be- 
dürfen bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie im Vertei- 
digungsfall aus der Wehrpflicht ausscheiden würden. 


der Überwachung, nicht nur, um jederzeit herange- 
zogen werden zu können, sondern auch, damit lau- 
fend festzustellen ist, wer zur Verfügung steht. Die 
Ersatzdienstüberwachung löst nach § 24 Abs. 3 Nr. 4 
des Wehrpflichtgesetzes mit dem Zeitpunkt der An- 
erkennung, also bereits vor der Einberufung, die 
Wehrüberwachung ab. Der Entwurf bringt gegen- 
über dem Wortlaut des § 11 des Gesetzes über den 
zivilen Ersatzdienst in der Fassung des Entwurfes 
der Dritten Wehrpflichtnovelle (Kabinettvorlage) 
einen neuen, dem § 24 Abs. 1 des Wehrpflichtgeset- 
zes entsprechenden Absatz 1 sowie in den Absätzen 
2 bis 5 im wesentlichen nur redaktionelle Änderun- 
gen. 


Zu Nummer 3 

Vierter Abschnitt 

Der vierte Abschnitt handelt, wie der bisherige 
zweite, von der Rechtsstellung der Ersatzdienst- 
pflichtigen. Er übernimmt, unter Beseitigung von 
Unebenheiten und mit den notwendigen Ergänzun- 
gen, nach Möglichkeit die Regelungen des gelten- 
den Rechts. Die Vorschriften über die Beendigung 
des Ersatzdienstes und die Versorgung sowie die 
Disziplinarvorschriften sind in den fünften und sech- 
sten Abschnitt verwiesen. 

Zu Nummer 4 

§ 12 

Absatz 1 Satz 1 bringt nur redaktionelle Änderun- 
gen. Satz 2 zieht die Folgerung aus der Erwägung, 
daß „Übungen"' wie bei der Bundeswehr im Ersatz- 
dienst nach Grund und Zweck nicht angebracht sind. 
Der Ersatzdienstpflichtige braucht nicht den neusten 
Stand der Technik und sonstige Neuerungen zu 
kennen, noch ist es erforderlich oder auch nur am 
Platze, ihn zur Aufrechterhaltung einer Schagkraft 
oder Manneszucht von Zeit zu Zeit wieder Dienst 
leisten zu lassen. Von den Aufgaben des Ersatzdien- 
stes (§ 1) her gesehen, ist allein ein länger dauern- 
der Wiederholungsdienst zweckmäßig. Im Interesse 
der Dienstpflichtigen und der Wirtschaft ist es aller- 
dienst notwendig, die Zulassung von Ausnahmen 
vorzusehen, namentlich, wenn sich die den Wehr- 
übungen entsprechende Ersatzdienstzeit nach Ab- 
satz 2 oder 3 über neun Monate hinaus verlängert. 
Absatz 2 übernimmt die begünstigende Vorschrift 
des § 5 Abs. 3 letzter Halbsatz i. V. m. § 6 Abs. 3 
mittlerer Halbsatz des Wehrpflichtgesetzes. Absatz 3 
entspricht dem § 6 Abs. 3 letzter Halbsatz des Wehr- 
pflichtgesetzes. Absatz 4 ersetzt den bisherigen § 31 
des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst mit der 
in der Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte ent- 
wickelten Klarstellung, daß* auch Zeiten schuldhaf- 
ten Fernbleibens nachzudienen sind. Davon — wie 
bisher — Ausnahmen zuzulassen, ist ebensowenig 
wie bei der Bundeswehr gerechtfertigt. Ob die 
Pflicht nachzudienen, gegenüber einer nach § 30 a 
des Gesetzes in der Entwurfsfassung gebotenen oder 
zulässigen Entlassung Bestand hat, ist für jeden ein- 
zelnen Entlassungsgrund gesondert zu entscheiden. 
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Es versteht sich beispielsweise von selbst, daß die 
Zeit einer verbüßten Freiheitsstrafe nicht nachzu- 
dienen ist, wenn die Entlassung aus § 30 a Abs. 1 
Nr. 8 des Gesetzes in der Fassung des Entwurfes 
verfügt werden muß. 

Zu Nummer 5 

§ 12 a 

Der Ersatzdienst beginnt mit dem Zeitpunkt des 
festgesetzten Diensteintritts ohne Rücksicht darauf, 
ob und wann der Ersatzdienstpflichtige den Dienst 
in der Tat aufnimmt. Von dem genannten Zeitpunkt 
an ist er Ersatzdienstleistender und untersteht den 
für diese geltenden Vorschriften. 

§ 12b 

Der Ersatzdienstleistende steht, wie der Beamte 
oder der Soldat, in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis zum Staat, teilweise übt er hoheit- 
liche Tätigkeiten aus. Es kann nicht hingenommen 
werden, daß er den Staat negiert. Die Übernahme 
der Vorschrift des § 52 Abs. 2 des Bundesbeamten- 
gesetzes ist deshalb und auch nach den Erfahrungen 
der Praxis geboten. Sie soll dazu dienen, eine Ge- 
fährdung des Ansehens des Ersatzdienstes in der 
Öffentlichkeit zu verhindern. Verstöße gegen die 
Vorschrift können dann, wenn Strafverfolgung nicht 
tunlich erscheint, wenigstens disziplinär geahndet 
werden. 

Zu Nummer 6 
§ 13 

Buchstabe a 

Das Gebot, jede Gefährdung des Arbeitsfriedens 
und des Zusammenlebens zu unterlassen, war bis- 
her in § 15 Abs. 3 des Gesetzes über den zivilen Er- 
satzdienst enthalten; dort ist es, da der Arbeitsfrie- 
den nicht nur durch politische Betätigung gestört 
werden kann, nicht am rechten Ort. Die Vorschrift 
deckt im übrigen nunmehr die Erhaltung des Ar- 
beitsfriedens und des störungsfreien Zusammen- 
lebens sowohl in den Ersatzdienstgruppen als auch 
in den anerkannten Einrichtungen. 

Buchstabe b 

Absatz 2 ist in dem notwendigen Umfang erweitert. 
Buchstabe c 

Die Neufassung des Absatzes 3 zielt im Rahmen des 
Gesetzeszweckes auf eine Erweiterung der Pflicht, 
sich ausbilden zu lassen, beispielsweise, wenn die 
Grundlagen für eine mehrseitige Verwendbarkeit 
geschaffen werden sollen, ohne daß eine bestimmte 
Verwendung bereits vorgesehen ist (z. B. für Kata- 
strophenfälle). 

Zu Nummer 7 

§ 13 a 

ist aus dem Bundesbeamtengesetz übernommen 
(§§ 61, 62). Die Vorschrift erscheint nach den bishe- 


rigen Erfahrungen angebracht, besonders auch im 
Hinblick auf die Tätigkeit der Ersatzdienstleisten- 
den in Krankenanstalten. Bei den besonderen Ver- 
hältnissen des Ersatzdienstes ist die Übernahme der 
Vorschrift, daß amtliche Schriftstücke usw. heraus- 
zugeben sind (§ 61 Abs. 3 des Bundesbeamtengeset- 
zes), nicht notwendig. 

Zu Nummer 8 

§ 14 

Die Vorschrift über die dienstlichen Anordnungen 
verweist der Entwurf aus systematischen Gründen 
hinter diejenige über die politische Betätigung. Die 
Neufassung des Absatzes 1 stellt — von unwesent- 
lichen redaktionellen Änderungen abgesehen — 
klar, daß auch Ersatzdienstleistende zeitweilig zu 
Vorgesetzten mit den genannten Befugnissen be- 
stellt werden dürfen, etwa zu Aufsichtführenden bei 
einer bestimmten Arbeit. Zu den Vorgesetzten zählt 
im Rahmen seines Aufgabenbereiches auch der Arzt. 

§ 15 

Buchstabe a 
Buchstabe b 

Außer dem Wechsel in der Stellung der Vorschrift 
ist nur der neue Absatz 3 redaktionell geändert, da 
hier das Verhalten in der Freizeit behandelt wird, 
kann von Gemeinsamkeit des Dienstes nicht gespro- 
chen werden. 

Zu Nummer 10 

§ 16 

Buchstabe a 
Buchstabe b 

Die Ersatzdienstleistenden sollen ohne Ausnahme 
dienstlich in Gemeinschaftsunterkunft untergebracht 
werden und an Gemeinschaftsverpflegung teilneh- 
men. Da sie gelegentlich in einer Einrichtung allein 
Dienst leisten, bedarf es des Satzes 2. Die Neufas- 
sung in Verbindung mit der in § 4 Abs. 1 Satz 4 des 
Gesetzes in der Entwurfsfassung eröffneten Mög- 
lichkeit, der Anerkennung Auflagen beizufügen, 
macht die Ermächtigung zum Erlaß von Verwal- 
tungsvorschriften durch den Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung im Einvernehm.en mit dem 
Bundesminister des Innern entbehrlich. 

Zu Nummer 11 

§ 17 

Nach dem Entwurf richtet sich die Arbeitszeit der 
Ersatzdienstleistenden nunmehr ausnahmslos, auch 
für die Angehörigen der Ersatzdienstgruppen, nach 
den Verhältnissen an dem jeweiligen Arbeitsplatz. 
Die Ersatzdienstleistenden sollen ebensolange arbei- 
ten wie ein vergleichbarer Arbeitnehmer oder Be- 
diensteter in der anerkannten Einrichtung oder bei 
der Stelle, der sie von der Ersatzdienstgruppe zuge- 
wiesen sind. Die neue Regelung räumt für die Trä- 
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ger der Maßnahmen aufgetretene Schwierigkeiten 
organisatorischer Art aus. Sind Arbeitszeitvorschrif- 
ten nicht vorhanden, so gilt subsidiär Bundesbeam- 
tenrecht. Absatz 2 weicht nur redaktionell von dem 
bisherigen Absatz 3 Satz 1 ab, er stellt insbesondere 
klar, daß ein geregelter Ablauf des Ersatzdienstes 
auch einschlägigen Unterricht voraussetzt. Daß der 
innere Dienstbetrieb nur in dem erforderlichen Um- 
fang stattfindet, versteht sich von selbst, bedarf da- 
her keiner gesonderten Erwähnung (Absatz 3). 


Zu Nummer 12 
§ 18 

Die nach geltendem Recht allein bestehende Mög- 
lichkeit, Nebentätigkeiten zu untersagen, ist auf 
Grund der bisherigen Erfahrungen in Genehmi- 
gungspflicht umgewandelt worden, damit das dienst- 
liche Interesse und das der Ersatzdienstleistenden 
bereits vor Aufnahme der Nebentätigkeit gegenein- 
ander abgewogen werden können. Gewisse Tätig- 
keiten sind, wie im Beamten- und Soldatenrecht, 
genehmigungsfrei, aber mit der begrenzten Möglich- 
keit der Untersagung, zu belassen. 


Zu Nummer 13 

§ 20 

Der Grundsatz, Verweisungen auf die für Soldaten 
geltenden Bestimmungen möglichst zu vermeiden, 
läß sich bei der Regelung der Fürsorge, der Bezüge 
und des Urlaubs nicht verwirklichen; dies würde 
eine nicht zu vertretende Ausweitung des Gesetzes 
oder eine Fülle von Rechts Verordnungen und Ver- 
waltungsvorschriften notwendig machen. Die Erfah- 
rung hat aber auch gezeigt, daß Verweisungen auf 
der Seite der Leistungsgewährung weit weniger der 
Kritik ausgesetzt sind als Bezugnahmen auf Vor- 
schriften, die Eingriffe in Positionen, Rechte oder 
Freiheiten statuieren oder zu diesen ermächtigen. 

Buchstabe a and b 

Absatz 1 verweist nunmehr auch hinsichtlich der Er- 
stattung von Reisekosten auf das Soldatenrecht und 
übernimmt damit die seit der Musterungsverord- 
nung 1963 für alle Wehrdienstleistenden geltende 
Regelung des Soldatengesetzes (§ 30 Abs. 2), das die 
Vorschriften des Beamtenrechts über die Reise- 
kostenvergütungen für anwendbar erklärt. 

Buchstabe c 

Absatz 2 behält den Abschluß gewisser Verträge 
auf Bundesebene dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung vor. 

Buchstabe d 

Absatz 3 statuiert die unentgeltliche Gewährung 
von Arbeitskleidung nur noch als Sollvorschrift, da 
nicht alle anerkannten Einrichtungen über ein hin- 
reichendes Lager an Bekleidungsgegenständen ver- 
fügen. Die Verpflichtung zum Tragen der gestellten 
Arbeitskleidung bei der Arbeit und im inneren 
Dienstbetrieb ist jetzt im Gesetz selbst ausgespro- 


chen, vor allem, um Ansprüche wegen Beschädigung 
oder Abnutzung der eigenen Kleidung bei diesen 
Tätigkeiten für die Fälle auszuschließen, in denen 
Arbeitskleidung gestellt, das Tragen aber nicht aus- 
drücklich angeordnet war. Ein Zuschuß für die Ab- 
nutzung und etwaige Beschädigungen eigener Klei- 
dung im Dienst ist nur unter den Voraussetzungen 
des Satzes 3 zu gewähren. Außerhalb des Dienstes 
gehen Beschädigungen der eigenen Kleidung zu 
Lasten des Ersatzdienstleistenden; für die Abnut- 
zung dagegen wird auf Antrag ebenfalls ein Zu- 
schuß gewährt. 

Buchst ah c e 

ln Absatz 4 Satz 1 ist außer einer redaktionellen 
Änderung (vgl. unten) nunmehr, wie in § 86 Abs. 1 
des Soldatenversorgungsgesetzes, voller Ersatz für 
die Beschädigung eigener Gegenstände als Kann- 
leistung vorgesehen, bei Beschädigung eigener Klei- 
dungsstücke jedoch wiederum nur unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 3 Satz 3. Dieselbe Ein- 
schränkung gilt in den Fällen des Satzes 2. 

Das bisher in Absatz 2 verwendete Wort „Dienst- 
unfall" vermeidet der Entwurf im Gegensatz zu § 86 
Abs. 1 Satz 1 des Soldatenversorgungsgesetzes be- 
wußt. Dieser Begriff ist in § 27 des Soldatenversor- 
gungsgesetzes anders definiert als der Begriff des 
Unfalles in § 81 Abs. 1 daselbst, den sich § 33 Abs. 2 
des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst zum 
Vorbild genommen hat. 

Zu Nummer 14 

§ 22 

Buchstabe a 

Die Neufassung des Absatzes 1 bedeutet nur eine 
redaktionelle Änderung. 

Buchstabe b 

Das geltende Gesetz enthält nichts darüber, welche 
grundsätzlichen Aufgaben der Vertrauensmann zu 
erfüllen hat. Diese Lücke schließt der neue Satz 2 in 
Anlehnung an § 35 Abs. 2 des Soldatengesetzes. 

Buchstabe c 

Absatz 4 Satz 1 ist als entbehrlich gestrichen; sein 
Inhalt ergibt sich bereits aus Absatz 1. Die Anru- 
fung des Betriebsrates (Personalrates) setzt nun- 
mehr lediglich voraus, daß kein Vertrauensmann 
gewählt ist; sie ist darum beispielsweise auch vor 
der Wahl zulässig. 


Zu Nummer 15 

§ 24 

Die Vorschrift ist neu. Sie faßt die im Wehrrecht an 
verschiedenen Stellen auftretenden Vorschriften 
über ärztliche Untersuchungen vor Beginn und 
während des Wehrdienstes (§ 3 Abs. 1 Satz 2, § 29 
Abs. 2 Satz 3 bis 6, Abs. 3 in Verbindung mit § 17 
Abs. 6 und 7 des Wehrpflichtgesetzes, § 17 Abs. 4 
des Soldatengesetzes, § 13 Abs. 2, 3 Satz 1 der 
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Musterungsverordnung) zusammen und ergänzt sie. 
Der anerkannte Kriegsdienstverweigerer ist vor der 
Einberufung von Amts wegen zu untersuchen, wenn 
Anhaltspunkte für dauernde oder vorübergehende 
Untauglichkeit vorliegen (Absatz 1 Nr. 1); solche 
Anhaltspunkte können sidi auf Grund der Anhö- 
rung des anerkannten Kriegsdienstverweigerers 
nach § 9 Abs. 2 des Gesetzes in der Entwurfsfassung 
ergeben. Zur Feststellung des Gesundheitszustandes 
ist eine Einstellungsuntersuchung obligatorisch (Ab- 
satz 1 Nr. 2; vgl. § 13 Abs. 3 Satz 2 a. E. der Muste- 
rungsverordnung). Während des Ersatzdienstes ist 
der Dienstleistende zu untersuchen, wenn Verdacht 
auf Untauglichkeit oder auf Ersatzdienstbeschädi- 
gung besteht (Absatz 1 Nr. 3); denn das Bundesver- 
waltungsamt hat den Entlassungsgründen der dau- 
ernden (§ 30 a Abs. 1 Nr. 7 des Gesetzes in der Ent- 
wurfsfassung) und der vorübergehenden Untauglich- 
keit (§ 30 a Abs. 1 Nr. 12 daselbst) von Amts wegen 
nachzugehen, kann über die Entlassung aus diesen 
Gründen aber erst nach ärztlicher Feststellung des 
Tauglichkeitsgrades befinden, und es hat wegen 
§ 35 des Gesetzes in der Entwurfsfassung auch eine 
etwaige Ersatzdienstbeschädigung von Amts wegen 
festzustellen, was ebenfalls ärztliche Untersuchung 
voraussetzt. Die Entlassungsuntersuchung soll als 
Gegenstück zur Einstellungsuntersuchung den Ge- 
sundheitszustand des zu Entlassenden feststellen 
(Absatz 1 Nr. 4). Vor der Einberufung oder bei der 
Einstellungsuntersuchung ist im Wege ärztlicher 
Untersuchung und Begutachtung festzustellen, wel- 
che Tätigkeiten einem beschränkt Tauglichen mit 
Rücksicht auf seinen Tauglichkeitsgrad angesonnen 
oder welche ihm nicht angesonnen werden können; 
die Untersuchung vor der Einberufung wird sich bei 
bestimmten Fehlerziffern gelegentlich empfehlen 
(Absatz 2). Die Vorschrift über die Vorstellungs- 
und Untersuchungsduldungspflicht sowie deren 
Grenzen entspricht dem § 17 Abs. 4 bis 6 des Wehr- 
pflichtgesetzes in Verbindung mit § 17 Abs. 4 Satz 6 
des Soldatengesetzes unter Vermeidung von Ver- 
weisungen und unter Umgehung der nicht zum 
Wesen einer Untersuchung gehörenden Begriffe 
„Behandlung" und „Operation" (Absatz 3). Ist im 
Zeitpunkt der Entlassungsuntersuchung damit zu 
rechnen, daß der Dienstleistende Versorgungsan- 
sprüche geltend machen wird, oder stellt der zu 
Entlassende einen entsprechenden Antrag, so ist ein 
Arzt der Versorgungsverwaltung zu der Entlas- 
sungsuntersuchung hinzuzuziehen und können auch 
andere Verweise erhoben werden (Absatz 4). Die 
Vorschrift soll zusammen mit Absatz 5 dazu dienen, 
Beweise zu sichern und nach Möglichkeit differie- 
rende ärztliche Feststellungen und voneinander ab- 
weichende Entscheidungen (über die Versorgung 
nach § 35 des Gesetzes in der Entwurfsfassung ent- 
scheiden das Bundesverwaltungsamt und die Ver- 
waltungsgerichte) zu verhindern. 

Absatz 5 baut den vorangegangenen Absatz aus, 
indem er für Zweifelsfälle den Zusammentritt einer 
Ärztekommission vor der Entlassung vorsieht. Die 
Pflicht zur Duldung ärztlicher Untersuchungen 
zwecks Heilbehandlung bedarf hier keiner geson- 
derten Erwähnung, da sie sich aus § 24 a Abs. 1 
und 2 des Gesetzes in der Entwurfsfassung ergibt. 


§ 24 a 

entspricht dem bisherigen § 24; die Verweisung auf 
§ 17 des Soldatengesetzes ist — mit den erforder- 
lichen Änderungen — durch Klartext ersetzt. 

Zu Nummer 16 

§ 25 

Buchstabe a 

Die Änderung zieht die Folgerungen aus der ver- 
änderten Organisation des Ersatzdienstes. Oberste 
Behörde für Dienstaufsichtsbeschwerden der Ersatz- 
dienstleistenden ist der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung. 

Buchstabe b 

Die Gründe, die bei der Bundeswehr zu dem Verbot 
der Sammelbeschwerde geführt haben, gelten, wie 
eine dreijährige Erfahrung gezeigt hat, auch und 
gerade beim zivilen Ersatzdienst. Schon aus rein 
äußerlichen Gründen, wie Fehlen der Kasernierung, 
ist das Gefühl für die Notwendigkeit, in einer Ge- 
meinschaft eine gewisse Disziplin aufrechtzuerhal- 
ten, bei den Ersatzdienstleistenden nicht in gleichem 
Maße vorhanden wie bei den Bundeswehrangehöri- 
gen. Die nach Artikel 17 a Abs. 1 des Grundgeset- 
zes zulässige Einschränkung des Petitionsrechtes des 
Artikels 17 daselbst, die der Entwurf mit dem Ver- 
bot der gemeinschaftlichen Beschwerde vornimmt 
(vgl. dazu unten zu Nr. 36 und zu Artikel 3), ist 
daher ebenso gerechtfertigt wie in § 1 Abs. 4 der 
Wehrbeschwerdeordnung. 

Zu Nummer 17 

§§ 26 bis 29 (leer) 

Die Disziplinarvorschriften sind wegen ihrer wesent- 
lichen Erweiterung und aus systematischen Gründen 
hier herausgenommen und im sechsten Abschnitt im 
Anschluß an die Straf- und Bußgeldvorschriften 
untergebracht. 

Zu Nummer 18 

Fünfter Abschnitt 

Die Beendigung des Ersatzdienstes muß nach den 
Erfahrungen der Praxis, die Versorgung der aner- 
kannten Kriegsdienstverweigerer wegen Ersatz- 
dienstbeschädigung oder bestimmter anderer Ge- 
sundheitsstörungen muß wegen der Novellen zum 
Bundesversorgungsgesetz und zum Soldatenversor- 
gungsgesetz ausführlicher als bisher geregelt wer- 
den. Der Entwurf sieht daher einen besonderen Ab- 
schnitt dafür vor. Der neue fünfte Abschnitt bildet 
das Gegenstück zum dritten Abschnitt „Heranzie- 
hung zum Ersatzdienst". 

§ 30 

Die bisherige Vorschrift hat mit ihrer globalen Ver- 
weisung erhebliche Zweifelsfragen aufgeworfen. Der 
Entwurf bringt nunmehr in den §§30 bis 31 eine 
eigenständige Regelung unter weitgehender Uber- 
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nähme der Vorschriften des Wehrpflichtgesetzes. 
Der neue § 30 zählt lediglich die Endigungsgründe 
auf. 

§ 30 a 

nennt die Entlassungsgründe. Die Entlassung bedarf 
regelmäßig einer besonderen Verfügung, die stets 
das Bundesverwaltungsamt erläßt. Die beiden Son- 
derfälle der Entlassung, in denen der Ersatzdienst 
ohne förmlichen Entlassungsbescheid endet, sind in 
§ 30 b Abs. 2 und 3 behandelt. 

Entlassung findet statt, wenn die Ersatzdienstpflicht 
wegfällt oder nicht bestanden hat. Der Regelfall ist 
der Ablauf der im Einberufungsbescheid festgesetz- 
ten Dienstzeit (Nummer 1); im Verteidigungsfall gilt 
jedoch Besonderes (§ 41 a Nr. 1 des Gesetzes in der 
Entwurfsfassung). Ist der Ersatzdienstleistende von 
vornherein nicht wehrpflichtig gewesen, ruht seine 
Wehrpflicht (§ 1 Abs. 2 des Wehrpflichtgesetzes) 
oder endet sie (§ 3 Abs. 2 Satz 1 des Wehrpflicht- 
gesetzes), so ist der Ersatzdienstpflicht ebenfalls der 
Boden entzogen (Nummer 2). Die Ersatzdienstpflicht 
setzt dauernd die Verfügbarkeit für den Ersatz- 
dienst voraus. Grundlage ist der vollziehbare Mu- 
sterungsbescheid und Einberufungsbescheid. Wird 
die Vollziehung vom Gericht oder von der Ver- 
waltungs- oder Widerspruchbehörde (dem Bundes- 
verwaltungsamt) ausgesetzt oder aufgehoben oder 
vom Gericht die Aufhebung der Vollziehung ange- 
ordnet oder wird die aufschiebende Wirkung eines ; 
Widerspruchs oder einer Klage angeordnet oder | 
wiederhergestellt (Fälle des § 80 Abs. 4 und 5 der ; 
Verwaltungsgerichtsordnung), so ist damit der 
Ersatzdienstleistende nicht mehr verfügbar und 
daher zu entlassen (Nummer 3). Dasselbe gilt, wenn 
der Musterungs- oder der Einberufungsbescheid auf- 
gehoben wird (Nummer 4); die Vollziehung hindert 
die Aufhebung nicht (§ 113 Abs. 1 Satz 1, 2 der Ver- 
waltungsgerichtsordnung). Die Entlassung ist ferner 
auszusprechen, wenn dem Zurückstellungsantrag 
eines zuvor für verfügbar Erklärten nachträglich — 
etwa nach Klage — stattgegeben wird (Nummer 5); 
hier ist u. U. weder Nummer 4 noch Nummer 6 ein- 
schlägig. Weitere Entlassungsgründe bilden die 
Fälle, in denen der Einberufungsbescheid wegen 
einer zwingenden Ersatzdienstausnahme rechts- 
widrig war oder geworden war, ohne daß er bis zum 
Dienstbeginn (§ 12 a Abs. 1 des Gesetzes in der Ent- 
wurfsfassung) zurückgenommen oder widerrufen 
wurde (Nummer 6); der Fall des § 8a Abs. 1 des 
Gesetzes in der Entwurfsfassung in Verbindung mit 
§ 10 Abs. 1, 2 des Wehrpflichtgesetzes ist hier als 
einzige der zwingenden Ersatzdienstausnahmen 
nicht aufzuführen, da er den Ersatzdienst ebenso wie 
der des Ausschlusses nach Dienstbeginn (§31 des 
Gesetzes in der Entwurfsfassung) beendet, ohne daß 
eine Entlassung stattzufinden hat. Der Eintritt einer 
zwingenden Ersatzdienstausnahme nach Dienstbe- 
ginn hat ebenso die Entlassung zur Folge (Num- 
mer 7) wie die Untragbarkeit für den Ersatzdienst 
(Nummer 8 — entsprechend § 29 Abs. 1 Nr. 3 a des 
Wehrpflichtgesetzes), die bisher nur Zurückstel- 
lungsgrund war (§ 12 Abs. 5 Halbsatz 2 des Wehr- 
pflichtgesetzes), und die Unabkömmlichstellung 
(Nummer 9). Zu entlassen ist der Ersatzdienstlei- 


stende auch, wenn der Anerkennungsbescheid auf- 
gehoben wird (Nummer 10) oder wenn der Ersatz- 
dienstleistende seine innere Einstellung aufgibt und 
damit die Wehrdienstausnahme der Anerkennung 
als Kriegsdienstverweigerer wegfällt (Nummer 11); 
um klare Verhältnisse zu schaffen, setzt hier der 
Entwurf eine entsprechende Erklärung an das Bun- 
desverwaltungsamt voraus. Die Entlassung wegen 
des Eintritts vorübergehender Untauglichkeit nach 
Dienstbeginn ist von längerer Dauer der Untauglich- 
keit abhängig und bedarf des Antrages oder der 
Zustimmung (Nummer 12). 

Absatz 2 regelt die nach Ermessen vorzunehmenden 
Entlassungen. 

Nummer 1 entspricht der vorherigen Zurückstellung 
nach § 8 a Abs. 1 des Gesetzes in der Entwurfsfas- 
sung in Verbindung mit § 12 Abs. 4 des Wehr- 
pflichtgesetzes; der Fall des § 8 a Abs. 1 in Verbin- 
dung mit § 12 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes kann während des Ersatzdienstes jedoch 
nicht eintreten. Entsprechend § 8 a Abs. 1 des Geset- 
zes in der Entwurfsfassung in Verbindung mit § 12 
Abs. 6 Satz 2 des Wehrpflichtgesetzes ist bei einem 
Ersatzdienstleistenden, der das 25. Lebensjahr voll- 
endet hat, die Entlassung von unzumutbarer Härte 
abhängig zu machen. Dasselbe gilt für den gleich- 
zeitig zu erteilenden Zurückstellungsbescheid, so- 
weit dieser eine Zeit umfaßt, die nach Vollendung 
des bei der Entlassung noch nicht vollendeten 
25. Lebensjahres liegt. Die Entlassung setzt einen 
Antrag voraus. 

Der Entlassungsgrund der Nummer 2 entspricht dem 
Zurückstellungsgrund des § 8 a Abs. 1 des Gesetzes 
in der Entwurfsfassung in Verbindung mit § 12 
Abs. 5 des Wehrpflichtgesetzes. Ist der Ersatzdienst- 
leistende mit einer Freiheitsstrafe von mindestens 
drei Monaten bestraft worden, so können die Be- 
lange des Ersatzdienstes, je nach der Art der Straf- 
tat und der Art und Höhe der Strafe, die Entlas- 
sung erheischen. 

§ 30 b 

Der Zeitpunkt der Beendigung des Ersatzdienstes ist 
für jede Beendigungsart festzulegen. 

Absatz 1 bestimmt bei der verfügten Entlassung das 
Ende des Tages, für den die Entlassung ausgespro- 
chen wird, als Endigungszeitpunkt. 

Absatz 2 Satz 1 soll gewährleisten, daß der Ersatz- 
dienst mit Sicherheit mit dem Entlassungstag endet, 
auch wenn der Aufenthalt des zu Entlassenden un- 
bekannt oder dieser sonst nicht zu erreichen ist. 
Hält sich der Ersatzdienstleistende mit ausdrück- 
licher Erlaubnis an einem anderen Ort auf, so kann 
ihm die Entlassungsverfügung rechtzeitig übermit- 
telt werden. Die Entlassungsfiktion beseitigt nicht 
eine etwaige Verpflichtung nachzudienen. 

Absatz 3 übernimmt für die Fälle sttationärer Kran- 
kenbehandlung des zu Entlassenden die Regelung 
des § 29 a des Wehrpflichtgesetzes mit den Ände- 
rungen, die sich daraus ergeben, daß der Ersatz- 
dienst eine „stationäre ersatzdienstärztliche Be- 
handlung'' nicht kennt. Maßgebend ist die Kranken- 
hauseinweisung durch einen Arzt, der nicht Bedien- 
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steter oder Vertragsarzt des Bundesverwaltungs- 
amtes zu sein braucht. Eines Entlassungsbescheides 
bedarf es hier ebenfalls nicht. 

§ 31 

Die Regelung des Ausschlusses nach Dienstbeginn 
einschließlich des Zeitpunktes der Beendigung des 
Ersatzdienstes in diesem Fall entspricht dem für 
die wehrpflichtigen Soldaten und die Beamten gel- 
tenden Rechtszustand (vgl. § 30 des Wehrpflicht- 
gesetzes, § 48 Satz 1 des Bundesbeamtengesetzes). 
Sie ist an die Stelle der Verweisung auf die §§ 30 
und 31 des Wehrpflichtgesetzes in § 30 Abs. 1 Satz 2 
des geltenden Gesetzes getreten; sachliche Ände- 
rungen sind damit nicht verbunden. 

Zu Nummer 19 

§ 32 

gewährt einen Anspruch auf Erteilung einer Dienst- 
zeitbescheinigung und, für den Fall, daß der Ersatz- 
dienstleistende wenigstens drei Monate tatsächlich 
Dienst verrichtet hat, bei entsprechendem Antrag 
auch auf Erteilung eines Dienstzeugnisses ; ein kür- 
zerer Beurteilungszeitraum gestattet keine abschlie- 
ßende, objektive Beurteilung. Dienstzeitbescheini- 
gung und Zeugnis sind erst nach Beendigung der 
Dienstzeit zu erteilen, das Zeugnis nicht etwa be- 
reits nach Ablauf der genannten drei Monate. Auf 
Antrag ist angemessene Zeit vor der Beendigung 
der Dienstzeit ein vorläufiges Dienstzeugnis aus- 
zustellen, damit sich der Ausscheidende seiner für 
Bewerbungen oder ähnliches bedienen kann. Um 
diesen Sinn der Vorschrift, der mit dem des § 32 
des Soldatengesetzes identisch ist, klarzustellen, 
sind in dem Entwurf geringfügige redaktionelle 
Änderungen vorgenommen worden; denn bei Wort- 
interpretation besteht nach der derzeitigen Fassung 
überhaupt kein Anspruch auf ein endgültiges 
Dienstzeugnis nach Ablauf der Dienstzeit, so daß 
sich ein noch so beanstandenswertes Verhalten ge- 
gen Ende der Dienstzeit nicht mehr in einem Zeug- 
nis auswirken könnte. 

Zu Nummern 20 bis 23 

§§33 bis 35 

Die Vorschriften über die Versorgung der Ersatz- 
dienstpflichtigen sind im Kern unverändert geblie- 
ben. Der Entwurf bringt jedoch eine Reihe von 
Änderungen und Ergänzungen, die das Versorgungs- 
recht mit dem Zweiten Neuordnungsgesetz vom 
21. Februar 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 85) und mit 
dem Änderungsgesetz zum Soldatenversorgungs- 
gesetz, das zur Zeit noch nicht verkündet ist, in Ein- 
klang bringen sollen. Zugrunde gelegt ist das Ände- 
rungsgesetz zum Soldatenversorgungsgesetz in der 
Fassung der vom Kabinett am 1. Februar 1964 be- 
schlossenen Regierungsvorlage. Ferner nimmt der 
Entwurf einige redaktionelle Änderungen vor. Die 
Vorschrift über die Zuständigkeit für die Durchfüh- 
rung der Versorgung nach den §§ 33 bis 34 a des 
Gesetzes in der Entwurfsfassung ist aus dem bis- 
herigen § 33 Abs. 9 in den neuen § 34 b übernom- 


men und tritt damit hinter das materielle Recht. 
Inhaltlich ist sie in Satz 1 unverändert; die Ände- 
rung des Satzes 2 dient der Angleichung. Für die 
Entscheidung über die Gewährung des Ausgleichs 
nach § 35 sind — im Gegensatz zu den Entscheidun- 
gen nach § 34 b — das Bundesverwaltungsamt und 
die Verwaltungsgerichte zuständig; die materielle 
Vorschrift hat daher ihren Platz hinter der Verfah- 
rensvorschrift für die anderen Versorgungsleistun- 
gen gefunden. 

Zu Nummer 24 

Sechster Abschnitt 

In den neuen sechsten Abschnitt sind im Anschluß 
an die Straf- und Bußgeldvorschriften die Diszi- 
plinarvorschriften übernommen, weil sie sich in 
ihrem jetzigen Umfang und auch systematisch in 
den Abschnitt über die Rechtsstellung der Ersatz- 
dienstpflichtigen schlecht einfügen. Bei den Straf- 
vorschriften sieht der Entwurf Verschärfungen vor. 
Die Erfahrungen der ersten drei Jahre des zivilen 
Ersatzdienstes haben gezeigt, daß der Prozentsatz 
der Ersatzdienstpflichtigen, die sich strafbar machen, 
insbesondere durch eigenmächtige Abwesenheit und 
durch Dienstflucht höher ist, als vorauszusehen war. 
Jährlich müssen über 300 Strafverfahren durchge- 
führt werden. 

Unter diesen Umständen mußte der Entwurf wenig- 
stens die Mindeststrafe und den Ausschluß der 
Geldstrafe sowie die Grundsätze für die Wahl unter 
den verschiedenen Arten der Freiheitsstrafe aus den 
§§ 10 und 11 des Wehrstrafgesetzes übernehmen; 
auch stellt er die versuchte Anstiftung zur Dienst- 
flucht unter Strafsanktion. Höhere Strafen als im 
Wehrstrafgesetz vorzusehen, erscheint zur Zeit nicht 
erforderlich. Es besteht die Hoffnung, daß künftig 
Strafverfolgungsbehörden und Gerichte die gleichen 
Verstöße nicht mehr in milderem Lichte sehen, wenn 
es sich um den zivilen Ersatzdienst und nicht um 
den Wehrdienst handelt. Ob es den Gerichten und 
der Aufklärung im Ersatzdienst gelingt, die Flut 
der Vergehen insbesondere der Dienstflucht und der 
eigenmächtigen Abwesenheit einzudämmen, bleibt 
abzuwarten. 

Die Disziplinarvorschriften sind, besonders, soweit 
sie das Verfahren betreffen, wesentlich ausgebaut 
worden, um den Disziplinarvorgesetzten praktikab- 
les Recht an die Hand zu geben. Eine künftige um- 
fassende Neuordnung des Rechts der Kriegsdienst- 
verweigerer wird an einer eigenen Disziplinarord- 
nung schwerlich vorbeikommen. 

Zu Nummer 25 

§ 36 

Das Vergehen der eigenmächtigen Abwesenheit von 
der Dienststelle ist im Tatbestand wie bisher ge- 
regelt. Erst die schuldhafte Abwesenheit von mehr 
als drei vollen Kalendertagen — im Qualifikations- 
fall von mehr als einem Monat — schafft einen mit 
Kriminalstrafe bedrohten Tatbestand. 
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Buchstaben a and b 

Der Entwurf hält es, namentlich mit Rücksicht auf 
die bisherigen Erfahrungen, für unumgänglich, die 
Mindeststrafen des § 10 des Wehrstrafgesetzes auf- 
zunehmen. Statt des Strafarrestes ist Haft angedroht, 
dabei muß in Kauf genommen werden, daß § 18 des 
Strafgesetzbuches den Höchstbetrag der Haft auf 
sechs Wochen festsetzt, während nach § 9 Abs. 1 
des Wehrstrafgesetzes Strafarrest bis zu sechs Mo- 
naten ausgeworfen werden kann. 

Zu Nummer 26 

§ 37 

Der neu angefügte Absatz 4 entspricht dem § 109 c 
Abs. 2 des Strafgesetzbuches. Seine Aufnahme er- 
scheint aus den eingangs (S. 39) genannten Gründen 
geboten. Vollendete Anstiftung sowie Beihilfe zur 
Dienstflucht sind bereits von Absatz 1 in Verbin- 
dung mit den §§ 48, 49 des Strafgesetzbuches (vgl. 
auch § 38 a des Gesetzes in der Entwurfsfassunq) 
erfaßt. 

Zu Nummer 27 

§ 38 

Buchstabe a 

Die Überschrift ist redaktionell geändert. 

Buchstaben b bis e 

Die übrigen Änderungen gleichen die Strafandro- 
hungen der Absätze 1 und 2 an die des Wehrstraf- 
gesetzes an. 

Zu Nummer 28 

§ 38 a 

Satz 1 dieser neuen Vorschrift stellt klar, daß An- 
stiftung und Beihilfe zu den Straftaten des sechsten 
Abschnittes auch von Nichtdienstleistenden began- 
gen werden können. Bei den militärischen Straf- 
taten des Wehrstrafgesetzes, die den §§ 36 bis 38 
des Gesetzes in der Entwurfsfassung entsprechen, 
ist die Mindeststrafe für Nichtsoldaten jeweils das 
gesetzliche Mindestmaß. Es ist notwendig. Nicht- 
dienstleistende den Nichtsoldaten insoweit gleichzu- 
stellen (Satz 2). 

§ 38 b 

Die Vorschrift ist ebenfalls neu. Der Entwurf über- 
nimmt die Grundsätze für die Verhängung von Haft 
und Einschließung bei den Sonderdelikten des sech- 
sten Abschnittes aus dem Wehrstrafgesetz (Absatz 1 
und 2). Es ist auch nicht gerechtfertigt, gegen Ersatz- 
dienstleistende Geldstrafe an Stelle einer an sich 
verwirkten Freiheitsstrafe zuziilassen, wenn dies 
gegenüber Soldaten nicht der Fall ist (Absatz 3). 

Zu Nummer 29 

§ 39 

Buchstabe a 

Die Überschrift ist der modernen Gesetzessprache 
angepaßt. 


Buchstabe b 

I Absatz 1 Satz 1 behandelt als Ordnungswidrigkeiten 
I Verstöße gegen die sich aus der Ersatzdienstüber- 
I wachung ergebenden Pflichten sowie gegen die 
Pflicht, sich zu angeordneten ärztlichen Untersu- 
chungen vorzustellen und die Untersuchungen im 
Rahmen des Gesetzes zu dulden. Satz 2 dient der 
Verhinderung eines Umkehrschlusses. 

Buchstabe c 

Absatz 3 mußte im Hinblick auf die geänderte Orga- 
nisation des Ersatzdienstes neu gefaßt und gleich- 
zeitig der moderne Sprachgebrauch auch bei dieser 
vielfach anzutreffenden Vorschrift berücksichtigt 
werden. 

Zu Nummer 30 

§ 39 a 

Nach dem geltenden Gesetz wird die Verletzung 
jeder einzelnen Dienstpflicht bestraft. Absatz 1 führt 
den Begriff des Dienstvergehens ein, wie ihn auch 
das Bundesbeamtengesetz, die Bundes- und die 
Wehrdisziplinarordnung kennen. Alle zur diszipli- 
nären Erledigung anstehenden Dienstpflichtverlet- 
zungen werden als ein einheitliches Dienstvergehen 
i behandelt. Nicht jede Disziplinwidrigkeit bedarf der 
disziplinären Ahndung; die Regelung des Absatzes 2 
entspricht, von redaktionellen Änderungen abge- 
sehen, dem bisherigen Recht (§ 27 Abs. 1). Das Be- 
strafungsverbot wegen Zeitablaufes ist in Absatz 3 
im wesentlichen wie im geltenden Recht (§ 26 Abs. 5) 
geregelt, sieht jedoch die Verlängerung der Frist auf 
ein Jahr vor; als weitere Ruhensgründe sind in An- 
lehnung an die Wehrdisziplinarordnung (§ 7 Abs. 2 
Satz 2) das Schweben einer förmlichen Beschwerde, 
eines Verfahrens vor der Bundesdisziplinarkammer 
und eines Strafverfahrens wegen der Tat aufgenom- 
men. 

§ 39 b 

Die Strafarten sind unverändert, auch das Verhält- 
nis ihrer Schwere (§ 10 Abs. 1 der Wehrdisziplinar- 
ordnung kennt die Geldbuße als die leichtere Strafe) 
und ihre Kumulierung. 

§ 39 c 

bestimmt die Begriffe des Verweises und der Aus- 
gangsbeschränkung und setzt die Strafrahmen fest. 
Der Entwurf erhöht die zulässige Zeitdauer für die 
Ausgangsbeschränkung; außerdem ist die soge- 
nannte verschärfte Ausgangsbeschränkung (vgl. 
§ 14 Abs. 1 Satz 2 der Wehrdisziplinarordnung) zur 
Klarstellung ausdrücklich aufgenommen und Umris- 
sen worden (Absatz 2). Als Geldbuße darf nunmehr 
nach Absatz 3 im Höchstfall ein Betrag ausgeworfen 
werden, der dem zweimonatigen Monatssold gleich- 
kommt. Beide Straferhöhungen sind nach den Er- 
I fahrungen der Praxis unumgänglich, da ihrer Art 
nach schärfere Strafen dem Ersatzdienst nicht be- 
, kannt sind. Es bleibt abzuwarten, ob sie in Verbin- 
I düng mit den ständigen sonstigen Bemühungen um 
j die Erziehung der Ersatzdienstleistenden ausreichen 
werden, um die auch und gerade im Ersatzdienst 
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notwendige Disziplin herzustellen; von der Einfüh- 
rung der Arreststrafe in Anlehnung an das Wehr- 
disziplinarrecht ist vorerst abgesehen worden. 

§ 39 d 

Im Zuge der Verlagerung der Verwaltungszustän- 
digkeit auf das Bundesverwaltungsamt ist die Ein- 
richtung des vom Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung bestellten Disziplinarbeamten besei- 
tigt worden. Disziplinarvorgesetzter ist nunmehr 
nach Absatz 1 grundsätzlich der Präsident des Bun- 
desverwaltungsamtes. Dieser kann gemäß Absatz 2 
den Leitern der Dienstgruppen und deren Vertre- 
tern für den Fall der Verhinderung der Leiter im 
Einzelfall beschränkte Disziplinargewalt übertragen. 
Die Regelung, daß diesen Personen Disziplinarbe- 
fugnisse kraft Gesetzes zustehen, hat sich in dieser 
Allgemeinheit als nicht zweckmäßig erwiesen. 

Vor der Übertragung von Disziplinargewalt wird in 
jedem Einzelfalle geprüft werden müssen, ob die 
ordnungsmäßige LTandhabung der Disziplinarvor- 
schriften gewährleistet ist, und laufende Überwa- 
chung gerade auch in dieser Hinsicht stattzufinden 
haben. Wird vor Erledigung einer Disziplinarsache 
der Beschuldigte versetzt, so geht die Disziplinar- 
gewalt nach Absatz 3 auf den Präsidenten des Bun- 
desverwaltungsamtes über; dem Leiter einer Dienst- 
gruppe die weitere Erledigung zu übertragen, ob- 
wohl sich der Beschuldigte nicht am Ort aufhält oder 
die Ermittlungen auswärts geführt werden müssen, 
erscheint untunlich. Nach Absatz 4 sind die Leiter 
der Dienstgruppen von der Ausübung der Diszi- 
plinargewalt ausgeschlossen, wenn sie an der Tat 
beteiligt, durch sie persönlich, d. h. nicht nur in 
ihrer Dienststellung, verletzt sind oder sich für be- 
fangen halten. Die Vorschrift ist aus § 19 der Wehr- 
disziplinarordnung übernommen, nicht zuletzt, weil 
solche Fälle im Ersatzdienst nicht selten sind. 

§ 39 e 

Die Vorschriften über die Aufklärung des Sachver- 
haltes entsprechen den bisherigen (§ 27 Abs. 1 
Satz 3, Abs. 2 Satz 1 und 2 des Gesetzes über den 
zivilen Ersatzdienst). 

§ 39 f 

Neu aufgenommen sind Vorschriften über die Ein- 
stellung des Verfahrens aus rechtlichen oder Ermes- 
sengründen. Im Einstellungsfalle kann der Präsident 
des Bundesverwaltungsamtes, entsprechend der Re- 
gelung in § 22 Abs. 2 der Bundesdisziplinarordniing, 
das Verfahren an sich ziehen und — innerhalb der 
Frist des § 39 a Abs. 3 des Gesetzes in der Entwurfs- 
fassung — anderweitig entscheiden; das Gegenstück 
dazu, für den Fall, daß eine Strafe verhängt worden 
ist, ist in § 39 k des Gesetzes in der Entwurfsfassung 
‘ behandelt. 

§ 39 g 

Die Vorschrift lehnt sich an § 23 der Bundesdiszipli- 
narordnung an. Sie bestimmt insbesondere, wie zu 
verfahren ist, wenn der nach § 39 d Abs. 2 des Ge- 
setzes in der Enlwurfsfassung zuständige Diszipli- 
narvorgesetzte der Auffassung ist, daß seine Straf- 
gewalt nicht ausreiche. 


§ 39 h 

Die Form der Disziplinarbestrafung ist im wesent- 
lichen wie im geltenden Gesetz (§ 27 Abs. 3) gere- 
gelt. Hinzu gekommen sind die Möglichkeit der Zu- 
stellung der Disziplinarverfügung, um die Verhän- 
gung nicht zu verzögern, wenn der Beschuldigte orts- 
abwesend ist, und das Gebot schriftlicher Rechts- 
behelfsbelehrung in jedem Falle sowie der Aushän- 
digung einer Abschrift der Disziplinarverfügung 
bei Eröffnung (Absatz 1). Die Beschwerdevorschrif- 
ten des Absatzes 2 sind unverändert, abgesehen da- 
von, daß sie den Wegfall des Disziplinarbeamten 
berücksichtigen. 

§ 39 i 

§ 27 Abs. 5 des geltenden Gesetzes ist sachlich über- 
nommen; jedoch ist, um einheitliche Rechtsprechung 
sicherzustellen, stets die Bundesdisziplinarkammer 
zuständig, in deren Bezirk das Bundesverwaltungs- 
amt seinen Sitz hat. 

§ 39 k 

sieht in Anlehnung an § 27 Abs. 2 der Bundesdiszi- 
plinarordnung die Aufhebung von Disziplinarstra- 
fen durch den Präsidenten des Bundesverwaltungs- 
amtes vor. Die Aufhebung ist im allgemeinen in das 
pflichtmäßige Ermessen gestellt, aber nur innerhalb 
eines halben Jahres nach Erlaß der Strafe zulässig 
(Absatz 1). Nach Absatz 2 ist die Aufhebung und 
Neuentscheidung obligatorisch, wenn nachträglich 
ein im wesentlichen Sachverhalt abweichendes 
Strafurteil ergeht (vgl. § 22 Abs. 3, § 31 Abs. 3, 4 
' der Wehrdisziplinarordnung). Diese Regelung macht 
die Aussetzung des Disziplinarverfahrens wegen 
eines anhängig gewordenen Strafverfahrens und die 
Bindung an den Tatbestand des Strafurteils ent- 
behrlich. Die Frist des § 39 a Abs. 3 ist auch hier zu 
beachten. 

§ 391 

Die Vollstreckung ist eingehender als bisher gere- 
gelt. Absatz 1 weist sie dem Disziplinarvorgesetzten 
zu, der die Strafe verhängt hat. Die Vorschrift be- 
rücksichtigt, daß die Ausgangsbeschränkung prak- 
tisch nur von einem ortsanwesenden vollstreckt wer- 
den kann. An der Tat Beteiligte oder durch sie 
persönlich Verletzte sind von der Vollstreckung 
ausgeschlossen. Absatz 2 zieht, wie bisher § 28 
Abs, 1 des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst, 
die Folgerung daraus, daß die Vollstreckung des 
Verweises mit seiner Verhängung zusammenfällt, 
weil eine besondere Form seiner Vollstreckung — 
wie in § 36 Abs. 2 der Wehrdisziplinarordnung — 
nicht vorgesehen ist. Für die Vollstreckbarkeit von 
Ausgangsbeschränkung und Geldbuße genügt es 
nach Absatz 3, wie bisher (§ 28 Abs. 2 Satz 1), daß 
Beschwerde innerhalb der gesetzlichen Frist nicht 
erhoben worden ist oder daß die Beschwerdeent- 
scheidung vorliegt, es sei denn, daß die Bundes- 
disziplinarkammer die Vollstreckung aussetzt. Die 
neue Vorschrift, daß zur Sicherung der Vollstrek- 
j kung der Ausgangsbeschränkungen Meldepflichten 
auferlegt werden können (vgl. § 36 Abs. 4 Satz 3 
I der Wehrdisziplinarordnung), ist vollstreckungs- 
! rechtlicher Natur; sie ist daher nicht bei den materi- 
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eilen Vorschriften unterzubringen. Nach Absatz 4 
werden die Geldbußen nach dem Verwaltungsvoll- 
streckungsgesetz vollstreckt; zur Vereinfachung ist 
jedoch die Einbehaltung von Sold in bestimmten 
Grenzen für zulässig erklärt. Die Vollstreckungsver- 
jährung ist wie in § 41 der Wehrdisziplinarordnung 
geregelt (Absatz 5). 

§ 39 m 

Nicht zu umgehen ist die Aufnahme einer Vorschrift 
über die Erteilung von Auskünften. Vorbild ist 
§ 42 b Abs. 1 der Wehrdisziplinarordnung; entspre- 
chend der dortigen Regelung ist nur die Erteilung 
von Auskünften über die schwereren Strafen vor- 
gesehen. Die Entscheidung ist in jedem Einzelfalle 
dem Präsidenten des Bundesverwaltungsamtes Vor- 
behalten. 

§ 39 n 

Der bisherige § 29 ist nur redaktionell geändert. Er 
bereinigt die Verweisung und übernimmt am 
Schlüsse den Wortlaut des § 104 der Bundesdiszi- 
plinarordnung und des § 118 Abs. 1 Satz 1 der 
Wehrdisziplinarordnung. 


Zu Nummer 31 

Siebenter Abschnitt 

In dem neuen Abschnitt sind die erforderlichen be- 
sonderen Verfahrensvorschriften niedergelegt; sie 
ersetzen die Verweisungen des bisherigen § 40. 
Dessen Absätze 1 und 2 sind nach Inkrafttreten der 
Verwaltungsgerichtsordnung entbehrlich geworden; 
die Regelung des bisherigen Absatzes 3 ist bereits 
in Artikel 65 des Grundgesetzes enthalten. 


Zu Nummer 32 

§ 40 

Aus rechtsstaatlichen Gründen und um die Rechts- 
behelfsfristen festzulegen, unterwirft die Vorschrift 
in Absatz 1 und 2 alle belastenden Verwaltungsakte 
einschließlich derjenigen, mit denen Anträge ganz 
oder teilweise zurückgewiesen werden, allgemein 
besonderen Formvorschriften. Förmliche Zustellung 
findet nach Absatz 2 ferner statt, wenn sie durch 
Gesetz, Verwaltungsvorschrift oder Einzelanord- 
nung vorgeschrieben ist. 

Nach Absatz 3 sind alle Zuslellimgen, auch wenn sie 
nicht Verwaltimgsakte zum Gegenstand haben (La- 
dungen) oder nicht von Bundesbehörden bewirkt 
werden, nach dem Verwaltungszustellungsgesetz ab- 
zuwickeln. Unbeschadet der Zulässigkeit von Er- 
satzzustellungen sind, entsprechend § 44 Abs. 1 
Satz 4 des Wehrpflichtgesetzes, die Zustellungen an 
den minderjährigen Wehrpflichtigen selbst, nicht an 
den gesetzlichen Vertreter, zu bewirken; sie setzen 
jedoch auch die Antrags- und Anfochlungsfristen für 
den gesetzlichen Vertreter (§ 40 e des Entwurfs) als 
solchen in Lauf. Absatz 4 soll eine Vermutung für 
den Zugang nidif /ug('sf ellter Mitleilungen begrün- 
den. 


§ 40 a 

Absatz 1 bestimmt die Widerspruchsbehörde; die 
Vorschrift ist für die Fälle erforderlich, in denen der 
Verwaltungsakt vom Leiter einer Dienststelle ge- 
setzt worden ist. Absatz 2 entspricht in der Sache 
dem § 33 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes. Die Ab- 
weichung von den Vorschriften der Verwaltungs- 
gerichtsordnung ist wegen des öffentlichen Interes- 
ses an der Heranziehung und an schneller Klärung 
der Verhältnisse ebenso wie bei der Bundeswehr 
gerechtfertigt. Für andere als die ausdrücklich ge- 
nannten Verwaltungsakte gilt die Verwaltungsge- 
richtsordnung. 

§ 40 b 

übernimmt geltendes Recht (§ 40 Abs. 4 des bis- 
herigen Gesetzes i. V. m. § 33 Abs. 8 des Wehr- 
pflichtgesetzes). Er soll die wiederholte Berufung 
auf bereits unanfechtbar entschiedene Punkte aus- 
schließen und schränkt insoweit das Prinzip der 
Offizialmaxime ein. 

§ 40 c 

beläßt es im Grundsatz bei der Regelung des § 40 
Abs. 4 des geltenden Gesetzes i. V. m. § 33 Abs. 5 
Satz 2, § 35 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes. Die 
Ausnahmevorschrift in Absatz 1 ist notwendig, weil 
der Bescheid über die Verfügbarkeit für den zivilen 
Bevölkerungsschlitz nicht von der Einberufungsbe- 
hörde selbst erlassen wird; der Fall der Unab- 
kömmlichstellung ist außer Betracht gelassen, da für 
diese und für die Einberufung dieselbe Behörde zu- 
ständig ist. Den Eintritt der aufschiebenden Wir- 
kung von einer Prüfung des vorgelegten Bescheides 
abhängig zu machen, erscheint nicht angängig, weil 
diese im Ersatzdienst von der Einberufungsbehörde 
selbst vorgenommen werden müßte, deren Bescheid 
gerade angefoditen wird. Notwendig ist die aus- 
drückliche Ergänzung um die Vorschrift, daß auch 
die Klage gegen einen sogenannten Nachmuste- 
rungsbescheid des Bundesverwaltungsamtes keine 
aufschicbende Wirkung hat; dies gilt bisher nach 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerich- 
tes nur für den Fall, daß auch der Einberufungsbe- 
scheid angefochten ist. 

§ 40d 

Die Rechtsmittelbeschränkung entspricht dem bishe- 
rigen Recht (§ 40 Abs, 4 des geltenden Gesetzes 
i. V. m. § 34 des Wehrpflichtgesetzes); die Ergän- 
zung des Absatzes 1 ist erforderlich, um die Rechts- 
mittelbeschränkung nicht auf Fälle auszudehnen, für 
die sie nicht gedacht ist (vgl. § 40 a des Gesetzes in 
der Entwurfsfassung und § 34 des Wehrpflichtgeset- 
zes einerseits, § 59 des Soldatengesetzes anderer- 
seits). 

§ 40 e 

enthält eine dem § 19 Abs. 5 des Wehrpflichtgeset- 
zes entsprechende Regelung. 

Zu Nummer 33 

Achter Abschnitt 

Der adile Absdmitt enthält, wie der bisherige vierte, 
Vorweisungen auf das Arbeitsplatzschutzgesetz, das 
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Unterhaltssicherungsgesetz sowie auf das Recht des | 
öffentlichen Dienstes, ferner besondere Vorschriften 
für den Verteidigungsfall, die Grundrechtseinschrän- 
kungen gemäß Artikel 19 Abs. 1 des Grundgesetzes 
und die bisherige Vorschrift über Versorgungslei- 
stungen an im Land Berlin wohnende Berechtigte, 

Zu Nummer 34 

§ 41 

ist in Einzelheiten redaktionell geändert. Für die 
Gewährung von Härteausgleich nach § 23 des Unter- 
haltssicherungsgesetzes sieht der Entwurf in Num- 
mer 2 die Mitwirkung des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung an Stelle des Bundesmini- 
sters der Verteidigung vor. Die bisherige Nummer 3 
ist durch einen neuen Absatz 2 nach dem Vorbild 
des § 60 Abs. 2 des Entwurfes zu einem Gesetz über 
die Dienstleistungspflicht im Bundesgrenzschutz er- 
setzt, weil die bisherige Fassung nicht eindeutig alle 
Fälle deckte, die sie treffen sollte. Das Sozialver- 
sicherungsrecht enthält jetzt eigene Vorschriften für 
den Ersatzdienst (Artikel 2 §§ 4 bis 7); für das Recht 
der Arbeitslosenversicherung gilt dies bereits seit 
dem Zweiten Änderungsgesetz zum AVAVG vom 
7. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 705). 

Zu Nummer 35 

§ 41 a 

enthält Sondervorschriften für den Verteidigungs- 
fall in Anlehnung an § 48 des Wehrpflichtgesetzes 
in Fassung der Dritten Novelle unter Beschränkung 
auf das Notwendigste. 

Zu Nummer 36 

§ 42 

Die Ergänzung des § 42 zieht die nach Artikel 19 
Abs. 1 des Grundgesetzes notwendige Folgerung 
aus dem Verbot der Sammelbeschwerde in § 25 
Abs. 3 des Gesetzes in der Entwurfsfassung. 

Zu Nummer 37 

§ 43 

Absatz 1 ist redaktionell klargestellt; getroffen wer- 
den sollen nur Versorgungsansprüche. § 35 ist zur 
Klarstellung ausdrücklich mitgenannt, weil der Fall 
denkbar ist, daß ein Ersatzdienstleistender während 
der Dienstzeit seinen Wohnsitz oder ständigen Auf- 
" enthalt im Land Berlin nimmt. Absatz 2 ersetzt die 
bisherige Verweisung durch Klartext (vgl. die Stel- 
lungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates zum Entwurf eines 
Zivildienstgesetzes, Drucksache IV/450 „Nach § 67", 
Seite 48). 


Artikel 2 

Artikel 2 enthält die materiellen und verfahrens- 
rechtlichen Übergangsvorschriften, die Änderung der 


Sozialversicherungsgesetze an Stelle der bisherigen 
Verweisung in § 41 Nr. 3 des Gesetzes über den 
zivilen Ersatzdienst sowie eine allgemeine Bereini- 
gungsvorschrift. 

§ 1 

Die Vorschrift, die die zeitliche Geltung des mate- 
riellen Rechts betrifft, geht davon aus, daß auf Alt- 
fälle das bisherige Recht Anwendung findet. Ab- 
satz 1 ergänzt § 8 d des Gesetzes in der Entwurfs- 
fassung, indem er für die Fälle, in denen die Aner- 
kennung vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes erfolgt ist, diesen an die Stelle des Zeit- 
punktes der Anerkennung setzt. Die Ergänzung ist 
auch notwendig für vor Inkrafttreten des Ände- 
rungsgesetzes erlassene Bescheide des Bundesmini- 
sters für Arbeit und Sozialordnung über beschränkte 
Tauglichkeit. Absatz 2 übernimmt für die zeitliche 
Geltung der neuen Disziplinarvorschriften die Rege- 
lung des § 2 Abs. 1 und 2 des Strafgesetzbuches. 
Absatz 3 soll sicherstellen, daß die mit § 33 Abs. 5 
des Gesetzes in der Entwurfsfassung eingeführte Ver- 
besserung auch den Ersatzdienstpflichtigen zugute 
kommt, die ihre Schädigung bereits vor Inkrafttre- 
ten dieses weitergehenden versorgungsrechtlichen 
Schutzes erlitten haben. Die Vorschrift über die 
Frist für die Antragstellung ist dem Artikel VI § 1 
Abs. 2 des Zweiten Neuordnungsgesetzes nachgebil- 
det. 

§ 2 

Die Ubergangsvorschrift betrifft das Verfahrens- 
recht; sie unterwirft in Abweichung von dem Grund- 
satz, daß neues Verfahrensrecht auch schwebende 
Verfahren ergreift, die anhängigen Fälle teilweise 
dem bisherigen Recht. Absatz 1 läßt es in schweben- 
den Fällen bei der Ausschaltung des Vorverfahrens 
nach bisherigem Recht bewenden, wenn nach neuem 
Recht das Vorverfahren obligatorisch ist (z. B. bei 
Ablehnung eines Entlassungsantrages). Das gleiche 
gilt nach Absatz 2 für die Anfechtbarkeit von Ent- 
scheidungen der Verwaltungsgerichte, die vor 
Inkrafttreten des Änderungsgesetzes ergangen sind. 
Absatz 3 berücksichtigt, daß nach dem Entwurf 
Ersatzdienstgruppenleiter und deren Vertreter Dis- 
ziplinargewalt nur noch kraft ausdrücklichen Über- 
tragungsaktes ausüben können. Nach Absatz 4 soll 
es in schwebenden Härteausgleichsfällen (§ 23 des 
Unterhaltssicherungsgesetzes) bei der bisherigen 
Mitwirkungsregelung verbleiben. 

§ 3 

Die Vorschrift sieht übergangsweise die entspre- 
chende Anwendung der Verordnung vom 24. Juli 
1962 und der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
vom 31. Januar 1964 zu § 13 des Wehrpflichtgeset- 
zes vor. 

§§ 4 bis 7 

Die bisherige Fassung des Gesetzes über den zivilen 
Ersatzdienst enthielt in § 41 Nr. 3 eine generelle Be- 
I zugnahme auf die für Wehrpflichtige geltenden 
sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften. Eine 
derartige Bezugnahme ist in dem vorliegenden Ge- 
setzentwurf nicht mehr vorhanden. An ihre Stelle 
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tritt eine Änderung und Ergänzung der jeweils in 
Betracht kommenden Vorschriften der Reichsver- 
sicherungsordnung, des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes, des Reichsknappschaftsgesetzes, des Hand- 
werkerversidierungsgesetzes, jeweils unter Zu- 
grundelegung der Fassung, die sie durch die Dritte 
Wehrpfliditnovelle in der Fassung der Kabinettvor- 
lage erhalten sollen. 

Eine Erwähnung der Ersatzdienstleistenden in den 
sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften selbst ist 
aus systematischen Gründen erforderlich. Diese Vor- 
schriften sollen alle im Frieden vorhandenen ver- 
sicherungspflichtigen Personengruppen benennen 
und die für sie geltenden Regelungen des Versiche- 
rungsverhältnisses enthalten. Schon während der 
Entstehung der bisherigen Gesetzesfassung war be- 
absichtigt, in dieser Weise zu verfahren. Lediglich 
aus Zeitmangel hatte man sich seinerzeit auf eine 
generelle Bezugnahme beschränkt. 

§ 8 

Die Vorschrift über die Bereinigung der geänderten 
Bezeichnungen entspricht der üblichen Fassung. 

Artikel 3 

Es erscheint notwendig, gemäß Artikel 19 Abs. 1 
Satz 2 des Grundgesetzes sowohl die neue Grund- 
rechtseinschränkung in § 25 Abs. 3 des Gesetzes in 
der Entwurfsfassung als auch die bisherigen wegen 
der in dem Entwurf vorgenommenen Erweiterung 
des Personenkreises der Gesetzesunterworfenen (§ 8 
Abs. 2 des Gesetzes in der Fassung des Entwurfes) in 
dem Änderungsgesetz ausdrücklich zu kennzeichnen. 


Artikel 4 

Die Ermächtigung zur Neubekanntmachung ent- 
spricht der üblichen Fassung. 


Artikel 5 

bestimmt das Inkrafttreten des Änderungsgesetzes. 
Der neue Ansprüche eröffnende § 33 Abs. 5 Satz 2 
in der Fassung des Artikels 1 soll rückwirkend in 
Kraft treten, um die anerkannten Kriegsdienstver- 
weigerer nicht gegenüber den Kriegsopfern und Sol- 
daten, für die die Änderung ebenfalls mit Wirkung 
vom 1. Januar 1964 in Kraft treten soll, zu benach- 
teiligen. 


III. 

Finanzielle Auswirkungen 

Länder und Gemeinden werden mit Kosten nicht 
belastet. Auch den Bund trifft keine ins Gewicht fal- 
lende Belastung mit neuen Kosten. 

Durch die Verlagerung der Aufgabe wird grund- 
sätzlich kein Personalmehrbedarf entstehen, da die 
mit den Verwaltungsaufgaben befaßten Kräfte mit 
übergehen. Dabei ist jedoch zu bemerken, daß die 
weitere Durchführung des zivilen Ersatzdienstes we- 
gen des angewachsenen Personenkreises (1962: 610, 
1963: 970, 1964: voraussichtlich 1500 Ersatzdienst- 
leistende) in absehbarer Zeit zusätzliches Personal 
erfordert, das ohne Verlagerung der Verwaltungs- 
aufgaben beim BMA eingestellt werden müßte. Ent- 
sprechendes gilt für die damit verbundenen Sadiaus- 
gaben. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Artikel 1 Nr. 15 (§ 24) 

In § 24 Abs. 5 Satz 2 sind die Worte „einer Uni- 
versität" durch die Worte „einer wissenschaft- 
lichen Hochschule" zu ersetzen. 

Begründung 

Den medizinischen Hochschulen und medizini- 
schen Fakultäten an anderen wissenschaftlichen 
Hochschulen als Universitäten sollte ebenfalls 
ein Recht auf Benennung von Ärzten für die Be- 
gutachterkommission zustehen. 


2. Artikel 1 Nr. 28 (§ 38 a) 

§ 38 a Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Bei Anstiftung und Beihilfe durch Personen, die 
nicht Dienstleistende sind, tritt an die Stelle des 
Mindestmaßes eine Freiheitsstrafe nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes das im Strafgesetzbuch 
bestimmte Mindestmaß." 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 
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